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Zufrieden? 

Die Angst vor ganztätigigen Streiks brachte den 
schnellen Abschluss. 

Interview mit Achim Bigus auf. 
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Auseinandersetzung um „das Profil“ 

Die Linkspartei kommt am Wochenende zu ihrem 
Bundesparteitag in Magdeburg zusammen. Vorbe¬ 
trachtung und Interview auf. 
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Frau Merkels Deal mit Erdogan 

Verschachert werden Flüchtlinge, Kurden, die Rechte der Türken und ihres Parlaments 



Was in Merkels Kosten-Nutzen-Rechnung keine Rolle spielt: Die kurdische Stadt Cizre im März dieses Jahres, zerstört 
von türkischen Truppen. 


B undeskanzlerin Angela Merkel 
hat ein Gespür für den richti¬ 
gen Zeitpunkt. Am vergange¬ 
nen Montag hat sie in Istanbul den 
türkischen Präsidenten Recep Tayy- 
ip Erdogan getroffen. Am Freitag zu¬ 
vor hatte das türkische Parlament die 
Immunität eines Viertels seiner Ab¬ 
geordneten aufgehoben. Die meisten 
der kriminalisierten Parlamentarier 
kommen von der prokurdischen HDP 
Der Vorwurf gegen die meisten von 
ihnen: Unterstützung der „Terroror¬ 
ganisation“ PKK. 

Während Erdogan nicht einmal 
vorgibt, die formalen Spielregeln der 
bürgerlichen Demokratie einzuhalten, 
erklärte Merkel, warum sie das Ge¬ 
spräch mit dem türkischen Staatschef 
suche: Deutschland sei zwar - trotz 
Flüchtlingsdeal - nicht einseitig ab¬ 
hängig von der Türkei. Es gebe aber 
„wechselseitige Abhängigkeiten“. „Sie 
können es auch einfach die Notwendig¬ 
keit zum Interessenausgleich nennen“, 
so Merkel im Interview mit der Frank¬ 
furter Allgemeinen Sonntags zeitung. 

Das Interesse Merkels ist: Sie will 
die EU gegen Flüchtlinge abschotten, 
das eigene Image als Willkommens¬ 
kanzlerin erhalten und andere die 
Drecksarbeit machen lassen. Erdo¬ 
gan will die Macht des AKP-Regimes 
sichern und sich selbst zum mächtigen 
Präsidenten krönen lassen. Er soll der 
EU den Türsteher machen. Die EU 
zahlt dafür sechs Milliarden Euro. 
Merkel gibt ihre politische Unterstüt¬ 
zung für Erdogan dazu. 

Das Gespür für den richtigen Zeit¬ 
punkt hatte Merkel schon mit ihrem 
Türkei-Besuch im vergangenen Ok¬ 
tober gezeigt - unmittelbar vor den 
Wahlen in der Türkei. Ihr Besuch er¬ 
laubte Erdogan, sich als international 
anerkannten Staatsmann darzustel¬ 
len. Erdogan wiederum führte seinen 
Wahlkampf nicht nur, indem er Merkel 
die Hand schüttelte. Nachdem im Mai 
die demokratische und prokurdische 
Partei HDP ins Parlament eingezogen 
war, ließ er die Sondereinheiten der 
Polizei in kurdische Städte einmar¬ 
schieren. Seitdem führt der türkische 
Staat Krieg gegen die kurdische Be¬ 
völkerung. 

Seit dem vergangenen Herbst hat 
Erdogan kurdische Städte zerstören 


und einen russischen Kampfbomber 
abschießen lassen, kurdische Stellun¬ 
gen in Syrien beschießen und demo¬ 
kratische Journalisten ins Gefängnis 
stecken lassen. Der DKP-Vor sitzen¬ 
de Patrik Köbele stellte am Sonntag 
fest: „Merkel hat hat ihren Teil dazu 
beigetragen, dass das AKP-Regime 
seine Macht stabilisieren konnte. Für 
den Terror und die Repression, die 
vom türkischen Staat ausgehen, trägt 
deshalb die deutsche Regierung ei¬ 
nen Teil der Verantwortung.“ Köbele 
forderte: „Die Bundesregierung muss 
den Flüchtlingsdeal mit Erdogan stop¬ 
pen, sie muss das PKK-Verbot aufhe- 
ben, sie muss die Bundeswehrsolda¬ 
ten aus dem türkischen Incirlik ab- 
ziehen.“ Auch bürgerliche Politiker 
in Deutschland gehen auf Distanz zu 
ihrem türkischen Partner. Bundestags¬ 
präsident Lammert bescheinigte Er¬ 
dogan „autokratische Ambitionen“. 


Merkel bleibt Erdogan gewogen. 
Um das zu zeigen, erlaubte sie die 
Strafverfolgung des Satirikers Böh¬ 
mermann. Bei ihrem Türkeibesuch 
traf sie sich am Sonntag zwar mit 
„Vertretern der Zivilgesellschaft“, die 
Erdogan nicht unterstützen. Zu einem 
Treffen mit kurdischen Politikern oder 
verfolgten demokratischen Journalis¬ 
ten war sie nicht bereit - „um Erdo¬ 
gan nicht zu verärgern“, schätzt Sevim 
Dagdelen (Linkspartei) ein. 

Während der türkische Staat die 
Terror-Vorwürfe gegen die PKK 
nutzt, um die demokratische Opposi¬ 
tion zu beseitigen und den Krieg ge¬ 
gen die Kurden anzuheizen, verfolgt 
auch die deutsche Justiz mutmaßli¬ 
che PKK-Mitglieder. Erst am 12. Mai 
hat das Oberlandesgericht Düsseldorf 
den Prozess gegen Ahmet Celik eröff¬ 
net. Der Vorwurf: Er sei Mitglied ei¬ 
ner „ausländischen terroristischen Ver¬ 


einigung“, er sei ein Kader der PKK. 
Deutschland hält am Verbot der PKK 
fest, während die an Öcalan orientier¬ 
ten Teile der kurdischen Bewegung in 
Syrien den IS-Terror erfolgreich be¬ 
kämpfen. 

Merkel lasse sich von Erdogan er¬ 
pressen - das kritisieren Horst See¬ 
hofer, Alexander Gauland und ver¬ 
schiedene Zeitungen. Mit dem Wort 
von den „wechselseitigen Abhän¬ 
gigkeiten“ reagiert Merkel auf diese 
Kritik und macht deutlich: Ihr Deal 
mit Erdogan hat seinen Preis, und er 
hat seine Gegenleistung. In Merkels 
Kosten-Nutzen-Rechnung ist der 
Türsteher Erdogan die Unterstüt¬ 
zung wert. Die Rechte der Kurden, 
die Demokratie in der Türkei und 
der Kampf gegen Fluchtursachen 
sind in dieser Rechnung unwesent¬ 
liche Posten. 

Olaf Matthes 


Keine Zukunft für die von gestern 

Aggressive Nazis planen am 4. Juni Provokationen in Dortmund 


Für den 4. Juni rufen Nazis wieder zu 
einem „Tag der deutschen Zukunft“ 
in Dortmund auf. Eine „geplante Ver¬ 
nichtung unseres Volkes“ machen die 
Organisatoren in ihrem Aufruf aus, 
setzen in direkter Anknüpfung an die 
Ziele der NSDAP einer „Überfrem¬ 
dung“ „das Modell der Volksgemein¬ 
schaft entgegen, in der wir Deutsche 
als natürliche Schicksalsgemeinschaft 
die Zukunft unserer Kinder sichern“. 
Zu erwarten sind bundesweit anrei¬ 
sende Anhänger der faschistischen 
NPD, der Parteien „Die Rechte“ und 
„Der III. Weg“ sowie weitere aggres¬ 
sive Nazis aus dem gewaltbereiten 
Kameradschaftsspektrum. Dortmund 
ist für sie ein interessanter Veranstal¬ 
tungsort, gilt doch gerade der Dort¬ 


munder Norden als „Hochburg“ der 
Rechten in Westdeutschland. Eine ag- 
ressive Präsenz der Nazis auf der Stra¬ 
ße ist in der Stadt festzumachen, auch 
im Dortmunder Rat sind sie vertreten. 

Die Pläne der Nazis stoßen auf 
breiten Widerstand. So ruft das 
„Bündnis Dortmund gegen Rechts“ 
unter dem Motto „Keine Zukunft 
dem Faschismus! Gemeinsam Nazis 
stoppen!“ zu Gegenaktionen auf. In 
dem Aufruf heißt es u.a.: „Ihre Vor¬ 
stellungen der Zukunft kennen wir: 
Sie bedrohen jüdische Menschen in 
unserer Stadt, stellen Homosexuellen 
nach und bedrängen Geflüchtete vor 
ihren Unterkünften. Mit Drohungen 
und Gewalttaten gegen Migranten 
und politische Gegner versuchen sie 


Angst zu schüren, mit rechter Propa¬ 
ganda das gesellschaftliche Klima in 
unserer Stadt zu vergiften.“ Das Bünd¬ 
nis schätzt ein: „Von dem „Event“ ver¬ 
spricht sich die Partei „Die Rechte“, 
unter deren schützendes Dach sich die 
gewalttätige, kriminelle Dortmunder 
Nazi-Szene geflüchtet hat, die Aner¬ 
kennung ihrer Gesinnungsgenossen 
aus Nah und Fern und Zulauf junger 
Menschen aus Dortmund und Umge¬ 
bung.“ In einer Erklärung der Verein¬ 
ten Dienstleistungsgewerkschaft ver. 
di in Dortmund, Castrop-Rauxel, Lü¬ 
nen und Schwerte heißt es: „Unsere 
Städte müssen auch in Zukunft Orte 
sein, an denen Menschen unterschied¬ 
licher Herkunft, Religion und Kultur 
friedlich und ohne Angst und in ge¬ 


genseitigem Respekt miteinander le¬ 
ben können.“ 

Am vergangenen Freitag hat der 
Dortmunder Polizeipräsident Gregor 
Lange bekanntgegeben, dass die ur¬ 
sprüngliche Anmeldung eines rechts¬ 
extremistischen Aufmarsches in der 
Dortmunder Nordstadt vom Tisch sei. 
„Weder in der Nordstadt noch in der 
Dortmunder City sollen Rechtsextre¬ 
misten am 4. Juni auf sich aufmerksam 
machen können“, so der Polizeipräsi¬ 
dent. Mit Blick auf konkrete polizeili¬ 
che Gefahrenprognosen hat die Dort¬ 
munder Polizei in den rechtlich vorge¬ 
schriebenen Kooperationsgesprächen 
mit dem Anmelder durchgesetzt, dass 
die Veranstaltung in Außenbereiche 
der Stadt verlagert wird. 


Thema der Woche 


Schon Adenauer griff nach 
Atomwaffen 

Seit 1954 galt die Nato-Doktrin der „Mas¬ 
siven Vergeltung“: Falls der Westen einem 
konventionellen Angriff nicht standhielte, 
wollte man sofort atomar Zurückschlagen. 
1958 wurden die ersten US-Atomraketen 
vom Typ „Matador“ nach Deutschland ge¬ 
liefert. Adenauer und Strauß wollten die Ver¬ 
fügungsgewalt über Atomwaffen, doch die 
blieb bei den USA. 

Heute „beherbergt“ der Fliegerhorst Büchel 
noch etwa 20 US-amerikanische Atomwaf¬ 
fen. 
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Nur noch 
5 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und Sonja packt schon die 
Fäuste ein! 

Sonja Gottlieb, bekannt 
als Sängerin und Brecht- 
Interpretin und seit vielen 
Jahren auf Pressefesten dabei, 
fertigt bekanntlich auch tollen 
Silberschmuck. 



Extra für dieses Pressefest hat 
sie schmucke Silberfäuste als 
Anhänger mit dabei. 

uz-pressefest.de 

Büchel 

dichtmachen! 

27.5. ab 11.00 Uhr: Aktionen des zivilen 
Ungehorsams, in diesem Rahmen ab 
14:00 Uhr Runde mit der KP Luxem¬ 
burgs, der Neuen KP der Niederlande, 
der Partei der Arbeit Belgiens und der 
DKP „Weg mit den Atomwaffen, Krie¬ 
ge beenden - aber wie?“ 

28.5. ab n.oo Uhr: Mahnwache, ab 
13.30 Konzert mit Musikandes und ... 
Grußwort von Heinz Keßler, letzter 
Verteidigungsminister der DDR, Mit¬ 
glied der DKP / Rede Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP 

Siehe auch Seite 9. 


Der Arbeitskreis NoTddZ geht 
jedoch weiterhin davon aus, dass der 
Aufmarsch durch ein migrantisch ge¬ 
prägtes Viertel laufen wird und hält 
die Kritik an der polizeilichen Infor¬ 
mationspolitik aufrecht. „Wir erwar¬ 
ten außerdem, dass die Polizei mit 
einem Vorlauf von wenigen Stunden 
ein ganzes Stadtviertel absperren 
wird, um den Aufmarsch der Neona¬ 
zis zu ermöglichen“, befürchtet Tobias 
Schmidt, Pressesprecher des Arbeits¬ 
kreises NoTddZ. „Menschen ohne 
deutschen Pass sind hiervon doppelt 
betroffen: Sie sind der Hetze der Neo¬ 
nazis vor ihrer Haustür ausgesetzt und 
können die Polizeisperren nicht pas¬ 
sieren, da im Pass der Wohnort häufig 
nicht angegeben ist.“ Werner Sarbok 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Lars Mörking zur Pax Bank 

Vergelt's Gott 


Verhaltene Zustimmung 

Tarifabschluss in der Metallindustrie: Umverteilung von unten 
nach oben bleibt • Interview mit Achim Bigus 


Die katholische Pax Bank hat VW- 
Aktien „aus ihren Fonds rausgewor¬ 
fen“; also verkauft. Im Tagesspiegel- 
Interview erzählt Pax-Bank-Chef 
Klaus Schraudner, die Entscheidung 
sei getroffen worden, weil es bei dem 
VW-“Abgasskandal“ um Betrug 



gehe. Dass so ein Geschäftsgeba¬ 
ren für eine katholische Einrichtung 
nicht akzeptabel ist, versteht sich von 
selbst. Inakzeptabel ist für die Pax 
Bank auch ein Kauf von Bayer-Akti¬ 
en. Der Chemiekonzern ist nach Kauf 
des Anti-Baby-Pillen-Herstellers 
Schering als Anlageobjekt ethisch 
nicht mehr vertretbar. 

Mit diesen Wertevorstellungen 
ist Bankchef Klaus Schraudner der¬ 
zeit im Auftrag des Herrn unterwegs. 
Er bewirbt seine Bank und ihre Öff¬ 
nung für Nicht-Katholen als Kunden. 
Diesen Schritt begründet Schraudner 
nicht mit der Notwendigkeit der Kun¬ 
dengewinnung, sondern damit, dass 


IG Metall und Volkswagen haben sich 
für die rund 120 000 Beschäftigten bei 
VW, der Financial Services und der 
Volkswagen Immobilien GmbH auf 
einen Tarifabschluss geeinigt. Danach 
erhalten die Beschäftigten nach drei 
Nullmonaten ab 1. September 2,8 Pro¬ 
zent mehr Geld und ab 1. August 2017 
weitere zwei Prozent mehr. Den Volks¬ 
wagen-Mitarbeitern wird zudem im 
August ein „Rentenbaustein“ in Höhe 
von 200 Euro gutgeschrieben, für die 
Auszubildenden in Höhe von 100 Euro. 
Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von 
20 Monaten und endet zum 31. Janu¬ 
ar 2018. 

„Mit dem erzielten Tarifergebnis ist 
ein wichtiges Zeichen gesetzt - die Be¬ 
schäftigten erhalten einen fairen Anteil 
für ihre gute Leistung und sie müssen 


sich die Bank an Papst Franziskus 
orientiere. Der Papst predige, dass 
Kirche „stärker in der Gesellschaft 
unterwegs sein“ müsse. „Das ist ein 
Anspruch, den wir auch an unsere 
Bank haben. Dazu kommt, dass wir 
mit unserem Wertekodex den Zeit¬ 
nerv treffen“, so Schraudner weiter. 
Geldanlagen sollten demnach neben 
einer finanziellen auch eine soziale 
Rendite abwerfen. 

Um den „Zeitnerv“ mit ihrem 
Wertekodex zu treffen, hat die Pax 
Bank einen Ethikbeirat eingerichtet, 
in dem neben Theologen und Sozial- 
ethikern auch Wissenschaftler sitzen 
sollen. Gerade im katholischen Mili¬ 
eu hat ein Ethikrat sicher viel zu tun, 
zumal dem Wertekodex der Pax Bank 
bisher klare Kriterien fehlen. 

So verabschiedete man sich 
2009 nach Berichten des „Spie¬ 
gel“ aus der Anlage in Aktien vom 
Rüstungskonzern BAE Systems. 
Das sollte einen jedoch nicht zu 
der Annahme verleiten, die „Pax“- 
Bank habe grundsätzlich etwas ge¬ 
gen Krieg. Gerade in neuen Ge¬ 
schäftsbereichen engagiert sich die 
„stark internetgetriebene“ (O-Ton 
Schraudner) Bank auch für das See¬ 
lenheil des Militärs. Das katholische 
Crowdfunding - laut „Tagesspiegel“ 
eine Art Klingelbeutel 2.0 - werden 
Projekte wie „Kinderbetreuung in 
the box“ finanziert. Dabei geht es 
um die Anschaffung von Spielekis¬ 
ten für Militärseelsorger, die für die 
Kinder „tolle Spielmöglichkeiten 
zum Auspacken und Entdecken“ 
bieten sollen, „wenn der Pfarrer 
kommt!“ 


nicht für die Fehler des Managements 
zurückstecken“, sagte Jörg Hofmann, 
Erster Vorsitzender der IG Metall. 

Zusätzlich wurde der Altersteil¬ 
zeitvertrag bis 2022 verlängert, was die 
Jahrgänge 1967 und älter betrifft. Bei 
Volkswagen können die Beschäftigten 
mit 60 Jahren aus dem Berufsleben aus- 
scheiden. Die IG Metall bezeichnete in 
einer Pressemitteilung die Regelung als 
„Gegenmodell zur Rente mit 67“. „Das 
ist vor allem für Beschäftigte wichtig, 
die Jahre im Dreischichtmodus arbei¬ 
ten mussten. Bei Volkswagen haben 
die Beschäftigten des Jahrgangs 1967 
und älter jetzt Planungssicherheit zur 
Gestaltung eines möglichen Ausstiegs 
aus dem Berufsleben“, so Hartmut Mei¬ 
ne, IG Metall-Bezirksleiter für Nieder¬ 
sachsen und Sachsen-Anhalt. 


Der in Nordrhein-Westfalen verein¬ 
barte Pilotabschluss für die Beschäf¬ 
tigten der Metall- und Elektroindustrie 
wurde auch im Tarifgebiet Osnabrück- 
Emsland übernommen: 2,8 Prozent 
ab 1. Juli und weitere zwei Prozent ab 
April 2017. Der Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit von 21 Monaten bis Ende 
2017 

UZ: Wie wird der Abschluss bei Volks¬ 
wagen Osnabrück diskutiert? 

Achim Bigus: Sehr kritisch. Wir konn¬ 
ten in drei Warnstreiks die Beteiligung 
gegenüber den letzten Tarifrunden 
noch einmal steigern. Und wir sind eine 
der gut organisierten und kampferfah¬ 
renen Belegschaften, die im Falle einer 
Nichteinigung zu Tagesstreiks aufgeru¬ 
fen worden wären. Darauf hatten wir 
uns seit Monaten vorbereitet. 

Die Vertrauensleute waren am 
Dienstag nach Pfingsten zu einer Voll¬ 
versammlung eingeladen, um bei ei¬ 
nem Scheitern der Verhandlungen das 
Mitgliedervotum über den dann nöti¬ 
gen Tagesstreik einzuholen. Dort ha¬ 
ben wir jetzt den Pilotabschluss von 
NRW diskutiert. Unter dem Eindruck 
unserer erfolgreichen Aktionen konn¬ 
ten viele Vertrauensleute die Zuge¬ 
ständnisse der IG Metall in den Köl¬ 
ner Verhandlungen nicht nachvollzie¬ 
hen: die beiden Nullmonate, die zweite 
Stufe mit nur zwei Prozent, die lange 
Laufzeit mit Ende der Friedenspflicht 
im Winter und die Möglichkeit zur Dif¬ 
ferenzierung bei „unterdurchschnittli¬ 
cher Ertragslage“. 

Ich weiß aber, dass dies in anderen 
Betrieben auch ganz anders diskutiert 
wurde. In der Tarifkommission kam aus 
den meisten Betrieben nicht unbedingt 
Begeisterung, aber doch deutliche Zu¬ 
stimmung zum Abschluss. Dies ist auch 
bundesweit so. 

UZ: Vor welchem Hintergrund erfolgte 
der Abschluss? 

Achim Bigus: Es gibt extreme Unter¬ 
schiede zwischen den einzelnen Betrie¬ 
ben bei der wirtschaftlichen Lage und 
der gewerkschaftlichen Kampfkraft. 
Das wurde selbst in unserem kleinen 
Tarifgebiet Osnabrück-Emsland sicht¬ 
bar, schon bei der Aufstellung der For¬ 


derungen. Einige Betriebe haben eine 
sehr gute Auftragslage und machen 
hohe Gewinne, manche haben eine 
geringe Ertragslage trotz hoher Aus¬ 
lastung, andere Belegschaften erleben 
gerade Massenentlassungen oder Teil¬ 
schließungen. Auch der gewerkschaftli¬ 
che Organisationsgrad und die Kampf¬ 
erfahrungen sind sehr unterschiedlich. 
Die Spanne der betrieblichen Forde¬ 
rungen reichte von 3,5 bis 7 Prozent, 
insofern war die Gesamtforderung von 
fünf Prozent für uns völlig in Ordnung, 
obwohl wir bei VW Osnabrück eine hö¬ 
here Forderung diskutiert hatten. 



Achim Bigus ist IGM-Vertrauenskör- 
perleiter bei VW Osnabrück 


Auch aus NRW und anderen Regi¬ 
onen wurde eine ähnlich differenzierte 
Situation berichtet. Die Gesamtmetall- 
Forderung nach mehr Differenzierung 
traf also eine Schwachstelle der IG 
Metall. Gut ist, dass diese jetzt nicht 
mit den Betriebsräten auszuhandeln 
ist, sondern der Zustimmung der Ta¬ 
rifparteien bedarf. Wir werden vor der 
nächsten Runde Bilanz ziehen müssen, 
inwieweit die Kapitalseite mit dieser 
Regelung die Verbindlichkeit des Flä¬ 
chentarifvertrages weiter aufweichen 
konnte. 

Zum Hintergrund gehört auch der 
ausgesprochene Konfrontationskurs 
der Unternehmer in dieser Tarifbewe¬ 
gung. Vor allem mit dem letzten Ab¬ 
schluss hatte die IG Metall nicht nur 
eine Reallohnsteigerung erreicht, son¬ 
dern auch den jahrelangen Niedergang 


der Lohnquote aufgehalten und begon¬ 
nen, dieser Umverteilung von unten 
nach oben wieder entgegenzuwirken. 
Diese Tendenz wollte die Gegenseite 
unbedingt stoppen. Das dürfte ihr mit 
diesem Abschluss auch gelungen sein 
und wird von ihr entsprechend beju¬ 
belt. 

UZ: Wäre bei dem Abschluss für die 
Kolleginnen und Kollegen mehr drin 
gewesen? 

Achim Bigus: Auf die Provokation der 
Unternehmer mit ihren anfänglichen 
Niedrig-Angeboten haben die Be¬ 
schäftigten mit massiven Warnstreiks 
reagiert. Für einen besseren Abschluss 
wäre allerdings in jedem Falle mehr 
Einsatz der Belegschaften nötig ge¬ 
wesen als zwei Warnstreikwellen. Ob 
dies in der Fläche drin gewesen wäre, 
würde ich angesichts der breiten Zu¬ 
stimmung in den Tarifkommissionen 
bezweifeln. 

Das neue Instrument der Tages¬ 
streiks hat sich bewährt. Schon die 
Drohung damit hat zum Einlenken 
der Unternehmer gegenüber ihren an¬ 
fänglichen Billigangeboten beigetra¬ 
gen. In der Vorbereitung darauf ha¬ 
ben wir auch unsere Warnstreiks noch 
besser organisiert. Und die Befragung 
der Mitglieder über die Vertrauensleu¬ 
te unmittelbar nach den entscheiden¬ 
den Pilot-Verhandlungen ist ein neu¬ 
es Werkzeug zur stärkeren Beteiligung 
der Mitglieder und Demokratisierung 
der Tarifpolitik. 

Für bessere Ergebnisse kommt 
es vor allem darauf an, die Zahl der 
streikfähigen Betriebe zu erhöhen. In 
der Vergangenheit haben sich zu viele 
Beschäftigte in zu vielen Betrieben da¬ 
rauf verlassen, dass einige kampfstar¬ 
ke Betriebe auch für sie die Kastanien 
aus dem Feuer holen. Die Unterneh¬ 
mer haben mit ihrem Konfrontations¬ 
kurs in dieser Runde ein deutliches 
Signal gesetzt, dass dies in Zukunft 
immer weniger funktionieren wird. Sie 
haben so einmal mehr die Feststellung 
von Karl Marx bestätigt, dass sich die 
Frage nach dem Verhältnis von Profit, 
Lohn und Arbeitszeit auflöst „in die 
Frage nach dem Kräfteverhältnis der 
Kämpfenden“. 


Die Fragen stellte Werner Sarbok 



Warnstreik Bezirk NRW, Köln 


Einigung bei VW 

Abschluss orientiert sich an Metall- und 
Elektroindustrie - „Gegenmodell zur Rente mit 67“ 


Null-Runde verhindern 

Im Tarifkonflikt bei T-Systems steht die letzte Verhandlungsrunde an - bisher ohne Angebot • Von Bernd Blümmel 


Dividende um 10 Prozent erhöht. Zu¬ 
schlag für‘s Top-Management von mehr 
als 10 Prozent. Für diejenigen, die das er¬ 
arbeitet haben: Nichts! 

Das sind die Vorstellungen der Un¬ 
ternehmensleitung in der aktuellen Ta¬ 
rifrunde bei T-Systems, der IT-Tochter 
der Deutschen Telekom. Während bei 
anderen Gesellschaften der Deutschen 
Telekom wenigstens ein - wenn auch 
unzureichendes - Ergebnis erzielt wur¬ 
de, droht den Kolleginnen und Kolle¬ 
gen der T-Systems die Null-Runde. 
Damit nicht genug, beantwortet das 
Management die Forderungen der 
Gewerkschaft nach einer Entgelterhö¬ 
hung von 5 Prozent, nach einer sozialen 
Komponente (überproportionale An¬ 
hebung der unteren Entgeltgruppen) 
und nach dem Ausschluss betriebsbe¬ 
dingter Kündigungen mit dreisten Ge¬ 
genforderungen. Die T-Systems-Chefs 
wollen weiterhin in großem Maßstab 



Bernd Blümmel ist gewerkschaftlicher 
Vertrauensmann und Mitglied der 
Arbeitskampfleitung bei T-Systems in 
Darmstadt 

Personal abbauen und Standorte zer¬ 
schlagen. 

In den letzten Tagen und Wochen ha¬ 
ben die Kolleginnen und Kollegen aller¬ 
dings gezeigt, dass sie sich gegen die An¬ 


griffe des Managements auf ihre Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen wehren wollen. 
Bei Kundgebungen und Demonstratio¬ 
nen war zu sehen, was die Beschäftigten 
von der Hinhalte-Taktik des Unterneh¬ 
mens halten: „Abkoppeln - NEIN Dan¬ 
ke“ und „Schluss mit der Erpressung“ 
war auf den Transparenten zu lesen. 

Den gewerkschaftlichen Vertrau¬ 
ensleuten vor Ort ist es gelungen, zu¬ 
nehmend mehr Kolleginnen und Kolle¬ 
gen für die Teilnahme an Aktionen und 
Warnstreiks zu gewinnen. Und es zeich¬ 
net sich eine Steigerung gegenüber der 
letzten Tarifrunde vor zwei Jahren ab. 
Die Entwicklung der Vertrauensleutear¬ 
beit vor Ort und die Einbeziehung der 
Kolleginnen und Kollegen in die Ausein¬ 
andersetzungen sind wesentliche Voraus¬ 
setzungen für erfolgreiche Tarifkämpfe 
in der IT-Branche, einem Bereich, der ge¬ 
werkschaftlich eher als unterentwickelt 
gilt. In Darmstadt beispielsweise, einem 


der größeren T-Systems-Standorte, wur¬ 
den in den letzten Jahren gezielt neue 
Vertrauensleute-Strukturen aufgebaut. 
Und die Vertrauensleute haben sich ak¬ 
tiv an den Vorbereitungen zu den Tarif¬ 
runden beteiligt - bei der Forderungsfin¬ 
dung, der Arbeitskampfplanung und der 
Mobilisierung. 

Trotz dieser Entwicklung, die nicht 
nur in Darmstadt beobachtet werden 
kann, gibt es beim Organisationsgrad 
und der Durchsetzungsfähigkeit noch 
jede Menge Luft nach oben. Die IT- 
Branche wurde, wie viele andere Berei¬ 
che mit niedrigem Organisationsgrad 
auch, von der Gewerkschaft jahrelang 
eher stiefmütterlich behandelt. Es ist 
natürlich leichter und Erfolg verspre¬ 
chender, hoch organisierte Bereiche 
(„Blaumann“) zum Streik aufzurufen, als 
Ingenieure, Betriebswirte oder Software- 
Entwickler („Weißkittel“). Wenn wir al¬ 
lerdings die weißen Flecken mit niedri¬ 


gem Organisationsgrad und mangelnder 
gewerkschaftlicher Durchsetzungskraft 
erschließen wollen, dann kommen wir 
nicht darum herum, gerade diese Kol¬ 
leginnen und Kollegen zum Mitmachen 
aufzufordern. Und ihnen auch die Mög¬ 
lichkeit zu geben, für ihre Interessen sel¬ 
ber aktiv zu werden. 

Das gelingt einfacher, wo die Zusam¬ 
menarbeit mit den hoch organisierten 
Bereichen gut ist und man sich gegen¬ 
seitig unterstützt, wie in Darmstadt. Und 
es erfordert funktionierende Vertrauens¬ 
leutestrukturen. Aber es erfordert auch, 
dass konkrete Anlässe vorhanden sind. 
Und dass Konflikte nicht „stellvertre¬ 
tend“ gelöst werden. Tarifauseinander¬ 
setzungen sind da ideal. Tarifabschlüsse, 
die zwei Jahre Friedenspflicht vorsehen - 
aktuell Ergebnis fast jeder Tarifrunde - 
unterstützen die Entwicklung der Durch¬ 
setzungskraft und die gewerkschaftliche 
Organisation dagegen nicht. 
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Der lange Abschied vom Börsengang 

Deutsche Bahn will Auslandstöchter verkaufen - teilweise 



D ie Deutsche Bahn AG ist in¬ 
zwischen ein internationaler 
Player im Mobil- und Logistik¬ 
geschäft. In der Luft, auf dem Wasser 
oder auf dem Land per Schiene oder 
Straße, mit dem reinen Eisenbahnver¬ 
kehr ist es schon seit geraumer Zeit 
vorbei. Das wurde und wird gerade 
von Umwelt- und Verkehrsverbän¬ 
den kritisch betrachtet. Das Bündnis 
„Bahn für alle“ formulierte 2008 in 
ihrem „20-Punkte-Katalog“ mit For¬ 
derungen für die Zukunft der Bahn: 
„Die aktuelle Strategie einer aggres¬ 
siven Expansionspolitik im Ausland 
muss aufgegeben werden. Eine Bahn 
der Zukunft orientiert auf den Bin¬ 
nenmarkt und den Ausbau eines eu¬ 
ropaweiten Schienenverkehrs in Form 
von Kooperationen mit den anderen 
Eisenbahnen in Europa.“ 

Im gleichen Jahr scheiterte der da¬ 
malige Bahnchef Mehdorn aufgrund 
der Weltwirtschaftskrise mit dem ge¬ 
planten Börsengang der staatseige¬ 
nen Aktiengesellschaft DB AG. Auf 
Betreiben der Bundesregierung hatte 
der Konzern hierzu eigens eine Gesell¬ 
schaft konstruiert, die „DB Mobility 
Logistic AG“, die den Verkauf von ei¬ 
nem Viertel der Aktien der Verkehrs¬ 
sparte ermöglichen sollte, während 
die Schieneninfrastruktur komplett in 
der Hand der DB AG verbleiben soll¬ 
te. Auch dies wurde mit Protesten be¬ 
gleitet. 

Sehr unkritisch sahen es damals alle 
Bahngewerkschaften. Der GDL-Füh- 
rung war es egal unter welchen Eigen¬ 
tümern ihre Lokführer fahren sollten 
und die EVG-Vorgängergewerkschaf¬ 
ten (TRANSNET, GDBA) bzw. unter 
ihrem Vorsitzenden der TRANSNET 
Norbert Hansen beschränkte sich auf 
eine „kritische Begleitung“ des Bör¬ 
senganges. Wie sich aber zeigte, sollte 
der TRANSNET-Chef als Personal¬ 
vorstand der Bahn diese Begleitung 

Schenker und Arriva 

Bis zum Herbst will die Deutsche 
Bahn ein Konzept für den Verkauf 
von Minderheitsbeteiligungen an 
den DB-Tochterunternehmen Arri¬ 
va und Schenker vorlegen. 

Arriva betreibt Busse und Bahnen 
in 14europäischen Ländern und be¬ 
schäftigt mehr als 45 000 Mitarbei¬ 
ter. Schenker ist ein Transport- und 
Logistikunternehmen mit etwa 
66000 Mitarbeitern an rund 2000 
Standorten. 


mit finanzieller Absicherung versüßt 
bekommen. Die Weltwirtschaftskrise 
verhinderte diese Planungen, ein Bör¬ 
sengang lohnte sich nicht mehr. Wie 
die wirtschaftlichen und technischen 
Probleme der Deutschen Bahn der 
Folgejahre zeigten, war das gesamte 
Unternehmen derart auf den Börsen¬ 
gang getrimmt, dass es auch in finanzi¬ 
eller Hinsicht für den Eisenbahnver¬ 
kehr eine Fahrt ins Fiasko geworden 
wäre. 

Inzwischen spricht innerhalb der 
DB AG niemand mehr vom Börsen¬ 
gang, weder das Unternehmen noch 
die Gewerkschaften. Die EVG als 
Nachfolgeorganisation der TRANS¬ 
NET hat sich in ihrem gültigen Grund¬ 
satzprogramm gegen Privatisierungen 
ausgesprochen. 

Der Börsengang ist durch den Kon¬ 
zernumbau vom Tisch. „Durch den 
Beschluss des Aufsichtsrates, die DB 
ML AG aufzulösen, ist diesen Plänen 
nun die Grundlage entzogen worden“, 
machte der EVG-Vor sitzende Alexan¬ 
der Kirchner nach der außerordentli¬ 
chen Sitzung des Aufsichtsgremiums 
Anfang Mai deutlich. 

Der reine Grundsatzbeschluss, an 
zwei Auslandstöchtern - Schenker und 
Arriva - eine Minderheitsbeteiligung 
Dritter zuzulassen, wurde von den Ar¬ 


beitnehmervertretern der EVG mitge¬ 
tragen. „Die DB AG reduziert ihr En¬ 
gagement im Ausland und nutzt die Er¬ 
löse für Investitionen in Strecken und 
Züge in Deutschland“, stellte Kirchner 
dazu fest. „Dass die Milliarden, die so 
erzielt werden sollen, wieder ins Un¬ 
ternehmen fließen, ist dabei eine un¬ 
serer Bedingungen“, betonte der EVG- 
Vorsitzende. Das sichere letztlich Ar¬ 
beitsplätze, dafür setze sich die EVG 
ein. 

Der Vorstand der DB AG wur¬ 
de beauftragt, nun konkrete Umset¬ 
zungsplanungen der angestrebten 
Minderheitsbeteiligung an den beiden 
Auslandstöchtern zu entwickeln. Die¬ 
se müssen dem Aufsichtsrat vorgelegt 
und von diesem genehmigt werden. 
Die Vorlage eines Gesamtkonzeptes 
ist für den Herbst dieses Jahres vor¬ 
gesehen. 

Obwohl auch der Bahnvorstand 
betont, dass die zu erwartenden Ver¬ 
kaufserlöse von ca. 50 Milliarden Euro 
dazu dienen sollen, die „Qualitäts- und 
Investitionsoffensive in Deutschland“ 
fortzuführen, ist Skepsis angebracht. 
Sehr wohl könnte auch ein Investor 
der Auslandstöchter Einfluss auf die 
Unternehmenspolitik erlangen. Un¬ 
klar ist, wie das Unternehmensgeba¬ 
ren der DB Arriva und der DB Schen¬ 


ker auf das Ausland beschränkt blei¬ 
ben soll. 

Ein Mehrheitseigner muss selbst 
nach deutschem Recht immer auch 
die wirtschaftlichen Interessen des 
Minderheitseigners berücksichtigen. 
Das wollen die Gewerkschaftsver¬ 
treter im Aufsichtsrat ausschließen. 
Konsequent wäre allerdings nur der 
komplette Verkauf der Auslandstöch¬ 
ter und die Auflösung der Deutschen 
Bahn als Aktiengesellschaft. Nur als 
öffentlich-rechtliches Unternehmen 
ohne Renditeinteresse kann eine 
Konzentration auf das vom Bahnvor¬ 
stand Rüdiger Grube immer wieder 
betonte „Brot- und Butter-Geschäft“ 
erfolgen. 

Das zeigt auch das Geschäftsgeba¬ 
ren der DB AG beim Güterverkehr. 
So ist der geplante Kahlschlag bei 
dem Schienengüterverkehrsanbieter 
DB Cargo alles andere als eine Quali¬ 
tätsoffensive in Deutschland. Mit der 
geplanten Schließung von hunderten 
Güterverkehrsstellen und dem Abbau 
von einigen tausend Stellen ist der Ab¬ 
gesang programmiert. Hiergegen rufen 
die Betriebsräte und die EVG zur Pro¬ 
testkundgebung vor der nächsten Auf- 
sichtsratssitzung am 8. Juni in Berlin 
auf. 

Rainer Perschewski 


Erhöhung nicht spürbar 

Tarifabschluss im Baugewerbe. Unzufriedenheit bei Gewerkschaftsmitgliedern. 


Mit viel Wind in den Segeln ist 
die IG BAU in die Tarifrunde 
2016 gegangen, eine breite Mo¬ 
bilisierung sollte deutliche Sig¬ 
nale in Richtung der Arbeitge¬ 
berverbände senden. Mit der 
Tarifrunde 2016 wollte die IG 
BAU eine zukunftsorientierte 
Tarifpolitik für das Baugewer¬ 
be starten. Doch der Abschluss 
vom 18. Mai ist für die Beschäf¬ 
tigten im Baugewerbe weder 
Fisch noch Fleisch, von Zufriedenheit 
kann in der Mitgliedschaft nicht ge¬ 
sprochen werden. 

Zwar versucht die IG BAU das Ta¬ 
rifergebnis schönzureden, doch in den 
sozialen Netzwerken hagelt es massive 
Kritik. „Das Ergebnis ist ein Kompro¬ 
miss, mit dem es sich keine Seite leicht 
gemacht hat. Die Verhandlungen stan¬ 
den mehrfach vor dem Scheitern. Er 
geht an die Grenze dessen, was die 
Kolleginnen und Kollegen gerade noch 
mittragen können“, sagte der Stellver¬ 
tretende IG-BAU-Bundesvorsitzen- 
de und Verhandlungsführer Dietmar 
Schäfers. „Uns war insbesondere wich¬ 
tig, dass wir einen spürbaren realen 
Nettolohnzuwachs erzielen konnten.“ 
Für viele Beschäftigte im Baugewer¬ 
be ist dieser „spürbare Nettolohnzu- 
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wachs“ nicht spürbar. Gerade in länd¬ 
lichen Regionen und in den neuen 
Bundesländern ist der Mindestlohn 
der Tariflohn. 

Wie sieht das Ergebnis für die Be¬ 
schäftigten im Bauhauptgewerbe im 
einzelnen aus: 

2,4 Prozent mehr Lohn und Ge¬ 
halt (West und Berlin) und 2,9 Prozent 
mehr Lohn und Gehalt (Ost) rückwir¬ 
kend ab 1. Mai 2016 für eine Laufzeit 
von 12 Monaten. Damit verringert sich 
die Lohndifferenz zwischen Ost und 
West marginal. Aber nach 26 Jahren 
ist es der IG BAU nicht gelungen, ei¬ 
nen einheitlichen Tarifvertrag für das 
Bauhauptgewerbe abzuschließen. Wei¬ 
ter kann bei den Löhnen im Baugewer¬ 
be von einer Zweiklassengesellschaft 
gesprochen werden. 


Ab dem 1. Mai 2017 erhalten die 
Beschäftigten 2,2 Prozent mehr Lohn 
und Gehalt (West und Berlin) und 2,4 
Prozent mehr Lohn und Gehalt (Ost) 
ab 1. Mai 2017 für eine Laufzeit von 
10 Monaten. Der Tarifvertrag endet 
am 28. Februar 2018. Die Ausbil¬ 
dungsvergütungen erhöhen sich ab 
Juni ebenfalls in zwei Schritten. Es 
wurde vereinbart, gemeinsame poli¬ 
tische Gespräche mit den Landesre¬ 
gierungen zu führen, um eine Rege¬ 
lung zur Übernahme der Kosten des 
Berufsschulunterichts zu finden. 

Als faulen Kompromiss bewerten 
viele Beschäftigte die „neue Auslö- 
seregelung“. Hier wurde vereinbart, 
dass der Arbeitgeber die Unterkunft 
stellt und eine Auslöse von 24 Euro 
täglich zahlt. Darüber hinaus besteht 


die Möglichkeit, diesen Betrag 
durch Betriebsvereinbarung 
bis zu 28 Euro arbeitstäglich zu 
erhöhen. Bisher galt nach dem 
Bundesrahmentarifvertrag für 
das Baugewerbe die tarifliche 
Regelung, für auswärtig einge¬ 
setzte Arbeitnehmer eine Aus¬ 
lösung von 34,50 pro Tag zu 
zahlen. Für die Stellung einer 
Unterkunft können von Seiten 
des Arbeitgebers 6,50 Euro in 
Abzug gebracht werden. Die tarifli¬ 
che Neuregelung bedeutet für vie¬ 
le Bauarbeiter, die auf auswärtigen 
Baustellen beschäftigt werden, einen 
Verlust von 6 Euro arbeitstäglich. 

Viele Forderungen, die für die 
Beschäftigten im Baugewerbe Per¬ 
spektiven und Verbesserungen ihrer 
Arbeitsbedienungen geschaffen hät¬ 
ten, sind in dieser Tarifrunde Stück 
für Stück gebröckelt. Die IG BAU 
steht jetzt vor einer harten Probe: 
Nach dem Tarifvertrag im Gebäude¬ 
reinigerhandwerk wurde mit dem Ta¬ 
rifvertrag im Baugewerbe der zwei¬ 
te Tarifvertrag in einer Kernbranche 
abgeschlossen, der einiges an Unzu¬ 
friedenheit unter den Mitgliedern 
bringt. 

Siggi Baumeister 


Bahnwerk Eberswalde verkauft 

Für einen Euro hat die Deutsche Bahn 
das Bahnwerk Eberswalde verkauft. 
„Der traditionsreiche Standort wird nun 
mit 210 Mitarbeitern für mindestens fünf 
Jahre erhalten bleiben“, teilte die Eisen¬ 
bahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) 
mit. Der Käufer, die „Quantum Capital 
Partners AG“ hatte vor zwei Jahren be¬ 
reits ein Bahnwerk in Sachsen von der 
Deutschen Bahn übernommen. Nach 
Angaben des „rbb“ sollen die dort ge¬ 
bauten Waggons in Eberswalde gewartet 
werden. Bisher seien die 320 Kollegin¬ 
nen noch im Unklaren darüber, ob sie 
zu den 210 zukünftig Beschäftigten ge¬ 
hören. Für 45 Beschäftigte kündigte die 
Bahn sozialverträgliche Lösungen an. 

Im Oktober 2014 verkündete die 
Deutsche Bahn wegen eines angebli¬ 
chen Rückgangs notwendiger Instand¬ 
haltungsleistungen an Güterwagen die 
Schließung des Werks bis Ende 2016 
(UZ berichtete). Die Belegschaft wehrte 
sich dagegen. 


Heuschrecke verkauft WMF 
mit großem Gewinn weiter 

Der Finanzinvestor KKR (Kohlberg, 
Kravis, Roberts) verkauft das deutsche 
Traditionsunternehmen WMF weiter. 
Käufer ist die französische SEB, Lyon, 
die vorwiegend Küchengeräte (z.B. die 
Marken Krups und Moulinex) herstellt. 
WMF (früher Württembergische Metall¬ 
warenfabrik) mit Sitz im schwäbischen 
Geislingen an der Steige war 2012 von 
KKR, eine der ältesten und erfolgreichs¬ 
ten US-Private-Equity-Firmen (den so¬ 
genannten Heuschrecken) zu einem 
rechnerischen Preis von etwa 600 Mio. 
Euro übernommen worden. Der Ver¬ 
kaufspreis an SEB beträgt nun 1,6 Mrd. 
Euro, als nahezu das Dreifache. WMF 
produziert seit 2010 Besteck nicht mehr 
in Deutschland sondern in China. 


Bayer will Monsanto 
übernehmen 

Bayer, will den amerikanischen Gen¬ 
technik-Riesen für 55 Milliarden Euro 
übernehmen. Die Übernahme ist Teil 
der Strategie „als Life-Science-Kon- 
zern die Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen zu verbessern“, 
wird der neue Bayer-Chef Werner 
Baumann zitiert. 

Monsanto ist Weltmarktführer 
bei Saatgut und hat quasi ein Mono¬ 
pol auf genmanipulierte Kulturpflan¬ 
zen. Zudem ist der Konzern, der das 
Unkrautgift Glyphosat entwickelt hat 
und dessen führender Verkäufer ist, 
der viertgrößte Pestizidhersteller nach 
Syngenta, Bayer und BASF. 

Auch Bayer ist schon länger im 
Agrargeschäft aktiv. 2002 etwa kauften 
die Leverkusener das Landwirtschafts¬ 
geschäft von Aventis, zu dem genmodi¬ 
fizierter Reis gehört. Auch das Pestizid 
Roundup ist bei Bayer im Angebot. 

Fast die Hälfte seines Umsatzes 
von 46 Milliarden Euro und zwei Drit¬ 
tel seines Gewinns von 6,3 Milliarden 
Euro erzielte Bayer 2015 im Phar- 
mageschäft, der Rest entfällt auf den 
Chemiebereich, zu dem auch das Agro- 
Geschäft gehört. 


Mehr Geld für mehr Arbeit 
in den Redaktionen 

Am Dienstag begannen die Tarifver¬ 
handlungen für über 5000 Redakteu¬ 
rinnen in Zeitschriftenredaktionen, 
ver.di fordert vom Verband Deutscher 
Zeitschriftenverleger (VDZ) eine Erhö¬ 
hung der Gehälter um 4,5 Prozent rück¬ 
wirkend zum 1. April 2016. 

„Die Beschäftigten erwarten eine 
Anerkennung ihrer steigenden Arbeits¬ 
belastung durch kräftige Tariferhöhun¬ 
gen, die überfällig sind“, erklärte ver. 
di-Verhandlungsführer Matthias von 
Fintel. 

Zeitschriftenverlage bringen eine 
stetig wachsende Anzahl von Titeln auf 
den Markt (seit 2000 plus 36 Prozent), 
die Heftpreise sind seit 2010 um acht 
Prozent gestiegen. Auch das Arbeitsvo¬ 
lumen sei gestiegen, so ver.di, während 
in den Redaktionen gleichviel oder we¬ 
niger Personal arbeite. 

Der letzte Tarifabschluss sah Tariferhö¬ 
hungen von zwei und 1,9 Prozent zum 
Dezember 2013 und November 2014 
vor. 
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Gewalt 


Umweltbewegung gespalten 


Aktion von „Ende Gelände“ in der Lausitz offenbart Differenzen in der Umweltbewegung 



Nazinetzwerke 

Als am Pfingswochenende tausende 
Umweltschützer in der Niederlausitz ge¬ 
gen den weiteren Abbau des als „Klima¬ 
killer“ bekannten fossilen Brennstoffes 
Braunkohle protestierten, kam es nicht 
nur zu einer Reihe von Übergriffen der 
eingesetzten Polizei. Auch Brandenbur¬ 
ger Neonazis mischten mit und atta¬ 
ckierten die Umwehschützer. So kam es 
zu brutalen Übergriffen in Welzow und 
Spremberg. Kohlegegner wurden gezielt 
angegriffen und geschlagen, mit Feuer¬ 
werkskörpern und sogar Fahrrädern be¬ 
worfen. Auch verfassungsfeindliche Pa¬ 
rolen wurden von den Rechten gegröhlt, 
die teils auch den „Hitlergruß“ zeigten. 

Auch die linke Rechtshilfe- und So- 
lidaritätsorganisation berichtete „von 
Übergriffen durch ortsansässige Nazis 
und andere aggressiv auftretende Koh¬ 
lebefürworter“. „Diese warfen Steine in 
die Sitzblockaden, prügelten direkt auf 
die Protestierenden ein und lauerten so¬ 
gar ins Camp zurückkehrenden Perso¬ 
nen in den umhegenden Dörfern auf“, 
so die Rote Hilfe. 

Tatsächlich nimmt die Gewalt der 
extremen Rechten vor allem in ländli¬ 
chen Regionen zu, wo die Gewalttäter 
nur selten mit dem Widerstand von An¬ 
tifaschisten oder der Strafverfolgung 
durch die Polizei zu rechnen haben. Die 
„Opferperspektive e.V.“ beobachtete be¬ 
reits im Jahr 2014 einen Anstieg rech¬ 
ter und rassistischer Angriffe in Bran¬ 
denburg. Für das Jahr 2015 meldete der 
Verein für Brandenburg „landesweit 
eine Verschärfung der rechten Gewalt 
auf einen alarmierenden Höchststand 
von 203 Angriffen“. Die Beratungsstelle 
habe Kenntnis von 415 direkt betroffe¬ 
nen und 291 indirekt betroffenen Per¬ 
sonen, im Vergleich zum Vorjahr seien 
damit 346 Prozent mehr Menschen in 
Brandenburg bedroht oder angegriffen 
worden. „Die Gewaltbereitschaft ist ins¬ 
gesamt gestiegen. 138 Taten waren ras¬ 
sistisch motiviert, 36 aus Hass gegen po¬ 
litische Gegner, 9 richteten sich gegen 
nicht-rechte Personen, 4 Angriffe wiesen 
ein sozialdarwinistisches Motiv auf, 4 
waren antisemitisch motiviert. Drei An¬ 
griffe richteten sich gegen Journalisten. 
Jeweils eine Tat erfolgte aufgrund der 
sexuellen Orientierung der Betroffenen 
oder richtete sich gegen Wohnungslose“, 
berichtet der Opferverein. Damit sei die 
Hemmschwelle zur Gewalt deutlich ge¬ 
sunken. Zudem reiche das Spektrum 
der Taten „von organisierten Angrif¬ 
fen rechter Gruppen bis zu spontanen 
Übergriffen“. Auf politische Konsequen¬ 
zen aus diesen Verhältnissen wartet man 
unterdessen bisher vergeblich. Auch sei¬ 
tens der Brandenburger Landesregie¬ 
rung aus SPD und Linkspartei ist außer 
gängigen Allgemeinplätzen und Phrasen 
kein Konzept zu erkennen. Vielmehr 
setzt auch „rot-rot“ auf Extremismust¬ 
heorie und stellt ausgerechnet militan¬ 
te Neonazis mit deren entschiedensten 
politischen Gegnern gleich. Auch Infor¬ 
mationen darüber, in welchem Ausmaß 
bei den Brandenburger Nazigruppen 
sogenannte V-Leute aktiv sind und wie 
üblich an Straftaten beteiligt sind bzw. 
diese wie anderenorts in der Republik 
auch sogar anheizen, ist unbekannt. 

Rechte Gewalt ist dabei jedoch kei¬ 
neswegs nur ein Problem ostdeutscher 
Bundesländer. Auch bundesweit stieg 
die rechte Kriminalität 2015 überdurch¬ 
schnittlich an. Insgesamt stieg die offi¬ 
zielle Zahl der politisch motivierten 
Straftaten um 19,2 Prozent. 22 960 im 
Bereich der „PMK -rechts-“ verzeich- 
neten die Behörden für 2015 bundes¬ 
weit. Dies entspricht einem Anstieg von 
satten 34,9 Prozent. Die Zahl rechter 
Gewalttaten stieg gar um 44,3 Prozent. 
Erfasst wurden auch 8 versuchte Tö- 
tungsdelikte durch Neonazis. Darüber 
hinaus habe sich die Zahl der Angriffe 
auf Asylunterkünüe im Vergleich zum 
Vorjahr mehr als verfünffacht, gab Bun¬ 
desinnenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) bei der Vorstellung der Fallzah¬ 
len zur Politisch Motivierten Kriminali¬ 
tät für 2015 vor wenigen Tagen bekannt. 
Auf Konsequenzen aus dieser Entwick¬ 
lung dürfte jedoch vergeblich gewartet 
werden. 

Markus Bernhardt 


W as bleibt von einer schein¬ 
bar gelungenen Aktion? 
Auf diese Frage müssen 
die kohlekritischen Initiativen in der 
Lausitz eine Antwort finden. Denn die 
Besetzung des Tagebaus Welzow-Süd 
durch über 3 000 Umweltaktivisten 
am Pfingstwochenende stieß von An¬ 
beginn nicht bei allen Initiativen vor 
Ort auf Begeisterung oder Gegenlie¬ 
be. Und in der Lausitz könnte die Ak¬ 
tion einen dauerhaften Schaden ange¬ 
richtet haben. 

In den nächsten Wochen erst werde 
sich zeigen, „welchen Einfluss das Ge¬ 
schehen auf die gesellschaftliche Stim¬ 
mung und die Diskussionskultur in 
der Region haben wird“, schrieb Rene 
Schuster von der Grünen Liga Cott¬ 
bus in einer Stellungnahme. Er hätte 
es lieber gesehen, wenn legale und 
nicht legale Protestformen nicht ver¬ 
mischt worden wären, was sich dann 
auch nicht auf die öffentliche Wahr¬ 
nehmung der Anti-Kohle-Proteste 
negativ ausgewirkt hätte. 

Tatsächlich waren die Pressebe¬ 
richte über das Lausitzer Klimacamp 
und die Aktionen von „Ende Gelände“ 
zunächst ausgesprochen wohlwollend: 
Es wurde über Volksfeststimmung auf 


Keine Spenden für das DRK 

Die Deutsche Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen 
(DFG-VK) hat sich gegen eine aktuelle 
Werbekampagne des Deutschen Roten 
Kreuzes (DRK) ausgesprochen und die 
Bevölkerung auf gef ordert, der Hilfsor¬ 
ganisation kein Geld zu spenden, solan¬ 
ge diese mit dem Militär kooperiert. So 
sei in der Öffentlichkeit kaum bekannt, 
dass das DRK eine „enge Kooperation 
mit der Bundeswehr - im Militärjargon 
„Zivil-Militärische-Zusammenarbeit“ 
(ZMZ) genannt - unterhalte. Dabei 
habe sich das DRK schon 2003 expli¬ 
zit zur „Mitwirkung“ an Militäreinsät¬ 
zen bekannt. „2008 definierte dann ein 
Bundesgesetz die ,Unterstützung des 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr 4 als 
zentrale ,Aufgabe 4 der Hilfsorganisati¬ 
on. Seit 2009 unterhält das DRK einen 
eigenen Beauftragten für zivil-militäri¬ 
sche Zusammenarbeit 4 . Seit 2014 finden 
gemeinsame Joint Cooperation 4 -Manö¬ 
ver von DRK, Bundeswehr und weiteren 
Armeen statt“, monierte die DFG-VK. 
Außerdem hätten der DRK-General- 
sekretär Christian Reuter und Markus 
Grübel, der parlamentarische Staats¬ 
sekretär im Verteidigungsministerium, 
am 24. November 2015 die erste zent¬ 
rale Kooperationsvereinbarung unter¬ 
zeichnet. 

„Mit der engen Kooperation hat 
das DRK zumindest zwei seiner obers¬ 
ten Grundsätze gebrochen“, kritisierte 
Christoph Neeb, einer der Bundesspre¬ 
cher der DFG-VK. Gemeint sind die 
Unabhängigkeit und Neutralität der 
Hilfsorganisation, die durch die einseiti¬ 
ge Bundeswehr-Zusammenarbeit verlo- 


der Demonstration am Pfingstsamstag 
vom Welzower Stadtzentrum nach 
Proschim berichtet und über den fried¬ 
lichen Verlauf der gleichzeitigen Tage¬ 
baubesetzung. Die Stimmung kippte 
aber, als über 300 Umweltaktivisten 
das Gelände des Kraftwerks Schwar¬ 
ze Pumpe erstürmten. Die Polizei, die 
sich zuvor äußerst zurückhaltend ge¬ 
zeigt hatte, musste schließlich eingrei- 
fen und nahm 130 Besetzer vorüberge¬ 
hend fest. In der Presse ist seitdem nur 
noch von gewalttätigen Auseinander¬ 
setzungen die Rede, und konservative 
Politiker in Sachsen und Brandenburg 
nutzen die Gunst der Stunde für eine 
Abrechnung mit Linken und Grünen, 
von denen Parlamentarier der Tage¬ 
baubesetzung beigewohnt hatten. 

Wem ihre Solidarität gebührt, zeig¬ 
te die örtliche Bevölkerung prompt: 
Nachdem sich die Nachricht von der 
Erstürmung des Kraftwerks verbrei¬ 
tete, wurde spontan eine Gegende¬ 
monstration in Spremberg organisiert, 
an der sich rund 2 000 Menschen be¬ 
teiligten. Mehrere Hundert von ihnen 
zogen dann los, um die Blockaden des 
Kraftwerks zu beseitigen - auch unter 
Anwendung von Gewalt. So berichte¬ 
ten Augenzeugen von Handgreiflich- 


ren gehen werden: „Henri Dunant, der 
Begründer der Rot-Kreuz-Bewegung, 
hat den Grundsatz der Neutralität des 
Hilfswerks selbst geprägt, als er 1859 
auf dem Schlachtfeld bei Solferino ohne 
Ansehen der Nationalität Verwundeten 
half“, erinnerte Neeb. Die DFG-VK ap¬ 
pellierte unterdessen an das DRK, die 
Kooperation mit dem Militär sofort zu 
beenden. „Militär kann kein Partner ei¬ 
ner zivilen Hilfsorganisation sein. Das 
Zivile muss zivil bleiben! 44 forderte die 
Friedensorganisation. 

Sozialverbände gegen 
Integrationsgesetz 

In einem gemeinsamen Brief an die 
Bundesregierung haben Pro Asyl, der 
Paritätische Wohlfahrtsverband und 
der Rat für Migration, ein bundesweiter 
Zusammenschluss von über 100 Wissen- 
schaftlerinnen und Wissenschaftlern, die 
Regierung aufgefordert, von zentralen 
Regelungen im sogenannten „Integrati¬ 
onsgesetz“ wieder Abstand zu nehmen. 

Konkret sind es die neuen Hürden 
zur Erlangung der Niederlassungser¬ 
laubnis, die geplante Wohnsitzzuwei¬ 
sung sowie die Androhung von Sankti¬ 
onen in Form von Leistungskürzungen, 
die aus Sicht der Unterzeichnenden 
dringend aus dem Gesetzentwurf gestri¬ 
chen werden müssen. Die Organisatio¬ 
nen machen verfassungs- und EU-recht- 
liche Bedenken geltend und warnen da¬ 
vor, dass die Umsetzung der geplanten 
Maßnahmen eher zur Ausgrenzung als 
zur Integration beitragen werde. 

„Dieses Integrationsgesetz ist reine 
Etikettentäuschung und wird zu Desin¬ 
tegration statt zu Integration führen“, 


keiten, davon, dass Böller in die Men¬ 
schenmenge geworfen wurden, dass 
Nazi-Schlägertrupps den Umweltak- 
tivisten auflauerten, und ein Journa¬ 
list der taz schrieb davon, dass ver¬ 
sucht wurde, sein Auto von der Straße 
abzudrängen. Seitdem sprechen die 
Leserbriefe in den lokalen Zeitungen 
Bände, wie negativ die Aktion von 
„Ende Gelände“ in der Region ange¬ 
kommen ist. 

Das Geschehen am Pfingstwochen¬ 
ende in der Lausitz zeigt das Dilemma 
der Umweltbewegung, es zeigt den Wi¬ 
derspruch zwischen den großen, bun¬ 
desweit agierenden Gruppierungen 
und den lokalen. In der Lausitz zu¬ 
mindest ist das kein neu auftauchen¬ 
des Problem. 

„Ende Gelände“ ordnet sich selbst 
in die internationale Bewegung für 
Klimagerechtigkeit ein, und das Akti¬ 
onswochenende in der Lausitz war Teil 
der weltweiten Aktionswelle „Break 
free from fossil fuels“, die auf fünf 
Kontinenten in zwölf Ländern statt¬ 
fand. Offensichtlich sollte mit dieser 
Aktionswelle noch vor Beginn der 
UN-Klimakonferenz in Bonn, die am 
16. Mai startete, gezeigt werden, dass 
der Widerstand gegen die Nutzung 


warnt Günter Burkhardt, Geschäfts¬ 
führer von Pro Asyl. Prof. Dr. Werner 
Schiffauer, Vorsitzender des Rats für 
Migration, kritisierte, dass „insbeson¬ 
dere die geplanten Wohnsitzzuweisun¬ 
gen“ zu echten Integrationshemmnissen 
zu werden drohten und zudem „allen 
Erkenntnissen der Migrationswissen¬ 
schaft“ widersprächen. 

„Der Entwurf gleicht einem Sankti¬ 
onskatalog und vermittelt den Eindruck, 
als fehle es an Integrationsbereitschaft 
bei den Geflüchteten. Das Kernproblem 
ist jedoch, dass es an ausreichenden In¬ 
tegrationsangeboten fehlt“, kritisierte 
Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzen¬ 
der des Paritätischen Gesamtverbandes. 

Bundesregierung trickst bei 
Zahlen zu Asylausgaben 

„Wenn die Bundesregierung die lau¬ 
fenden Kosten des Bundes für Asylaus¬ 
gaben mit 16 Milliarden Euro beziffert, 
handelt es sich um eine Täuschung der 
Öffentlichkeit durch aufgeblähte Zah¬ 
len und unseriöse Berechnungen. Dies 
belegt eine der Linksfraktion zugespiel¬ 
te interne Kostenaufstellung“, erklärt 
die innenpolitische Sprecherin der Frak¬ 
tion der Partei „Die Linke“, Ulla Jelpke. 

Die Abgeordnete weiter: „Es ist 
schon unseriös, wenn hier Gelder zur 
Fluchtursachenbekämpfung kurzer¬ 
hand zu den Asylausgaben, also für 
Aufnahme und Versorgung von Flücht¬ 
lingen dienenden Mitteln, zugeschlagen 
werden. Doch der Gipfel ist es, Kosten 
für Auslandseinsätze der Bundeswehr 
in Höhe von 1,24 Milliarden Euro kur¬ 
zerhand zu Asylausgaben des Bundes zu 
erklären. Die Beteiligung an Kriegsein- 


von Öl, Kohle und Gas zunimmt, und 
die Regierungen endlich den Klima¬ 
vertrag von Paris mit Leben erfüllen 
müssen. 

So notwendig und ehrenwert die¬ 
ses Ansinnen ist und so viel Sympathie 
man selbst dafür aufbringt, kann doch 
nicht das damit verbundene Problem 
geleugnet werden: Nachdem solche 
Aktion vorbei ist, sind auch die Ak¬ 
tivisten wieder weg. Große Bündnis¬ 
se und Organisationen vermögen es 
zwar, tausende Menschen für eine Ak¬ 
tion zu mobilisieren, dass diese aber 
in der jeweiligen Region als Fremde 
und Feinde wahrgenommen werden, 
wird oftmals mit einer erstaunlichen 
Arroganz übergangen. Nicht gesehen 
wird allerdings, dass das den Energie¬ 
konzernen in die Hände spielt, wie in 
den letzten Jahren auch in der Lau¬ 
sitz immer wieder zu sehen war. Vat- 
tenfall und der Kohlelobby gelang es 
stets, die Menschen der Region mit ih¬ 
ren Ängsten und Sorgen hinter sich zu 
versammeln und gegen die Angereis¬ 
ten auszuspielen. Auch diesmal verfing 
die Warnung des Vereins „Pro Lausit¬ 
zer Braunkohle“ vor den anreisenden 
„Ökoterroristen“. 

Das Wirken der lokalen Umwelt¬ 
aktivisten wird dadurch erschwert: 
Sie leben nicht nur in der Lausitz und 
haben ein Interesse an der Region, 
sie haben auch oftmals Freunde, Be¬ 
kannte und Familienmitglieder, die 
vom Energiekonzern beschäftigt wer¬ 
den. Notwendig setzen sie weniger auf 
spektakuläre Aktionen als auf Mitar¬ 
beit in staatlichen Gremien, stete Auf¬ 
klärung und Werben für einen Struk¬ 
turwandel in der Region. Viel hängt 
von ihrer Glaubwürdigkeit ab, die 
ihnen in der Region durchaus Rück¬ 
halt verschafft. Doch diese wird im¬ 
mer wieder untergraben, wenn es der 
Kohlelobby gelingt, Fehltritte größe¬ 
rer Akteure auszuschlachten. 

Die Differenzen zwischen den 
einzelnen Umweltgruppen, die sich 
jetzt aufgetan hat, haben eine unter¬ 
schiedliche Orientierung zur Grund¬ 
lage: Spektakuläre Aktionen ohne re¬ 
gionalen Rückhalt auf der einen Seite 
und auf der anderen der eher konser¬ 
vative Versuch, Bewusstheit in einer 
Region zu schaffen, die vom Braun¬ 
kohlebergbau lebt. 

Bernd Müller 


Sätzen in aller Welt hat nichts mit Fluch¬ 
tursachenbekämpfung zu tun - sie ist 
vielmehr selbst eine Fluchtursache.“ 

Soziale Grundrechte endlich 
ins Grundgesetz aufnehmen 

ist längst überfällig“, erklärt Azize Tank, 
Sprecherin für soziale Menschenrech¬ 
te der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
forderte, anlässlich des 67. Jahrestages 
der Verkündung des Grundgesetzes, 
die Aufnahme der Sozialen Grundrech¬ 
te ins Grundgesetz. 

„Anders als die Bürger- und Frei¬ 
heitsrechte sind die Sozialen Men¬ 
schenrechte noch immer nicht im 
Grundgesetz verankert. Dieses ver¬ 
fassungsrechtliche Provisorium, das 
der Nachkriegssituation geschuldet 
ist, muss endlich beendet werden!“ Sie 
erinnerte an die Verpflichtungen der 
Bundesrepublik aus internationalen 
Abkommen, insbesondere an den UN- 
Sozialpakt und die revidierte Europä¬ 
ische Sozialcharta, die bis heute nicht 
ratifiziert sind. 

In keinem Land der EU sei der 
Reichtum so ungleich verteilt wie in 
Deutschland. „12,5 Millionen Men¬ 
schen in Deutschland sind arm, zwei 
Drittel der Bevölkerung verfügen 
über kein oder nur sehr geringes Ver¬ 
mögen. Fast ein Viertel aller Kinder, 
also 2,6 Millionen Kinder, wachsen in 
armutsgefährdeten Familien auf. Des¬ 
halb ist der Kampf für Soziale Men¬ 
schenrechte, gegen Hartz IV und die 
zunehmende soziale Spaltung bei uns 
aktueller denn je. Das Provisorium des 
Grundgesetzes ist nicht mehr länger 
hinnehmbar.“ 







m unsere zeit _ Innenpolitik _ Freitag, 27. Mai 2016 5 

Auseinandersetzung um „das Profil" 

Linkspartei kommt am Wochenende zu ihrem Bundesparteitag in Magdeburg zusammen 


A n diesem Wochenende findet in 
Magdeburg die 1. Tagung des 
5. Parteitages der Partei „Die 
Linke“ statt. Nach den Landtagswahlen 
in Sachsen-Anhalt, die am 13. März der 
Partei arge Stimmenverluste gebracht 
hatte, gab es zahlreiche Debatten über 
die Ursachen der Wahlniederlage. An¬ 
getreten waren der Landesverband 
und sein Vorsitzender Wulf Gallert, im 
Land mitzuregieren, ja, wie in Thürin¬ 
gen den Ministerpräsidenten zu stellen. 
Man landete letztlich bei 16,3 Prozent 
(2011:23,7). Als Tiger gesprungen ... 

Die AfD erhielt - aus dem Stand - 
24,3 Prozent. 

Heftig wurde danach über die Ur¬ 
sachen der Niederlage diskutiert. Ein 
klareres Profil der eigenen Partei for¬ 
derten viele Mitglieder, nicht nur in der 
sozialen Frage. Vor allem forderten sie, 
die Grundsätze des Parteiprogramms 
von Erfurt nicht zu verlassen. Auf der 
Bundeskonferenz der kommunisti¬ 
schen Plattform hieß es am 10. April 
im Bericht des Bundessprecherrates: 
„... vor allem gilt es - außerparlamen¬ 
tarisch wie in den Parlamenten - alles 
zu tun, damit mehr Kräfte mobilisiert 
werden, gegen weiteren Sozialabbau, 
gegen Nazis und gegen Krieg.“ Die KPF 
verweist darauf: „Die entscheidende 
Frage für den zukünftigen Weg unserer 
Partei ist und bleibt die Friedensfrage.“ 
Nun, es wird interessant, zu welchen 
Schlussfolgerungen die Delegierten 
auf dem Magdeburger Parteitag kom¬ 
men werden, oder ob die Differenzen 
überwiegen. Die vorliegenden Abän¬ 
derungsanträge weisen darauf direkt 
nicht hin. 


Im Leitantrag „Für Frieden und 
eine gerechte Weltordnung - Linke 
Alternativen zum ,Krieg gegen den 
Terror’ und zur Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik“ gibt es je¬ 
denfalls klare Aussagen gegen Krieg, 
Aufrüstung und Militarisierung, deut¬ 
sche Kriegsbeteiligung und steht ein 
eindeutiges „Nein“ zur NATO. In einer 
Reihe von Abänderungsanträgen wird 
auf weitere Präzisierungen gedrungen. 
Zu erwähnen wäre in diesem Zusam¬ 
menhang unbedingt noch der Antrag 
„Frieden mit Russland - Verständigung 
in Europa - Nein zu Faschismus und 
Krieg“. 

Der Leitantrag des Parteivorstan¬ 
des „Für Demokratie und Solidarität! 
Gegen den Rechtsruck!“ warnt vor 
dem Rechtsruck in Europa sowie spe¬ 
ziell in der Bundesrepublik. Es sei nö¬ 
tig, sich dieser Entwicklung aktiv ent¬ 
gegenzustellen: „Das Land steht am 
Scheideweg. Rückt es politisch weiter 
nach rechts, werden die demokrati¬ 
schen und humanistischen Grundlagen 
der Gesellschaft weiter abgebaut, dann 
droht eine Entwicklung wie in Ungarn 
und Polen, Dänemark und Frankreich.“ 
Dabei geht es nicht nur um die Ausein¬ 
andersetzung mit und den Widerstand 
gegen faschistische Parteien und Orga¬ 
nisationen, gegen die AfD, gegen Pe- 
gida und Co. Im Antrag heißt es auch: 
„Die politischen Koordinaten werden 
von der Bundesregierung wöchent¬ 
lich nach rechts verschoben. Wer vor¬ 
gibt, Sorgen und Ängste der Menschen 
ernst zu nehmen und dann rechten For¬ 
derungen hinterherläuft, macht nichts 
anderes, als den Hetzern und Rassisten 


Recht zu geben. Was oft vergessen wird: 
Die Anti-Asylpakete I und II sind die 
andere Seite der Politik von Merkel. Ja, 
wir haben begrüßt, dass sie sich der von 
der CSU und weiten Teilen der CDU 
geforderten Grenzschließung verwei¬ 
gert hat. Aber wir sagen NEIN zu der 
Politik der Bundesregierung, die die 


Flüchtlingssituation dazu nutzt, funda¬ 
mentale Rechte wie das Asylrecht mas¬ 
siv einzuschränken. Es ist diese Politik 
von Merkel und Gabriel, die erhebli¬ 
chen Anteil daran hat, dass das Land 
nach rechts abdriftet.“ 

„Die Linke“ habe dabei geschlossen 
gegen die Anti-Asyl-Pakete im Bun¬ 


destag gestimmt. „Diese Gesetze lö¬ 
sen kein einziges Integrationsproblem, 
sie sind inhuman, menschenrechtswid¬ 
rig und vergiften das gesellschaftliche 
Klima immer weiter, der rechte Mob 
darf sich regelrecht ermutigt fühlen. 
Die Union feiert sich für das schärfs¬ 
te Asylrecht aller Zeiten’. Teile von ihr 


befinden sich in einem Überbietungs¬ 
wettbewerb mit den Rechten. Bis auf 
eine kleine Minderheit trägt auch die 
SPD diesen Kurs mit ... Wenn beide 
so genannten Volksparteien so deut¬ 
lich nach rechts rücken, verschiebt sich 
das gesamte gesellschaftliche Kräfte¬ 
verhältnis.“ 


In einem weiteren Antrag des Par¬ 
teivorstandes „Mehr für alle. Eine so¬ 
ziale Offensive für ein offenes Land!“ 
wird nicht nur auf die zunehmende 
soziale Spaltung der Gesellschaft, die 
Ursachen und die Folgen aufmerksam 
gemacht, sondern werden auch kon¬ 
krete Forderungen gestellt. 

Eindeutig soll die Partei „ihr ei¬ 
genes Profil“ schärfen. Eine Regie¬ 
rungsbeteiligung im Bund scheint - 
auch angesichts der scharfen Kritik 
an der SPD in der Großen Koalition 
(aber auch an die Verantwortung der 
Grünen für den Sozialabbau wird er¬ 
innert) - ausgeschlossen. Rot-“Rot“- 
Grün ist für 2017 offensichtlich keine 
Option. 

Doch die innerparteilichen Ausein¬ 
andersetzungen gehen weiter. Und 
nicht nur Gregor Gysi meint, Rot- 
“Rot“-Grün wäre 2017 nötig. Nur we¬ 
nige Tage vor dem Parteitag erklärte 
er gegenüber dem RedaktionsNetz- 
werk Deutschland gar: „Ich kann mir 
durchaus einen gemeinsamen Kandi¬ 
daten vorstellen. Der böte eine ech¬ 
te Alternative.“ Zuvor müssten sich 
die drei Parteien, so Gysi, allerdings 
auf einige elementare gemeinsame 
Punkte, die Haltung zu Waffenexpor¬ 
ten, künftigen Kriegen, prekärer Be¬ 
schäftigung, zur Rente und zu ökolo¬ 
gischer Nachhaltigkeit verständigen. 
Jeder kämpfe für sich allein, „aber in 
diesen Fragen wäre man sich schon 
einig“. Einig? Aus linken Kreisen der 
SPD und vom Grünen Ströbele kam 
jetzt jedenfalls nur ein müdes Abwin¬ 
ken ... 

Nina Hager 



Aufbruchstimmung nötig 

um die Verhältnisse nach links zu verschieben“ - Interview mit Sascha H. Wagner 


UZ: Ihre Partei führt am kommen¬ 
den Wochenende in Magdeburg ihren 
Bundesparteitag durch. Was werden die 
Schwerpunktthemen sein? 

Sascha H. Wagner: Zunächst einmal 
gilt es ja einen neuen Parteivorstand 
zu wählen. Ich denke, dass Katja Kip- 
ping und Bernd Riexinger die Partei 
bisher sehr gut repräsentiert und starke 
Akzente, wie etwa mit der Kampagne 
„Das muss drin sein“, gesetzt haben. Es 



Sascha H. Wagner ist Landes¬ 
geschäftsführer der Linkspartei 
in Nordrhein-Westfalen 


UZ: Und was fordern Sie ansonsten? 

Sascha H. Wagner: Wir fordern als Par¬ 
tei außerdem umgehend ein Sofortpro¬ 
gramm in Höhe von 25 Milliarden Euro, 
um die Handlungsfähigkeit des Staates 
in seinen originären Aufgabenbereichen 
wieder herzustellen und einen generel¬ 
len Ausbau sozialer Dienstleistungen 
und öffentlicher Infrastruktur für alle. 
Das heißt eine Aufstockung der Sofort¬ 
hilfe an die Kommunen und Länder zur 
Erstattung sämtlicher Kosten der Inte¬ 
gration von Flüchtlingen; ein Bundes¬ 
sonderprogramm für den barrierefrei¬ 
en sozialen Wohnungsbau mit 500 000 
Wohnungen, also Neubau und Kauf von 
Sozialwohnungen, Ankauf von Bele¬ 
gungsbindungen und Ertüchtigung von 
Leerstand, in Mischnutzung für Men¬ 
schen mit geringen Einkommen und 
Flüchtlinge. Außerdem fordern wir den 
Ausbau arbeitsmarktpolitischer Quali- 
fizierungs- und Integrationsprogramme; 
mindestens 300 000 Arbeitsplätze für 
Langzeitarbeitslose und Flüchtlinge 
in einem vernünftig organisierten und 
finanzierten öffentlichen Beschäfti¬ 
gungssektor und die Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung, um nur einige 
wenige Punkte zu nennen. 


sollte sicherlich ein starkes Signal von 
diesem Parteitag ausgehen, der die bis¬ 
herige Arbeit des Parteivorstands wür¬ 
digt und eine Aufbruchstimmung für die 
kommenden zwei Jahre erzeugt. Es ste¬ 
hen wichtige Wahlen an und die soziale 
Frage muss nun unabdingbar in den Fo¬ 
kus der gesamten Partei und der Frakti¬ 
onen, von Bund bis Kommunen, gerückt 
werden. 

Die Leitanträge zum Bundespartei¬ 
tag tragen eine kritische Handschrift 
und setzen durchaus Signale in die rich¬ 
tige Richtung. Etwa die Forderung nach 
einem Mindestlohn von 12 Euro, um die 
drohende Altersarmut vieler Menschen 
abzumildern, ist ein wichtiger Schritt, 
um in der sozialen Frage wieder ein 
stärkeres Profil als Partei entwickeln zu 
können. 


UZ: Regelmäßig wurden in Ihrer Par¬ 
tei Stimmen laut, die eine „rot-rot-grü- 
ne Reformmehrheit“ ausgemacht haben 
wollen. Durch das Aufkommen der AfD 
und die Schwäche der Sozialdemokraten 
ist eine solche Regierungs Option in wei¬ 
te Ferne gerückt. Welche Konsequenzen 
sollten daraus gezogen werden? 

Sascha H. Wagner: Ich kann solchen 
Farbenspielen nur wenig abgewinnen, 
wenn damit nicht auch deutlich gemacht 
wird, welche konkreten Reformprojek¬ 
te auch umgesetzt werden sollen. Bei 
der Frage der Armutsbekämpfung, der 
Rentenfrage, der Friedensfrage oder 
auch die zutiefst ungerechten „Agenda 
2010“-Gesetze lassen derzeit nicht er¬ 
kennen, dass sich ein solches Reform¬ 
projekt erfolgreich wird umsetzen las¬ 
sen. Jedenfalls lassen Grüne und SPD 


nicht deutlich erkennen, dass sie eine 
andere Politik gestalten wollten. Allein 
an der Frage der Steuergerechtigkeit 
zeigt sich doch, dass sich hier wenig im 
Sinne der Gerechtigkeitsfrage entwi¬ 
ckeln wird. Auch wenn die Sozialdemo¬ 
kratie aus Angst vor dem eigenen Ab¬ 
sturz nunmehr wieder links blinkt. 

UZ: Sollte Ihre Partei dann nicht ver¬ 
stärkt darauf setzen, den neoliberalen 
Charakter von Bündnis 90/Die Grünen 
zu attackieren? Schließlich spricht eini¬ 
ges dafür, dass es infolge der Bundes¬ 
tagswahl im kommenden Jahr erstmalig 
zu einem Regierungsbündnis aus CD U/ 
CSU und Bündnis 90/Die Grünen kom¬ 
men wird... 

Sascha H. Wagner: Ich weiß nicht, ob es 
immer so sinnvoll ist, sich an anderen 
Parteien abzuarbeiten. Wir müssen als 
Partei dafür Sorge tragen, dass unsere 
eigenen Inhalte und Konzepte verstärkt 
in die Wahrnehmung der Bevölkerung 
treten. Dabei kann man natürlich auf 
die zunehmend neoliberale Grundhal¬ 
tung der Grünen hinweisen. Es darf 
aber nicht immer nur um ein Parteien- 
bashing gehen. Meine Partei hat gerade 
in der sozialen Frage die höchste Glaub¬ 
würdigkeit bei den Wählerinnen und 
Wählern. Wenn wir es zudem schaffen, 
vielen Menschen ein Angebot zu unter¬ 
breiten, indem wir ihnen aufzeigen, dass 
es sich lohnt auch bei einer Linken mit¬ 
zumachen und mehr Widerständigkeit 
bei den Enttäuschten erzeugen, indem 
wir zum Beispiel dabei helfen, Bewe¬ 
gungen auch außerhalb von Parlamen¬ 
ten aufzubauen, kann meine Partei ei¬ 
nen wichtigen Beitrag zur Verschiebung 
der Machtverhältnisse leisten. Diese 
Verschiebung wäre dringend notwendig. 

UZ: Und wie wollen Sie verhindern, dass 
auch Ihre Partei weiterhin Wählerinnen 
und Wähler an die AfD verliert? 

Sascha H. Wagner: Wir müssen deutlich 
machen, dass die AfD keine wirkliche 
Alternative ist. Sie hat sich eine zutiefst 
unsoziale und neoliberale Programma¬ 


tik auferlegt, die lediglich die Interessen 
von bestimmten Eliten vertritt. Sie hat 
zudem ein massiv revanchistisches Fa¬ 
milien- und Weltbild und setzt auf die 
Ausgrenzung von Alleinerziehenden, 
Schwachen, Benachteiligten und hetzt 
gegen immer neue Bevölkerungsgrup¬ 
pen. Ihre ganze Agenda setzt auf die po¬ 
pulistische Ausbeute von Angst bei den 
Menschen. Gestern waren es die Flücht¬ 
linge, heute ist es der Islam und mor¬ 
gen wird die nächste Sau durchs Dorf 
getrieben. Unser Profil muss deutlich 
erkennbar sein. Wir müssen sagen, was 
ist und wie wir die Probleme der Zeit 
lösen können. Dazu gehört es aber auch, 
seine eigene Haltung zu bewahren, auch 
wenn der Wind mal schräg von vorn ins 
Gesicht bläst. 

UZ: Also werden Sie mit einem eigen¬ 
ständigen Profil in den Bundestagswahl¬ 
kampf ziehen? 

Sascha H. Wagner: Ich glaube die Partei 
wäre gut beraten, wenn sie mit den eige¬ 
nen Inhalten und ihren glaubwürdigen 
Zuschreibungen im Wahlkampf agiert. 

UZ: In Nordrhein-Westfalen wird etwa 
ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl 
ein neuer Landtag gewählt. Derlei Land¬ 
tagswahlen im bevölkerungsreichsten 
Bundesland gelten gemeinhin als Test¬ 
lauf für die Bundestagswahl. Welche 
Rolle messen Sie der Landtagswahl bei? 

Sascha H. Wagner: Eine ganz entschei¬ 
dende. Der Druck wird sehr spürbar 
sein. Nicht umsonst versucht sich die 
SPD doch derzeit wieder links zu ge¬ 
ben. Ich glaube jedoch, der Vertrauens¬ 
verlust, gerade im Ruhrgebiet, ist sehr 
hoch. Da wird es mehr bedürfen als eine 
von Armut betroffene Reinigungsfrau 
vor die Kameras zu zerren, um das ver¬ 
lorene Vertrauen, das im Wesentlichen 
durch die Agenda 2010 verloren ging, 
zurückzugewinnen. Wenn wir eine ech¬ 
te Chance haben wollen, die Verhältnis¬ 
se in Land und Bund nach links zu ver¬ 
schieben, wird es auch unter der gesam¬ 
ten Linken eine Verantwortung geben, 


der sie sich nicht entziehen darf. Wer 
aus dem linken Lager kommend eine 
sozialere Politik in Bund und Land will, 
muss „Die Linke“ bei den Landtagswah¬ 
len unterstützen. 

UZ: Wird der Linkspartei der Wieder¬ 
einzug in den NRW-Landtag gelingen? 

Sascha H. Wagner: Das wird von der 
gesellschaftlichen Stimmung abhän- 
gen. Natürlich ist eine AfD ein reales 
Problem. Dennoch muss klar sein, wer 
einen weiteren Rechtstrend in Nord¬ 
rhein-Westfalen verhindern will, muss 
das Original, nämlich „Die Linke“ 
wählen. 

Die derzeitigen Umfragewerte se¬ 
hen uns im Landtag, jedoch gehört hier¬ 
zu noch viel Arbeit, um stabile Verhält¬ 
nisse zu erringen. Dies ist kein Selbst¬ 
läufer. Die Wählerinnen und Wähler in 
NRW werden sich genau entscheiden 
müssen, welches Politikangebot sie 
wollen. Die Grünen wollen uns nach 
Ankündigung ihres Fraktionsvorsit¬ 
zenden im Landtag am Liebsten raus¬ 
halten und versuchen nun „auf eigen¬ 
ständig“ zu machen und signalisieren 
damit deutlich, dass für sie die Frage 
der Regierung viel wichtiger ist als die 
Frage der Glaubwürdigkeit und Inhal¬ 
te, indem sie auch eine „schwarz-grüne“ 
Konstellation nicht ausschließen. Dies 
muss natürlich den Reflex bei den So¬ 
zialdemokraten auslösen, indem sie vor 
der Wahl links blinken, wie sie es im¬ 
mer tun. Die Erfahrung nur hat gezeigt, 
nach der Wahl werden die Programme 
laut Hannelore Kraft einem sogenann¬ 
ten „Realitätscheck“ unterzogen. Und 
auch für die Liberalen geht es ums po¬ 
litische Überleben. Insofern wird es ein 
spannender Wahlkampf. 

UZ: Und dann? Geht Ihre Partei in die 
Opposition oder Regierungsbeteiligung? 

Sascha H. Wagner: Meine Partei kann 
beides. Entscheidend ist jedoch erst¬ 
mal, dass sie überhaupt in den Land¬ 
tag einzieht. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 






6 Freitag, 27. Mai 2016 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Wut auf die Verwalter des Systems 

Neoliberaler Professor wird österreichischer Präsident - trotz oder wegen seiner Positionen? 


A lexander Van der Bellen, „un¬ 
abhängiger Grüner“ist mit 50,3 
Prozent der Stimmen in der 
Stichwahl zum österreichischen Bun¬ 
despräsidenten gewählt worden. Der 
FPÖ-Kandidat und dritte National¬ 
ratspräsident, Norbert Hofer, erhielt 
49,7 Prozent und unterlag mit 31026 
der 4 477 942 abgegebenen gültigen 
Stimmen. Die Wahlbeteiligung be¬ 
trug 72,7 Prozent und war um 4 Pro¬ 
zent höher als im ersten Wahlgang, 
als sich noch vier weitere Mitbewer¬ 
ber der Wahl stellten. In vier von neun 
Bundesländern erhielt Van der Bellen 
die Mehrheit der Stimmen, ebenso in 
allen Landeshauptstädten. Das bes¬ 
te Ergebnis mit 64,4 Prozent erzielte 
er in Graz, wo die KPÖ zweitstärkste 
Kraft im Gemeinderat ist. Wien folgte 
mit 63,3, Innsbruck mit 63,1 Prozent 
der Stimmen. 

Ein Aufatmen ging durch große 
Teile des Landes, dass kein deutsch¬ 
nationaler Burschenschafter es ins 
höchste Staatsamt geschafft hatte. 
Aber „dieses äußerst knappe Wahl¬ 
ergebnis ist kein Damm gegen eine 
weitere Rechtsentwicklung in Öster¬ 
reich“, stellte die KPÖ-Wohnungs- 
stadträtin in Graz, Elke Kahr, klar. 
„Wenn es beispielsweise zu keiner 
sozialen Mietrechtsreform mit fixen 
Mietzinsobergrenzen kommt oder 
wenn die versprochene Wohnbauof¬ 
fensive für erschwingliche Wohnun¬ 
gen ausbleibt und wenn es für immer 


Studierendenwahlen 
in Griechenland 

Kommunistische Liste 
wurde zweitstärkste Kraft 

Die von der kommunistischen Ju¬ 
gendorganisation KNE untersützte 
Liste Panspoudastiki Kinisi Synerga- 
sias (PKS) hat bei den Wahlen der 
Studierendenvertretung in der letzten 
Woche landesweit den zweiten Platz 
belegt. An den Universitäten erhielt 
die Liste 20,5 Prozent (13 500 Stim¬ 
men). 

DAP (Liste der konservativen Par¬ 
tei ND) erreichen an den Universitä¬ 
ten 30,3 Prozent, PASP (Liste der so¬ 
zialdemokratischen Partei PASOK) 
erhielt 10,8 Prozent der Stimmen. 
Die neue Liste „Bloco“ die der von 
SYRIZA geführten Regierung nahe 
steht, konnte nicht einmal 1 Prozent 
(550 Stimmen) für sich gewinnen. An¬ 
dere Listen wie EAAK (unterstützt 
von der antikapitalistischen Linken 
Antarsya) und AREN (frühere Liste 
von SYRIZA) erhielten 8,5 Prozent 
bzw. 7,4 Prozent. 

Der Sekretär der KNE, Nikos 
Ambatielos, sagte zum Ergebnis der 
Studierendenwahlen, dass die tau¬ 
senden Jugendlichen, die die PKS bei 
den Wahlen unterstützt haben, eine 
wichtige Kraft seien, die im täglichen 
Kampf und bei der Wiederbelebung 
der Studierendenvertretungen eine 
Rolle spielen würden. 

Imö 


mehr Menschen keine Arbeitsplät¬ 
ze gibt, von denen sie leben können, 
dann wird der Vertrauensverlust noch 
größer werden“, so Kahr. 

Das Wahlergebnis zeigt die Aus¬ 
wirkungen des kapitalistischen Sys¬ 
tems, das zu einer tiefen sozialen und 
wirtschaftlichen Spaltung zwischen 
oben und unten geführt hat. Den ei¬ 
nen reicht das Einkommen aus Arbeit 
nicht mehr zum Leben oder sie haben 
gar keine Arbeit. Die andern richten 
sich’s und ihre Vermögen steigen. Ein¬ 
geschweißt in die EU-Gesetzgebung 
des Fiskalpaktes, den sie selber mit¬ 
beschlossen haben, haben Regierun¬ 
gen gewollt wenig Budgetspielraum. 
Auch die viel beschworene Sozialpart¬ 
nerschaft existierte von Kapitalseite 
nur verbal. 

So ist die Wut der Menschen auf 
die herrschenden Verhältnisse groß, 
nicht aufs System, sondern auf dessen 
Verwalter. Besonders verbittert sind 
sie über die SPÖ, der sie Jahrzehnte 
lang vertrauten. Diese Verhältnisse 
wollen sie abwählen. Schon bei den 
vergangenen Wahlen verlor besonders 
die SPÖ mit zunehmender Geschwin¬ 
digkeit das Vertrauen der Menschen, 
die sie jahrelang gewählt hatten. Die 
FPÖ konnte mit ihrer sozialen De¬ 
magogie - soziale Politik für „ech¬ 
te Österreicher“ - getragen von der 
Mehrheit der Medien, in diese Ver¬ 
trauenslücke vorstoßen. In zwei von 
neun Bundesländern schafften sie es 


im vergangenen Jahr in die Landes¬ 
regierungen, in zahlreichen Gemein¬ 
den in die Regierungen (Stadtrat bzw. 
Gemeinde vor stand). Bei dieser Wahl 
zum Bundespräsidenten straften die 
Wählerinnen im ersten Wahlgang die 
regierende rot-schwarze Koalition so 
ab, dass beide Kandidaten nicht in die 
Stichwahl kamen. Vernichtend traf es 
die SPÖ mit einem Ergebnis von nur 
11 Prozent. Die bürgerlichen Partei¬ 
en - zählt man die Stimmen zusam¬ 
men - erhielten über 50 Prozent der 
Stimmen, Hofer damals 35 Prozent. 
Eine Kandidatur links von der Sozi¬ 
aldemokratie kam gar nicht erst zu¬ 
stande. 


Im zweiten Wahlgang stand dann 
der bürgerliche grüne neoliberale 
Wirtschaftsprofessor Van der Bellen, 
hinter sich eine breite Allianz des po¬ 
litischen und wirtschaftlichen Estab¬ 
lishments, dem „Schutzherrn für Ös¬ 
terreich“ Hofer gegenüber. Von die¬ 
sem versprachen sich viele, dass er 
das „verkrustete System“ aufbricht 
und als „frischer“ Politiker für sie ein 
besseres Leben organisiert sowie mit 
der ständigen Absenkung des Lebens¬ 
standards Schluss machen werde. So 
konnte die FPÖ mit ihrer Inszenie¬ 
rung: „Wir mit euch da unten gegen 
die da oben“ 49,7 Prozent der Wäh¬ 
lerinnen (entspricht 35 Prozent der 


Die Regierung Luxemburgs verordnet 
den Schaffenden und Rentnern Sozial¬ 
abbau, weil angeblich gespart werden 
muss, gibt aber immer mehr Geld für 
militärische Zwecke aus. 

Für 125 Millionen Euro soll ein Mi¬ 
litärsatellit angeschafft werden, den die 
Regierung zusammen mit der Satelli¬ 
tenfirma SES-Astra für die NATO be¬ 
treiben will. Hinzu kommen fünf mili¬ 
tärische Drohnen, welche Luxemburg 
mit anderen NATO-Staaten kaufen 
will. 

9,4 Millionen Euro sollen ausgege¬ 
ben werden, um für die „NATO Sup¬ 
port Agency“ (die frühere Namsa) in 
Capellen - das ist die größte Waffen¬ 
reparaturwerkstatt und Logistikagen¬ 
tur der NATO in Europa - einen Netz¬ 
werkrechner zu kaufen. Die Wartung 
des Rechners, der Sicherheitskopien 
des gesamten logistischen Systems der 
NATO anfertigen soll, wird zusätzlich 
1,6 Millionen Euro im Jahr kosten. 

Teil dieser aggressiven Rüstungs¬ 
politik ist auch das für 200 Millionen 
Euro bestellte Militärflugzeug A400M, 
das 120 Soldaten und zwei Angriffshe¬ 
likopter ohne Zwischenlandung 6 500 
Kilometer transportieren kann. Weite¬ 
re Steuergelder sollen dazu dienen, den 
Findel, den Flughafen Luxemburgs, der 
als „NATO-Airport“ eingestuft ist und 
im „Krisenfall“ ganz von den USA und 


Wahlberechtigten) für den deutsch¬ 
nationalen Burschenschafter Hofer 
mobilisieren. 

Obwohl sich hinter Van der Bellen 
eine breite Allianz des Establishments 
versammelte, reichte es für ihn nur äu¬ 
ßerst knapp, die Wahl zu gewinnen. 
Nur weil viele, die den neoliberalen 
Wirtschaftsprofessor unter normalen 
Umständen niemals gewählt hätten, 
ihm ihre Stimme gaben, um Hofer zu 
verhindern, konnte Hofer vom Bun¬ 
despräsidentenamt ferngehalten wer¬ 
den. Wie viele Wählerinnen und Wäh¬ 
ler Hofer bzw. Van der Bellen wegen 
und wie viele sie trotz ihrer politi¬ 
schen Positionen gewählt haben, dar¬ 
über kann nur spekuliert werden. Die 
steirische KPÖ hatte dazu aufgerufen, 
Van der Bellen zu wählen, um Hofer 
zu verhindern - aber gleichzeitig deut¬ 
lich gemacht, dass sie sein politisches 
Programm ablehnt. 

Die realistische Sorge, dass nach 
Österreich geflohene Menschen ih¬ 
nen auf dem Arbeits- und Wohnungs¬ 
markt als Konkurrenten gegenüber¬ 
gestellt und sich ihre Lebensverhält¬ 
nisse weiter verschlechtern würden, 
wurde medial aufgeputscht. Die Frei¬ 
heitlichen schürten die Ängste wei¬ 
ter, konnten so gleichzeitig für Hofer 
punkten und von den tatsächlichen 
Profiteuren des kapitalistischen Sys¬ 
tems ablenken. Die Zahl der Milli¬ 
ardäre und Millionäre in Österreich 
ist gestiegen und für die Profiteure 
des Hypo-Alpe-Adria-Deals werden 
Milliarden Steuergelder aufgebracht. 
Das aber spielte im Wahlkampf kei¬ 
ne Rolle 

Es spielte auch keine Rolle, dass 
das FPÖ-Wirtschaftsprogramm 
marktradikal und unsozialer ist als das 
der politischen Elite, dass FPÖ-Man- 
datare für Sozialabbau stimmen, dass 
ihr Wirtschaftsexperte engste Kontak¬ 
te zur Wirtschaftselite hat. „Wir glau¬ 
ben aufgrund unserer Erfahrungen 
mit der FPÖ nicht daran, dass sie die 
Erwartungen erfüllen kann, die viele 
in sie setzen. Die FPÖ ist Teil dieses 
Systems, auch wenn sie sich als Ge¬ 
genpol inszeniert. Ähnliches gilt al¬ 
lerdings auch für den Wahlsieger“, so 
Claudia Klimt-Weithaler, Fraktions¬ 
vorsitzende der KPÖ im steirischen 
Landtag. 

Anne Rieger 


der NATO in Beschlag genommen wer¬ 
den kann, zu modernisieren. 

Zu all dem kommt hinzu, dass sich 
die Regierung Luxemburgs dazu ver¬ 
pflichtet hat, einmal im Jahr an Militär¬ 
manövern im Baltikum teilzunehmen, 
die dazu gedacht sind, den „Ernstfall“ 
zu proben und die Russen zu provozie¬ 
ren. Bereitet man so den Frieden vor? 

Die Kommunistische Partei Luxem¬ 
burgs (KPL) lehnt dieses Säbelrasseln 
und den zunehmenden Konfrontations¬ 
kurs der USA und der NATO gegen¬ 
über Russland kategorisch ab. 

Die KPL fordert, dass Luxemburg 
auf die Teilnahme an Militärmanövern 
und Einsätzen im Ausland verzichtet 
und dass die Militärausgaben stark ge¬ 
kürzt werden. Dieses Geld sollte dem 
Bildungs- und Sozialbereich zugute 
kommen. Ali Ruckert 

Unser Autor ist Vorsitzender der Kom¬ 
munistischen Partei Luxemburgs. 


Atomwaffen abziehen! 

Vom 25. bis zum 28. Mai beteiligen 
sich die DKP, die KPL und die ihre 
Schwesterparteien aus Belgien und 
den Niederlanden an der Dauer¬ 
mahnwache gegen den Atomwaf¬ 
fenstützpunkt im rheinland-pfälzi¬ 
schen Büchel. 


Von den wirklichen Interessen ausgehen 


Am Tag der Bundespräsidentenwahl 
stellte die steirische Organisation der 
Kommunistischen Partei Österreichs 
(KPÖ)fest: 

„Ohne die sozialen Ursachen für die 
Angst der Menschen vor Arbeitslo¬ 
sigkeit und Sozialabbau zu beseiti¬ 
gen, wird man auch den Grund für 
die Wahlerfolge solcher Bewegun¬ 
gen (wie der FPÖ) nicht aus der Welt 
schaffen können. Für eine solche Wen¬ 
de wäre auch ein Sieg von Alexander 
Van der Bellen kein Signal. Seine Kam¬ 
pagne hat keine Lösungen aufgezeigt, 
sondern eine heile Welt plakatiert. 
Prominente Unterstützerinnen und 
Unterstützer stammen aus der Welt 


der Banken,der Konzerne und des po¬ 
litischen Establishments. 

Der Linken muss es wieder gelingen, 
Alternativen aufzuzeigen. In weiten 
Teilen der Arbeiterschaft wird sie je¬ 
doch als Teil des Establishments an¬ 
gesehen. Das zu ändern, ist die größ¬ 
te Herausforderung.,Die KPÖ Steier¬ 
mark ist bereit, ausgehend von ihren 
Erfahrungen in der Kommunal- und 
Landespolitik, einen Beitrag zu leis¬ 
ten. Nur ein entschlossenes Eintre¬ 
ten für die tatsächlichen Interessen 
der Mehrheit der Menschen kann 
die Grundlage für einen Umschwung 
sein', so (Claudia) Klimt-Weithaler (die 
Fraktionsvorsitzende der KPÖ im stei¬ 
rischen Landtag)“. 



Der neue Bundespräsident Alexander Van der Bellen:„Seine Kampagne hat keine 
Lösungen aufgezeigt, sondern eine heile Welt plakatiert“, so die KPÖ Steiermark. 


Die andere Opposition 

Syrische Parteien bilden Alternative zu Riad-Gruppe 


Anfang Mai haben sich syrische Par¬ 
teien, Organisationen und Persönlich¬ 
keiten zum „Bündnis der Inlands-Op¬ 
position“ zusammengeschlossen. Das 
Gründungstreffen fand in der Zentra¬ 
le der Partei der „Nationalen Jugend“ 
statt. 

Auf einer Pressekonferenz gab das 
Bündnis seine Ziele bekannt: Es tre¬ 
te für die Einheit Syriens ein und un¬ 
terstütze die sy- _ 

rische Armee. Es 
sieht den Dialog 
als einzigen Weg 
aus der Krise. In ’ 
diesen Dialog müssen, so das Bündnis, 
alle Syrer einbezogen werden - nicht 
nur die Regierung und die Oppositi¬ 
onsgruppen mit Sitz im Ausland. 

Das Bündnis fordert, ein Nationales 
Komitee für Menschenrechte zu bilden 
und verlangt, dass die Wahlkommissi¬ 
on, die die nächsten Wahlen organisiert, 
aus einer Versammlung von Vertretern 
aller Parteien bestimmt wird. Für eine 
zukünftige Regierung strebt das Bünd¬ 
nis eine Arbeitsteilung zwischen Regie¬ 
rung und Präsidentschaft an, wobei die 
Präsidentschaft für die Außen- und Ver¬ 
teidigungspolitik zuständig sein solle. 

Sobald in Wien oder Genf verhan¬ 
delt wird, geistert der Begriff der syri¬ 
schen Opposition durch die Medien. 
Diese Opposition reicht von bewaff¬ 
neten Extremisten (oder je nach Les¬ 


,Das Bündnis tritt für die 
Einheit Syriens ein.“ 


art Terroristen) bis zu Politikern un¬ 
terschiedlicher Couleur, die mehr oder 
weniger eng mit regionalen Mächte¬ 
gruppen (Golfstaaten) Zusammenar¬ 
beiten. Der Zusammenschluss dieser 
sehr unterschiedlichen Gruppen ist die 
„Riad-Opposition“. 

Mit den Änderungen des Wahl- und 
Parteienrechts 2011/2012 haben sich 
etwa 200 Parteien in Syrien gebildet, 

_ die teilweise legal 

im Rahmen der 
Verfassung arbei¬ 
ten und zum Teil 
in einer Grauzo¬ 
ne: Gruppen, die sich nicht gemäß dem 
Parteigesetz als Partei konstituiert ha¬ 
ben, können arbeiten, sind durchaus 
in den Medien präsent mit Interviews 
und Stellungnahmen, sind aber auch 
von Verhaftungen bedroht. Bekanntes 
Beispiel ist die Gruppe „Den Staat auf¬ 
bauen“ vor ihrer Spaltung. 

Diese Parteien sind nur bedingt 
Ausdruck gesellschaftlicher Strömun¬ 
gen. Es gibt keine „Partei der Arbei¬ 
ter“ - und dürfte es nach dem aktuel¬ 
len Parteigesetz auch nicht geben. Ge¬ 
nauso wenig gibt es eine „offizielle“ 
kurdische Partei. Vor allem die Partei¬ 
en, die sich gemäß dem syrischen Par¬ 
teiengesetz konstituiert haben, haben 
es schwer, als Opposition wahrgenom¬ 
men zu werden. 

Manfred Ziegler 


Aufrüsten und provozieren 

Auch in Luxemburg: Regierung kauft Waffen und 
kürzt bei der Bevölkerung 
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Zu arm für einen Schuldenschnitt 

Die EZB kauft Staatsanleihen auf. Nur nicht von Griechenland. 



Das Gebäude der EZB in Frankfurt:„Die EZB gewährt allen Eurostaaten einen Schuldenerlass - nur Griechenland nicht.“ 


M ittlerweile ist Griechenland 
seit sechs Jahren „gerettet“ 
und „auf einem guten Weg“ 
und jeder, der es wissen will, kennt 
die Ergebnisse. Nun dürfen die „Ge¬ 
retteten“ auch noch das Asyl-“Recht“ 
der „westlichen Wertegemeinschaft“ 
exekutieren. Ihre herbeigebombten, 
um Leben und Existenz bangenden 
Flüchtlinge in Lagern internieren und 
versorgen und an den von Merkel er¬ 
nannten türkischen Türsteher Europas 
rücküberstellen. 

Wie schlecht es steht, zeigt der 
jüngste Vorschlag des nicht gerade für 
überbordende Empathie bekannten 
IWF (Internationaler Währungsfonds). 
Frau Lagarde hatte vorgeschlagen, dass 
die Laufzeiten für die Rückzahlung der 
Kredite aus den drei „Rettungspro¬ 
grammen“ bis 2080 gestreckt werden 
und nicht vor 2040 zu laufen beginnen 
sollten. Der IWF hatte erkannt, was 
jeder ohnehin weiß, dass die „drama¬ 
tische Verschlechterung der Schulden¬ 
tragfähigkeit, Schuldenerleichterungen 
in einer Größenordnung notwendig 
macht, die weit über das hinaus ge¬ 
hen, was bisher in Erwägung gezogen 
wurde und was vom ESM vorgeschla¬ 
gen wurde.“ Dazu sollte nicht uner¬ 
wähnt bleiben, dass die „dramatische 
Verschlechterung der Schuldentrag¬ 
fähigkeit“ mit Notwendigkeit aus der 
Berlin/Brüsseler „Rettungs“-Logik 
hervorgeht. Überschuldung mit wei¬ 
teren Krediten, also Schulden, sanie¬ 
ren zu wollen, nährt den Verdacht auf 
Grenzdebilität. Aber natürlich geht es 
nicht um die Sanierung Griechenlands, 
sondern um die der Zockerbanken, de¬ 
ren Griechenlandwetten geplatzt sind. 
Zwar ist bei Erhalt der EU-Basispara- 
meter mehr als fraglich, ob Griechen¬ 
land selbst nach 2040 oder jemals seine 
Schulden wird zurückzahlen können, 
aber selbst dieses kleine IWF-Zuge- 
ständnis an den Realismus ist den Eu¬ 
ro-Fundamentalisten in Berlin schon 
ein Gräuel. Daher die erkennbaren 
Absetzbewegungen des IWF aus der 
Troika, der seine Risiken aus der ge¬ 
platzten Griechenland-“Rettung“ - ak¬ 
tuell geht es um 14 Milliarden Euro - 
doch gern der Schäuble-Truppe, kon¬ 
kret der arbeitenden EU-Bevölkerung, 
übereignen würde. 


Wollte man Griechenland tat¬ 
sächlich helfen, gäbe es auch andere 
Möglichkeiten. Darauf hat nun auch 
der umstürzlerischer Umtriebe unver¬ 
dächtige Paul de Grauwe, Professor an 
der London School of Economics, auf 
der Seite „Makronom“ hingewiesen. 
„Die EZB gewährt allen Eurostaaten 
einen Schuldenerlass - nur Griechen¬ 
land nicht.“ 

Zuvor zwei Sätze. Die kapitalis¬ 
tischen Hauptstaaten stehen vor ei¬ 
nem gewaltigen Dilemma. Es gibt zu¬ 
viel Geld bzw. Kapital. Um es wieder 
profitabel anlegen zu können, einen 
neuen, dynamischen Verwertungszy¬ 
klus beginnen zu können, müsste man 
einen großen Teil davon vernichten, 
genauer: ent- oder abwerten. Selbst¬ 
redend will das niemand. Da auch 
keynesianische Programme tabu sind, 
drucken die großen Zentralbanken, 
als einzig verbliebene Akteure im gro¬ 
ßen Stil neues Geld. Die EZB hat an¬ 


gekündigt bis mindestens März 2017 
pro Monat 60 bis 80 Milliarden Euro, 
insgesamt 1,5 Billionen Euro, für ihr 
Quantitative-Easing-Programm (QE- 
Programm) aufwenden zu wollen. Das 
klingt ähnlich wie die Griechenland- 
Rettung“. Die Finanzprobleme wer¬ 
den mit sehr viel frischem Geld zu¬ 
gekleistert. Der Primäreffekt auf die 
Staatshaushalte ist allerdings ein an¬ 
derer. Indem die EZB Staatsanlei¬ 
hen aufkauft, fließt frisches Geld in 
die Staatskasse des jeweiligen Staates 
und weil die Zinsen auf diese Anlei¬ 
hen über die Zentralbanken an die Fi¬ 
nanzministerien zurückfließen, wie de 
Grauwe erläutert, wirkt dieses Kauf¬ 
programm defizit- bzw. schuldensen¬ 
kend. Insgesamt umfasst diese Schul- 
den-Monetarisierung bislang 645 Mil¬ 
liarden Euro. Hauptprofiteur, man 
rät es nie: Die Bundesrepublik mit 
171 Milliarden Euro (etwa die Hälf¬ 
te des Bundeshaushaltes). Frankreich 


bekam bislang immerhin 136 Milliar¬ 
den, Italien 117 Milliarden, Spanien 
84 Milliarden und selbst das kleine 
Luxemburg kassierte noch 1,573 Mil¬ 
liarden Euro. Nur bei Griechenland 
steht eine Null. Griechenland ist als 
einziges vom QE-Programm ausge¬ 
schlossen. Das Land erfülle nicht die 
qualitativen Kriterien. Griechenland 
ist der EZB offensichtlich zu arm für 
einen Schuldenerlass. 

Der Teufel scheißt immer auf den 
größten Haufen. Das ist gemeint, 
wenn die schwäbischen Hausfrau¬ 
en Schäuble, Merkel, Schulz, Weid¬ 
mann, Draghi & Co. über Solidarität 
reden. Es geht nicht nur nicht darum 
Griechenland zu retten, sondern es 
geht auch darum, das Land mit aller 
Kraft an die Wand zu fahren. Mal se¬ 
hen, wann das Versuchstier kollabiert. 
Die „westliche Wertegemeinschaft“ in 
Vollendung. 

Klaus Wagener 


Der Kampf um Georges Abdallahs Freilassung 

Französische Justiz wird manipuliert, um den arabischen Kommunisten in Haft zu halten 


Während der aktuellen Auseinander¬ 
setzung auf Frankreichs Straßen um 
die Verschärfung der Arbeitsgesetze 
wird auch die Sache Georges Abdal¬ 
lahs immer häufiger aufgegriffen. Wer 
ist Georges Ibrahim Abdullah? Er ist 
seit 1984 in Frankreich inhaftiert und, 
obwohl er seit 1999 nach dem Gesetz 
freigelassen wer¬ 
den könnte, ist 
er immer noch in 
Haft - seit fast 32 
Jahren. Georges 
Abdallah ist ara¬ 
bischer Kommu¬ 
nist. Er ist seinen 
Überzeugungen über all die Jahrzehnte 
treu geblieben und er ist der am längs¬ 
ten inhaftierte politische Gefangene in 
Europa. 

Schon auf dem UZ-Pressefest 2014 
haben Vertreterinnen und Vertreter 
kommunistischer Parteien aus 23 Län¬ 
dern einen Brief an den französischen 
Präsidenten Hollande unterzeichnet 
und die Freilassung von Abdallah ge¬ 
fordert. 

Abdallahs Freilassung war noch 
nie eine juristische Frage sondern stets 
eine politische. Und genauso wie die 
Durchsetzung von Forderungen linker, 
fortschrittlicher Kräfte stets eine Fra¬ 
ge des Kräfteverhältnisses ist, so wird 
auch seine Freilassung durch die Soli¬ 
darität auf der Straße, in den Stadtvier¬ 
teln und in den internationalen Kämp¬ 
fen entschieden werden. 


Georges ist ein aufrechter Wider¬ 
standskämpfer mit einer starken politi¬ 
schen Geschichte und er ist beispielhaft 
für ein entschlossenes internationalis¬ 
tisches Engagement. Bereits in sehr 
jungen Jahren stellte er sich an die Sei¬ 
te des palästinensischen Widerstands. 
1978 wurde er während der israelischen 
Invasion in den 
Südlibanon ver¬ 
wundet und nahm 
1982 am Volkswi¬ 
derstand gegen 
die Invasion der 
zionistischen Ar¬ 
mee im Südliba¬ 
non teil. In den 80er Jahren erklärte 
die revolutionäre bewaffnete libanesi¬ 
sche Fraktion (FARL) ihr Recht, sich 
gegen die zionistische Invasion zu ver¬ 
teidigen und den Imperialismus überall 
dort anzugreifen, wo er sein Unwesen 
treibt. Die Aktionen der FARL waren 
in dieser Kriegssituation sehr gezielte 
Aktionen. 

In Frankreich wurden 1982 Charles 
Ray, Oberstleutnant der US-Armee 
und US-Militärattache in Paris, und Ja¬ 
kob Barsimentov, Frankreich-Chef des 
zionistischen Geheimdienstes Mossad, 
erschossen. Die FARL übernahm die 
Verantwortung für diese Aktionen, 
und Georges Abdallah wurde vor ei¬ 
nem französischen Sondergericht we¬ 
gen Mittäterschaft zu lebenslänglicher 
Haft mit einer Mindestdauer von 15 
Jahren verurteilt. Seit 1999 könnte Ab¬ 


dullah eigentlich freigelassen werden. 
Und er hat seitdem neun Anträge auf 
Freilassung gestellt. Als einem der An¬ 
träge vom damals zuständigen Gericht 
in Pau (Südfrankreich) stattgegeben 
wurde, entschied das Justizministeri¬ 
um, dass Georges Anträge nur noch 
vor einem Sondergericht in Paris be- 
schieden werden. Die Freilassung war 
damit annulliert. 

Als 2013 wiederum ein Gericht für 
seine Freilassung auf Bewährung ent¬ 
schieden hatte, nahm kurzerhand der 
Innenminister das Heft in die Hand, in¬ 
dem er den Ausweisungsbeschluß, der 
das Urteil hätte wirksam werden lassen 
nicht unterschrieb - ohne sich jemals 
dazu zu äußern. 

Soviel zur Gewaltenteilung. Die 
Freilassung war wieder annulliert. Mitt¬ 
lerweile wurde öffentlich, dass diesem 
„Kniff“ des In¬ 
nenministers ein 
Telefonat zwi¬ 
schen der dama¬ 
ligen US-Außen- 
ministerin Hillary 
Clinton und ihrem französischen Amts¬ 
kollegen Laurent Fabius vorausgegan¬ 
gen war. Sie forderte ihn auf, einen Weg 
zu finden, um die Entscheidung der 
französischen Justiz, Abdallah freizu¬ 
lassen, nicht wirksam werden konnte. 
Der derzeitige Justizminister Frank¬ 
reichs, Jean-Jacques Urvoas, geht so¬ 
gar noch weiter. In einem Radiointer¬ 
view am 31. März ging er auf Georges 


Abdallah als Beispiel dafür ein, dass es 
bereits heute in Frankreich Gefangene 
gebe, die keinerlei Aussicht auf Entlas¬ 
sung zu Lebzeiten haben; entsprechend 
dem US-Modell des Wegsperrens bis 
zum Tode. 

Bereits vor Jahren haben mehre¬ 
re kommunistisch regierte Städte und 
Gemeinden in Frankreich Georges Ib¬ 
rahim Abdallah zum Ehrenbürger ge¬ 
macht. Ziel dieser Aktionen war und 
ist es, der Forderung nach Georges 4 
Freilassung Nachdruck zu verleihen. 
Auch in diesem Jahr werden Genos¬ 
sinnen und Genossen aus Frankreich 
auf dem UZ- Pressefest anwesend 
sein und eine Veranstaltung zur Frei¬ 
lassungskampagne für Georges Abdal¬ 
lah veranstalten. 

Die imperialistischen Mächte und 
die libanesische Regierung haben 
Angst vor der 
Freilassung von 
Georges Ibrahim 
Abdallah. Sie ha¬ 
ben Angst vor je¬ 
der Stimme der 
revolutionären Linken in der arabi¬ 
schen Welt. 

Der Kampf für die Freilassung von 
Georges Abdallah ist kein humanitä¬ 
rer Kampf und auch kein Kampf der 
Empörung. Es geht nicht um einen in¬ 
dividuellen Fall. Es ist ein politischer 
Kampf gegen ein System, das zur Stre¬ 
cke gebracht werden muss. 

Bärbel Wiemer 


„Abdallah, arabischer 
Kommunist, ist der am 
längsten inhaftierte politische 
Gefangene in Europa.“ 


„Kommunistisch regierte 
Städte haben Abdallah zum 
Ehrenbürger gemacht.“ 


Wahlsieg für 
Konservative auf Zypern 

Die konservative „Partei Demokrati¬ 
sche Gesamtbewegung“ (DISY) hat 
am letzten Sonntag die Wahlen in der 
Republik Zypern gewonnen. Die Par¬ 
tei, die den amtierenden konservati¬ 
ven Präsidenten Nikos Anastasiades 
unterstützt, bekam 30,68 Prozent und 
wird 18 der insgesamt 56 Abgeordne¬ 
ten stellen. 

Zweitstärkste Kraft ist die kommu¬ 
nistische Partei des Werktätigen Volkes 
(AKEL) mit 25,67 Prozent (15 Sitze). 
Beide Parteien steckten Verluste ein: 
die Konservativen verloren im Ver¬ 
gleich zu den Wahlen vor fünf Jahren 

з, 7 Prozentpunkte, die Kommunisten 
7,1 Prozentpunkte. 

Erstmals in der politischen Ge¬ 
schichte der Insel gelang einer rechts¬ 
extremistischen Partei der Einzug ins 
Parlament. Die Nationale Völkische 
Front (ELAM) wird zwei Abgeordne¬ 
te stellen. Die Wahlbeteiligung lag bei 
66,8 Prozent (2011:78,7 Prozent). 

Mit den von der Regierung durch¬ 
gedrückten „Reformen“ konnte Zy¬ 
pern im April aus einem harten Kür¬ 
zungsprogramm der EU und des In¬ 
ternationalen Währungsfonds (IWF) 
herauskommen. Dessen Lasten tragen 
vor allem die Arbeiter, Rentner, Ar¬ 
beitslosen und Alleinerziehenden. 

Das Ergebnis der Parlamentswahl 
hat keine direkten Folgen für die Re¬ 
gierung. Im politischen System Zy¬ 
perns hat der Präsident eine wichtigere 
Rolle als die Abgeordneten. Er wird di¬ 
rekt vom Volk gewählt. Das Parlament 
hat eine legislative und prüfende Rolle. 

(ZLV) 

Freie Geschlechtswahl 

Künftig darf in Bolivien jeder Mensch 
selbst bestimmen, welchem Geschlecht 
er sich zugehörig fühlt. Das wird durch 
ein Gesetz geregelt, das am vergange¬ 
nen Samstag in Kraft trat und über 
18-Jährigen das Recht gibt, Geschlecht 
und ihren Namen in Ausweispapieren 
und anderen offiziellen Dokumenten 
ändern zu lassen. Damit habe die sozi¬ 
ale Ächtung Transsexueller ein Ende, 
kommentierte Vizepräsident Älvaro 
Garcia laut der Tageszeitung „La Ra- 
zön“. 

Vertreter der Transsexuellen-Be- 
wegung sprachen von einem histori¬ 
schen Tag, Vertreter der katholischen 
und evangelischen Kirche lehnen das 
Gesetz ab. Die Möglichkeit der Ehe¬ 
schließung zwischen Partnern gleichen 
Geschlechts sieht die bolivianische Re¬ 
gierung weiterhin nicht vor. 

Trump verbündet sich 
mit Waffenlobby 

Mit einem feurigen Plädoyer für ein 
uneingeschränktes Recht auf Waffen¬ 
besitz sicherte sich Donald Trump die 
Unterstützung der Waffenlobby-Orga¬ 
nisation NRA. 

Auf der Jahresversammlung der 
NRA (National Rifle Association) in 
Louisville (Kentucky) präsentierte sich 
Trump als Waffennarr und setzte sich 
für die Abschaffung sämtlicher waffen¬ 
freien Zonen in den USA ein, zu denen 

и. a. Schulen zählen. 

Mehrfach griff er Hillary Clinton, 
seine voraussichtliche Rivalin bei der 
Präsidentenwahl, an. Sie wolle gewalt¬ 
tätige Kriminelle aus Gefängnissen 
entlassen, behauptete Trump. „Sie will 
uns unsere Waffen wegnehmen (...). 
Sie will wehrlose Amerikaner in Ge¬ 
waltgegenden entwaffnen. Ob es eine 
alleinerziehende junge Mutter in Flo¬ 
rida ist oder eine Großmutter in Ohio, 
Hillary will sie wehrlos machen, ih¬ 
nen jede Chance nehmen, die sie zum 
Überleben haben.“ 

Die Ex-Außenministerin Clinton 
setzt sich für eine schärfere Waffen¬ 
kontrolle ein, so für ein Verbot von 
Sturmgewehren in Privathand und 
verstärkte Überprüfungen potentiel¬ 
ler Waffenkäufer. Sie stellt das Grund¬ 
recht auf Waffenbesitz aber nicht in 
Frage. 

Der NRA-Vorsitzende Chris Cox 
sicherte Trump offiziell die Unterstüt¬ 
zung der NRA zu. Der Verband hat 
rund fünf Millionen Mitglieder. 

In den USA sterben im Schnitt 
jährlich etwa 33 000 Menschen durch 
Schusswaffen. (ZLV) 
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Foto: Bundesarchiv, United States Department of Energy/wikimedia.org/pubilic domain 


Bild oben: Die Operation Upshot-Knothole war die neunte amerikanische Kernwaffentestserie. Sie fand 1953 auf der 
Nevada Test Site statt. Insgesamt wurden elf Bomben getestet, davon wurden sieben auf Türmen gezündet, drei von 
Flugzeugen abgeworfen und bei einem Test wurde eine nukleare Artilleriegranate (W9) getestet (Atomkanone rechts im 
Bild) 


Schon Adenauer griff 
nach Atomwaffen 


Bis heute lagern Atomwaffen in Büchel 


A m 23. Oktober 1954 trat die Bun¬ 
desrepublik Deutschland der 
1949 gegründeten NATO bei. 
Damit wurde es dem westdeutschen 
Staate wieder erlaubt eine eigene Ar¬ 
mee aufzubauen. Am 5. Mai 1955 wur¬ 
de die Bundeswehr offiziell gegründet. 
Der Bundesrepublik kam im Ver- 


direkt zur Atommacht - und ist es bis 
heute geblieben, obwohl sie 1969 dem 
Atomwaffensperrvertrag beitrat und 
damit auf den Besitz eigener Kernwaf¬ 
fen verzichtete. 1958 wurden die ersten 
US-Atomraketen vom Typ „Matador“ 
nach Deutschland geliefert, um sie von 
einer neuen Einheit testen zu lassen. 



Frankreichs Präsident de Gaulle und Adenauer bei einem Treffen 1961: Auch 
de Gaulle war kein Freund einer (west-)deutschen Verfügungsgewalt über 
Kernwaffen ... 


bund der NATO eine besondere Rol¬ 
le zu. Im Falle eines Krieges - das war 
allen Beteiligten in West wie Ost be¬ 
wusst - würde das geteilte Deutschland 
wohl im Brennpunkt stehen. Hier könn¬ 
te sich der Konflikt entzünden und hier 
würde er zuallererst ausgetragen wer¬ 
den. Mit Atomwaffen. Seit 1954 galt die 
NATO-Doktrin der „Massiven Vergel¬ 
tung“: Falls der Westen einem konventi¬ 
onellen Angriff nicht standhielte, wollte 
man sofort atomar Zurückschlagen. 

1957 standen in Europa rund zwei 
Millionen Soldaten auf der Seite der 
NATO etwa 4,7 Millionen auf der Sei¬ 
te der Warschauer-Vertrags-Staaten 
gegenüber. Das Atom-Monopol hatte 
der Westen da längst verloren. 1957 be¬ 
wies die Sowjetunion mit den Starts von 
Sputnik 1 und Sputnik 2 zudem, dass sie 
über Trägerraketen verfügte, die in Falle 
eines Krieges die US-amerikanischen 
Städte erreichen konnten. 

Auf der Pariser NATO-Konferenz 
im Dezember 1957 kam es - wie von 
Adenauer gewünscht - nicht nur zu ei¬ 
ner engere Abstimmung der Außenpo¬ 
litik der NATO-Staaten. Man beschloss 
zudem in Europa Mittelstreckenrake¬ 
ten und Depots von Atomsprengköp¬ 
fen zu stationieren. Diese Waffen soll¬ 
ten nach Freigabe durch den US-Präsi- 
denten vom NATO-Oberbefehlshaber 
eingesetzt werden. Als Mitglied der 
NATO wurde die Bundesrepublik in¬ 


Sie blieben allerdings unter der Verfü¬ 
gungsgewalt der USA. 

Adenauer und auch sein Verteidi¬ 
gungsminister Franz Josef Strauß (der 
hatte am 16. Oktober 1956 das Amt 
übernommen) wollten die Bombe. 
Bundeskanzler Konrad Adenauer hat¬ 
te von den USA den alleinigen Zugriff 
zu Atomsprengköpfen verlangt, die ge¬ 
eignet waren zum Abschuss durch Ar¬ 
tillerie mit einer Reichweite von 15 bis 
20 Kilometern. Diese Option versuchte 
die Adenauerregierung im Rahmen der 
Wiederbewaffnung der BRD durchzu¬ 
setzen. Das gelang nicht. Die Alliierten 
und vor allem die USA verweigerten 
dies. Strauß machte sich für die Stati¬ 
onierung von Atomwaffen in Deutsch¬ 
land stark, träumte von eigenen deut¬ 
schen Atombomben und forderte eine 
Teilhabe der Bundeswehr am US-Nu- 
kleararsenal. Im März 1958 erklärte er 
im Bundestag: „Der Zweck jeder mo¬ 
dernen Bewaffnung dient nicht dazu, 
diese Bewaffnung anzuwenden. Wenn 
der Angreifer über Atomwaffen ver¬ 
fügt, ohne sie anzuwenden, und er steht 
einem Verteidiger gegenüber, der sie 
nicht hat, deshalb sie nicht anwenden 
könnte, ist der Angreifer alleine mit sei¬ 
nen konventionellen Mitteln deshalb in 
einer erdrückenden Überlegenheit, weil 
der Angreifer auf engstem Raume dich¬ 
te Truppenmassen konzentrieren kann, 
während der Verteidiger, in der Unge¬ 


wissheit, ob der Angreifer Atomwaffen 
einsetzt oder nicht, sie weit auseinander 
streuen muss.“ 

In Westdeutschland gab es damals 
erhebliche Kritik und Proteste gegen 
die Stationierung der Kernwaffen. In 
einem Interview von 1957 verharmlos¬ 
te Bundeskanzler Adenauer die Atom¬ 
bewaffnung als „Weiterentwicklung 
der Artillerie“. Er forderte auch für 
die Bundeswehr, „dass unsere Truppen 
auch in der normalen Bewaffnung die 
neueste Entwicklung mitmachen.“ Da¬ 
gegen protestierten 18 namhafte Wis¬ 
senschaftler (darunter die Nobelpreis¬ 
träger Otto Hahn, Max Born und Wer¬ 
ner Heisenberg) im „Göttinger Appell“ 
gegen die Atomwaffen und eine Be¬ 
waffnung der Bundeswehr mit Atom¬ 
waffen. Die Wissenschaftler setzten sich 
ausdrücklich für die friedliche Verwen¬ 
dung der Atomenergie ein. 

In der Bundesrepublik bildete sich 
in jener Zeit zudem ein Bündnis aus 
Gewerkschaften, SPD (die sich später 
zurückzog), FDP und anderen Parteien, 
die - wie viele Friedensorganisationen - 
mit der Parole „Kampf dem Atomtod“ 
zum Widerstand aufriefen. Doch weder 
die breite Ablehnung, noch die von den 
Kirchen, den Gewerkschaften und der 
SPD mitgetragenen großen Massenak¬ 
tionen im Jahr 1958 vermochten einen 
Aufrüstungsbeschluss des Bundestages 
am 25. März 1958 zu verhindern oder 
rückgängig zu machen. Am 17. April 
1958 fanden Demonstrationen in Bre¬ 
men, Kiel, München, Mannheim, Dort¬ 
mund, Essen und Hamburg statt. 

Bis heute liegt ein Teil der atomaren 
Sprengköpfe, gemeinsam bewacht von 
Bundeswehrsoldaten und US-Ameri¬ 
kanern, in Deutschland. 

Der Abzug dieser Atomsprengköp¬ 
fe ist noch immer eine Forderung der 
Friedensbewegung. 

Heute gibt es in Deutschland wahr¬ 
scheinlich nur noch einen Stützpunkt, 
an dem Kernwaffen der USA statio¬ 
niert sind. Der Fliegerhorst Büchel be¬ 
herbergt derzeit noch etwa 20 ameri¬ 
kanische Atomwaffen. Harald Neuber 
machte am 22.9.2015 auf „Teleopolis“ 
darauf aufmerksam, dass diese moder¬ 
nisiert werden sollen. Der Bundestag 
hatte die Regierung Anfang 2010 je¬ 
doch aufgefordert, die Atomwaffen aus 
Büchel entfernen zu lassen, ein ähnli¬ 
cher Passus fand sich im schwarz-gel¬ 
ben Koalitionsvertrag 2009. 

Und die deutsche Luftwaffe bil¬ 
det hier im Rahmen der innerhalb der 
NATO vereinbarten nuklearen Teilha¬ 
be nach wie vor Jagdbomberpiloten 
für den Einsatz dieser Massenvernich¬ 
tungswaffe aus. 

UZ 




Bild ganz oben: SPD-Plakat zur Bundestagswahl am 15. September 1957 
Bild oben: Fliegerhorst Büchel 

Bild unten: Büchel,Triebwerke eines Mehrzweckkampfflugzeugs vom Typ 
Tornado, das Atombomben tragen kann. 



Bild unten: Protestaktion vor dem Stützpunkt in Büchel (2008) 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Die Kriegstreiber 
brauchen kontra! 

Der Beitrag der DKP an der Friedensaktion in Büchel 


Wenn es nach der Presse der Herr¬ 
schenden geht, sind Russland und seine 
Regierung alles Schlechte dieser Welt: 
ein schlechter Verlierer beim Eurovi- 
sions Song Contest, ein Unterstützer 
ukrainischer Separatisten, eine Stütze 
Assads in Syrien etc. - und auf jeden 
Fall ist Russland (immer) Aggressor. 
In diesem Sturm antirussischer Hetze 
geht aber unter: Die größte Aggressi¬ 
on gegen Russland geht derzeit aus von 
den US-Atomwaffen in Europa und 
Deutschland, die ab 2020 aufgerüstet 
werden sollen. 

20 der insgesamt über 400 Atom¬ 
bomben lagern im Fliegerhorst Büchel. 
Es bedarf keiner besonderen militäri¬ 
schen Kenntnisse, um zu wissen: Atom¬ 
waffenstandorte wie Büchel werden im 
Rahmen einer militärischen Eskalation 
militärische Ziele ersten Ranges sein. 
Die bloße Existenz dieser Atomwaffen 
in Deutschland ist also eine permanen¬ 
te Gefahr für den Frieden - und diese 
Gefahr wächst mit der geplanten Auf¬ 
rüstung. 

Deswegen sagen wir Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten: Büchel dicht¬ 
machen - Abzug aller Atomwaffen 


jetzt! Frieden statt Konfrontation mit 
Russland! NEIN zur neuen „deutschen 
Verantwortung“! 

Wenn Bundespräsident Gauck 
von einer neuen „deutschen Verant¬ 
wortung“ spricht, dann meint er: Die 
Kriegsfähigkeit des deutschen Militärs 
soll erhöht werden, damit deutsche 
Banken und Konzerne beim weltwei¬ 
ten Wettlauf imperialistischer Mächte 
um Ressourcen, Märkte und Einfluss¬ 
gebiete ihre Interessen besser durchset¬ 
zen können. Zu dieser Kriegsfähigkeit 
gehört: 

★ die „nukleare Teilhabe“ Deutsch¬ 
lands, die der Bundesregierung den in¬ 
direkten Zugriff auf Atomwaffen er¬ 
möglicht. 

★ die Einrichtung fester Bundeswehr¬ 
standorte in der Türkei mit dem Ziel, im 
Rahmen der NATO den gesamten Na¬ 
hen und Mittleren Osten weiter zu de¬ 
stabilisieren und den geostrategischen 
Interessen der imperialistischen Kräfte 
zu unterwerfen. 

★ die Führung der sogenannten NATO- 
Speerspitze in Osteuropa zu überneh¬ 
men und auszubauen, die eine faktische 
Aufrüstung an der Grenze zu Russland 


darstellt und sich direkt gegen Russland 
richtet. 

Um diese Kriegsfähigkeit zu erlan¬ 
gen, um andere Länder im Verbund 
mit dem US-Imperialismus auszuplün¬ 
dern, nimmt die Bundesregierung Geld 
in die Hand: Allein bis 2030 sind 130 
Mrd. Euro zusätzlich (neben dem Ver¬ 
teidigungsetat!) für die Aufrüstung der 
Bundeswehr vorgesehen. Das sind 130 
Mrd. Euro, die fehlen, um dringend be¬ 
nötigte Arbeitsplätze im Öffentlichen 
Dienst zu schaffen, Wohnungen mit 
bezahlbaren Mieten zu bauen, Schulen 
zu renovieren und in die soziale Infra¬ 
struktur der Kommunen, Städte und 
Gemeinden zu investieren - nicht zu¬ 
letzt zur Integration der Menschen, die 
vor den NATO-Kriegen nach Deutsch¬ 
land geflohen sind. Kurzum: Es sind die 
Erwerbslosen, die Beschäftigten, die Ju¬ 
gend, Frauen und die Mehrheit der Be¬ 
völkerung hierzulande, die die Kriege 
der deutschen Banken und Konzerne 
bezahlen sollen. 

Deswegen sagen wir Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten auch: Keinen 
Cent und keinen Menschen der Bun¬ 
deswehr - raus aus der NATO! 


Kein G20-Treffen in Hamburg 

DKP: Für dieses Treffen gibt es keine demokratische Legitimation 


Die DKP fordert den Hamburger Se¬ 
nat auf, das Ansinnen der Bundesregie¬ 
rung zurückzuweisen, im Juli 2017 in 
Hamburg ein Treffen der Staats- und 
Regierungschefs der zwanzig wirt¬ 
schaftsstärksten Länder zu veranstal¬ 
ten. 

Alle Erfahrungen mit Treffen der 
G7-, G8- oder G20-Staaten haben be¬ 
wiesen, dass solche Events Hunderte 
Millionen Euro Steuergelder verschlin¬ 
gen, die anders besser angelegt wären. 
Zudem wurden und werden mit Sicher¬ 
heit auch in Hamburg Grund- und Bür¬ 
gerrechte massiv eingeschränkt. 

Für dieses Treffen gibt es keine de¬ 
mokratische Legitimation. Die dort 
versammelten Staats- und Regie¬ 
rungschefs entscheiden eigenmächtig, 
wer eingeladen wird und wer nicht. Die 
Ergebnisse solcher Treffen unterliegen 
keiner demokratischen Kontrolle, sol¬ 
len aber auch für den Rest der Welt 
gelten. 

Dabei stehen die Staaten, wie es un¬ 
ter kapitalistischen Bedingungen un¬ 
vermeidlich ist, auch untereinander in 
Konkurrenz. Ihre Vertreter treffen sich, 
um die durch die sich ständig verschie¬ 
benden Kräfteverhältnisse und Inter¬ 


essen entstehenden Konflikte auszu¬ 
tragen. Manche werden so entschärft, 
viele aber durch schmieden von Koa¬ 
litionen bis hin zur Vorbereitung von 
Kriegen verschärft. 

Die versammelten Staatenlenker 



müssen massiv geschützt werden. Denn 
außerhalb ihrer Runde sind sie keines¬ 
wegs besonders beliebt. Ihre Staaten 
sind - in unterschiedlichem Maß und 
in unterschiedlichen Konstellationen 
- verantwortlich für Hunger, Armut, 
Krieg und Umweltkatastrophen, un¬ 
ter denen die restlichen 173 Staaten 
der Welt zu leiden haben. Sie sind die 
Verursacher der aktuellen Flucht- und 
Wanderungsbewegungen. Deshalb hat 


es bei allen vorangegangenen Treffen 
heftige Proteste gegeben. 

Während die meisten solcher Tref¬ 
fen wie in Heiligendamm oder auf 
Schloss Elmau auf dem Lande leicht 
abzuschirmen waren, würde in Ham¬ 
burg die ganze Innenstadt in eine Hoch¬ 
sicherheitszone verwandelt werden. 
Schon jetzt wurden mit der Neufassung 
des Gesetzes über die sogenannten Ge¬ 
fahrengebiete erste Schritte eingeleitet. 
Dabei werden Ausweiskontrollen und 
Kameraüberwachung noch die mildes¬ 
ten Einschränkungen der Bürgerrechte 
sein. Die Stadt wird von schwerbewaff¬ 
neten Einheiten besetzt werden. 

Geldverschwendung und Drangsa¬ 
lierung der Bevölkerung: das brauchen 
wir nicht! 

Wir brauchen das Geld gegen die 
Armut in der Stadt - für Arbeit, Bil¬ 
dung und bezahlbaren Wohnraum - 
für gute Gesundheits- und Altersver¬ 
sorgung. 

Die DKP fordert Senat, Bürger¬ 
schaft und die Bevölkerung der Stadt 
auf, das Treffen der G20 in Hamburg 
zu verhindern! 

Erklärung der DKP Hamburg vom 19 . Mai 2016 


Georg Polikeit zu den Auseinandersetzungen in Frankreich 


Gewerkschaften verstärken 
den Widerstand 


Für deutsche Verhältnisse fast un¬ 
vorstellbar: sieben Aktionstage der 
Gewerkschaften seit dem 9. März 
innerhalb von neun Wochen mit 
hunderten Kundgebungen und De¬ 
mos im ganzen Land und jeweils 
mehreren hunderttausend Teilneh¬ 
mern, gemeinsam mit dem nationa¬ 
len Studentenverband UNEF und 
den Schülerverbänden UNL und 
FIDL. Dabei gibt es in Frankreich 
kein Streikgeld, jede Stunde Streik 
schlägt sich per Lohnabzug unmit¬ 
telbar im Portemonnaie der Strei¬ 
kenden nieder. 

Es geht um die Abwehr einer 
von Staatschef Hollande und sei¬ 
ner Regierung gewollten „Arbeits- 


x: 



rechtsreform“ die zu Recht als ein 
„Rückschritt ins 19. Jahrhundert“ 
bewertet wird. Kernbestandteil: 
Vereinbarungen auf Betriebsebene 
zu Arbeitszeiten, Überstunden, Ur¬ 
laub und Freizeit, Kündigungsschutz 
und Entlassungen - also dort, wo die 
einzelnen Belegschaften gegenüber 
den Unternehmern in der schwä¬ 
cheren Position sind - sollen künf¬ 
tig grundsätzlich Vorrang haben vor 
Branchen- und Flächentarifverträ¬ 
gen und sogar vor staatlichen Ge¬ 
setzen - neoliberale Unternehmer¬ 
freiheit pur. 

Obwohl die „reformistischen“ 
Gewerkschaften CFDT und CFTC 
aus der Kampffront ausscherten und 


mit massiven Polizeieinsätzen gegen 
„Gewalttäter“ in den Demo-Zügen, 
mit Pfefferspray und Tränengas ein 
Klima der Angst geschürt wurde, ge¬ 
lang es nicht, den Widerstand zum 
Abflauen zu bringen. Um das Ge¬ 
setz in erster Lesung in der Natio¬ 
nalversammlung durchzubringen, 
griff Regierungschef Valls zu ei¬ 
nem der undemokratischsten Ar¬ 
tikel der französischen Verfassung 
(Art. 49,3.). Demnach gilt ein Ge¬ 
setz ohne formelle Abstimmung im 
Parlament als beschlossen, wenn die 
Regierung nicht innerhalb von zwei 
Tagen durch ein Misstrauensvotum 
gestürzt wird. Aber auch das half 
nicht. 

Nach dem siebten Aktionstag am 
19. Mai ging die gewerkschaftliche 
Gegenwehr zu einer neuen Stufe 
über. Ein wöchentlich wiederholba¬ 
rer zweitätiger Streik der Eisenbah¬ 
ner und Streiks in Nahverkehrsbe¬ 
trieben, Hafenanlagen, Raffinerien 
und Chemiebetrieben verknüpfte 
sich mit der Blockade von Raffine¬ 
rie- und Hafenzufahrten und wich¬ 
tigen Straßenverbindungen. In eini¬ 
gen Departements rationierten die 
Präfekten den Verkauf von Benzin. 
Regierungschef Valls drohte mit ge¬ 
waltsamen Polizeieinsätzen gegen 
die Blockaden. Aber die Lkw-Fah¬ 
rer erreichten mit ihren Straßenblo¬ 
ckaden und einer „Aktion Schne¬ 
ckentempo“ schließlich sogar eine 
schriftliche Zusage des Verkehrsmi¬ 
nisteriums, dass das neue Gesetz für 
die Überstundenregelung im Lkw- 
Verkehr nicht gelten werde. 

Die Gewerkschaften nahmen das 
aber nicht als Signal zum Aufhören, 
sondern als Zeichen dafür, dass sich 
Kämpfen lohnt und die Regierung 
auch zu größeren Rückzügen, zur 
generellen Rücknahme des sozi¬ 
alreaktionären „Arbeitsgesetzes“ 
gezwungen werden kann. Für den 
26. Mai war ein weiterer landeswei¬ 
ter Aktionstag und für den 17. Juni, 
den Tag der ersten Beratung des Ge¬ 
setzes im Senat, ist eine große zen¬ 
trale Demonstration in Paris ange¬ 
setzt. 


Dokumentiert 

Wir verurteilen die Vertreibung der Roma aus dem 
Denkmal für die im Nationalsozialismus ermor¬ 
deten Sinti und Roma Europas durch die Polizei! 


Gestern* hat eine Gruppe von Ab¬ 
schiebung bedrohter Roma das 
Denkmal besetzt, um auf ihre ver¬ 
zweifelte Lage aufmerksam zu ma¬ 
chen. 

Seit die ethnisch konstruierten 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens zu 
„sicheren Herkunftsländern“ er¬ 
klärt wurden, haben sie als „Bal¬ 
kanflüchtlinge“ keine Chance mehr, 
in Deutschland Asyl zu finden. Was 
dabei nicht berücksichtigt wird: Ser¬ 
bien, Kroatien oder Kosovo mögen 
für Serben, Kroaten oder Albaner 
sichere Herkunftsländer sein, für 
Roma nicht! Sie fliehen vor Diskri¬ 
minierung, Ausgrenzung und Ent¬ 
rechtung. Zu Wohnung, Bildung, 
Gesundheitsfürsorge - also zu den 
minimalsten Voraussetzungen eines 
menschenwürdigen Lebens - haben 
sie oft keinen Zugang. 

Bereits am 14. September 2012, 
dem Tag der Einweihung des Denk¬ 
mals, hatte dort eine Gruppe junger 
Sinti und Roma Jutetaschen umge¬ 
hängt, auf denen geschrieben stand: 
„67 Jahre zu spät“. Das waren 67 Jah¬ 
re, in denen die Überlebenden von 
Deportation und Völkermord erle¬ 
ben mussten, dass sie in der postfa¬ 
schistischen Gesellschaft kein Mit¬ 
leid zu erwarten hatten, keine Reue, 
keine Scham. Niemand hat sie je um 
Verzeihung gebeten. 


Geschätzte 100 000 der Ermor¬ 
deten wurden im besetzten Jugosla¬ 
wien umgebracht: 

Tausende von ihnen starben als 
Geiseln der Wehrmacht, jeweils 100 
von ihnen wurden für einen von 
Partisanen getöteten Soldaten er¬ 
schossen. Mindestens 30 000 Roma 
wurden unter deutscher Besatzung 
allein im KZ Jasenovac von kroa¬ 
tischen Faschisten ermordet. Prak¬ 
tisch keine Familie blieb verschont. 

Die heute in Deutschland Schutz 
Suchenden sind fast alle Nachkom¬ 
men der Opfer. 

Wo, wenn nicht am Denkmal für 
ihre ermordeten Angehörigen, sol¬ 
len sie die deutsche Gesellschaft da¬ 
ran erinnern, dass Gedenken an die 
Opfer des Faschismus immer auch 
Verpflichtung für die Gegenwart be¬ 
deutet? 

In diesem Sinne bleibt das Denk¬ 
mal Bezugspunkt für die weitere 
Auseinandersetzung mit dem allge¬ 
genwärtigen Antiziganismus auch 
in Deutschland und die polizeiliche 
Räumung ein weiterer Skandal. 

Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten (VVN-BdA) e.V. / 
Bundesvereinigung 

*am 22.5.2016 





















































10 Freitag, 27. Mai 2016 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich 
wie die Wolke den Regen“ 

Zum Verhältnis von Friedenskampf und Kampf um Sozialismus (Teil II) • Von Hermann Kopp 


G roße Teile der Arbeiterbewegung 
standen aber damals bürgerli¬ 
chen Friedenskräften noch lange 
distanziert gegenüber. Auch und gerade 
galt das für viele aus ihrem revolutionä¬ 
ren Flügel. 

Arbeiterbewegung und 
bürgerliche Friedenskräfte 

Von der Distanz zeugt, um nur ein Bei¬ 
spiel zu nennen, Rosa Luxemburgs Auf¬ 
satz „Friedensutopien“, der im Mai 1911 
veröffentlicht wurde. „Unsere Aufgabe“, 
schrieb sie dort, bestehe „in erster Linie 
darin, ... den prinzipiellen Unterschied 
zwischen der Stellung der Sozialdemo¬ 
kratie und derjenigen der bürgerlichen 
Friedensschwärmer scharf und klar her¬ 
auszuarbeiten ... Die Sozialdemokratie 
kann ... ihren Beruf nur darin erblicken, 
die bürgerlichen Anläufe zur Eindäm¬ 
mung des Militarismus als jämmerliche 
Halbheiten, die Äußerungen in diesem 
Sinne, namentlich aus Regierungskrei¬ 
sen, als diplomatisches Schattenspiel zu 
entlarven und dem bürgerlichen Wort 
und Schein die rücksichtslose Analyse 
der kapitalistischen Wirklichkeit entge¬ 
genzustellen.“ 

Verständlicher wird Luxemburgs 
Position, wenn man berücksichtigt, dass 
sie sich im selben Artikel, und völlig zu 
Recht, vehement gegen die in der Tat il¬ 
lusionäre - von ihr wie von Lenin be¬ 
kämpfte - Vorstellung wenden musste, 
eine Vorstellung Georg Ledebours und 
Karl Kautskys, „die Herstellung der 
Vereinigten Staaten von Europa“ wür¬ 
de „das Gespenst des Krieges für immer 
bannen“. 

Und wie wir wissen, haben sich sol¬ 
che Illusionen ja keineswegs erledigt! 
Schließlich ist es noch keine vier Jahre 
her, dass dem imperialistischen Kon¬ 
strukt Europäische Union der Friedens¬ 
nobelpreis verliehen wurde; und erst im 
letzten Jahr wurde, hier in Bern!, den 
Teilnehmern einer sozialdemokratisch 
dominierten Konferenz zu 100 Jahre 
Zimmerwald ein Dokument vorgelegt, 
in dem behauptet wird: „Die europäi¬ 
sche Integration - die große Antwort der 
Demokratie und des Friedens auf eine 
Geschichte von Krieg und Gewalt - hat 
unserem Kontinent eine beispiellose Pe¬ 
riode des Friedens und des Wohlstands 
gebracht.“ Es wurde eingebracht von der 
Robert-Grimm-Gesellschaft und wird, 
wie ich dieser Tage las, unterstützt von 
der SP Schweiz, von Frauen für den Frie¬ 
den Schweiz, vom Schweizerischen Frie¬ 
densrat und von Women’s International 
League for Peace and Freedom (WIL- 
PF) Schweiz. Sie alle haben also nicht 
nur über die Kriege, an denen das „fried¬ 
liche“ EU-Europa inzwischen weltweit 
beteiligt ist, großzügig hinweggesehen; 
sie haben also nicht nur die Ukraine of¬ 
fenbar nach Asien verlegt; sie alle haben 
anscheinend sogar den völkerrechtswid¬ 
rigen Krieg gegen Jugoslawien schlicht- 
weg „vergessen“. 

Doch zurück zu der Zeit vor 
100 Jahren. In ihrer Ablehnung der 
„bürgerlichen Friedensschwärmer“ 
und von deren „Halbheiten“ waren 
sich Lenin und Luxemburg völlig einig. 
Beide kämpften leidenschaftlich gegen 
die Kriegsgefahr, beide haben immer 
wieder die „Greuel, Bestialitäten, Lei¬ 
den und Qualen, die mit jedem Krieg 
unvermeidlich verknüpft sind“ (Lenin 
1915) angeprangert; aber trotz Engels’ 
Warnung von 1887 haben sie, und hat 
wohl kaum einer der führenden Sozia¬ 
listen ihrer Zeit, mit einem derart grau¬ 
samen und langdauernden Krieg ernst¬ 
haft gerechnet, wie es der 1. Weltkrieg 
dann wurde. 

Noch im Januar 1913 schrieb Lenin 
aus Wien an Gorki: „Ein Krieg zwi¬ 
schen Österreich und Russland könnte 
für die Revolution in Europa sehr nütz¬ 
lich sein; nur lässt sich schwer vorstel¬ 
len, dass Franz Joseph und Zar Niko¬ 
laus uns diesen Gefallen (!) tun wollen.“ 
Auch Lenin hielt also noch andert¬ 
halb Jahre vor dem Beginn des 1. Welt¬ 
kriegs einen großen Krieg für eher 


unwahrscheinlich; und sein erster Ge¬ 
danke galt der Hoffnung auf Revoluti¬ 
on im Ergebnis eines solchen Krieges, 
weniger der Kriegsverhinderung. (Sein 
großer Gegenspieler Martow von den 
Menschewiki, genauer gesagt von de¬ 
ren linkem Flügel, den es ja auch gab, 
meinte über Lenin: er denke 24 Stun¬ 
den am Tag an die Revolution.) 

Dabei war es gerade die äußerste 
Linke der 2. Internationale um Luxem¬ 
burg und Lenin, die schon in Stuttgart 
1907 realistische Vorschläge zur Kriegs¬ 
verhinderung bzw. zur schnellen Been¬ 
digung eines nicht zu verhindernden 
Krieges gemacht hatte; die nämlich den 
Generalstreik im Fall eines Krieges for¬ 
derte, während die Revisionisten und 
das Zentrum gerne im Vagen blieben, 
was die Mittel zur Kriegsverhinderung 
bzw. -beendigung angeht. 

★ 

Noch einmal kurz zu „Kiental“. Die 
Entschließungen von Kiental trugen 
Kompromisscharakter: Der österrei¬ 
chische marxistische Historiker Hans 
Hautmann hat jüngst in seinem Arti- 


Jean Jaures 

kel „Kiental 1916 und Österreich“ sehr 
plastisch und eindrucksvoll die hefti¬ 
gen Auseinandersetzungen dargestellt, 
die der endgültigen Formulierung vo¬ 
rausgingen. Die Differenzen, die bei 
der Diskussion über die Beschlüsse 
von Kiental zu Tage traten, waren na¬ 
türlich durch die Kompromissformu¬ 
lierungen nicht erledigt. Die Mehrheit 
der Konferenzteilnehmer wollte weder 
der bolschewistischen Orientierung auf 
Umwandlung des Kriegs in den Bür¬ 
gerkrieg folgen, noch war sie zum voll¬ 
ständigen und endgültigen Bruch mit 
der 2. Internationale bereit. 

Aber nicht nur deshalb verbietet es 
sich, die Vorstellungen, die in Kiental 
formuliert wurden, quasi unhinterfragt 
zu denen der Kommunisten von heute 
zu machen. In der Friedensresolution 
von Kiental findet sich auch ein Passus 
wie der folgende: „Die Pazifisten (damit 
waren bürgerliche und sozialistische Pa¬ 
zifisten gleichermaßen gemeint - HK) 
wecken an Stelle alter Illusionen neue 
und versuchen, das Proletariat in den 
Dienst dieser Illusionen zu stellen, die 
letzten Endes nur der Irreführung der 
Massen, der Ablenkung vom revoluti¬ 
onären Klassenkampf dienen und das 
Spiel der Durchhaltepolitik im Kriege 
begünstigen.“ 

Ich habe meine leisen Zweifel, ob 
man nicht sagen muss, dass diese Po¬ 
sition - die ja der Rosa Luxemburgs 
entspricht, die ich vorher zitiert habe -, 
nicht schon damals sowohl den Sinn und 
die Berechtigung von Übergangsforde¬ 
rungen (= „Halbheiten“, nannte dies 
Rosa) als auch die Notwendigkeit eines 
breiten Bündnisses unterschätzt hat. 
Natürlich ist es einfach, im Nachhinein 
klüger zu sein. 


Zur Erinnerung: Der erste große in¬ 
ternationale Antikriegskongress wäh¬ 
rend des 1. Weltkriegs war der Frauen¬ 
friedenskongress, der Ende April 1915 im 
holländischen Haag stattfand - mit über 
1100 Teilnehmerinnen aus zwölf, darun¬ 
ter auch kriegführenden, Nationen. Aus 
diesem Kongress ging bekanntlich die 
heute noch existierende „Internationa¬ 
le Frauenliga für Frieden und Freiheit“ 
hervor. (Deren Schweizer Sektion, ich 
habe es vorher erwähnt, die EU letztes 
Jahr als Friedensmacht mitbejubelt hat - 
aber wir sollten sie schließlich nicht al¬ 
lein anhand solcher Fehlleistungen beur¬ 
teilen.) In ihren Entschließungen riefen 
die im Haag versammelten Frauen die 
Kriegsparteien und neutralen Staaten 
dazu auf, zu einem gerechten Verhand¬ 
lungsfrieden zu kommen, territoriale Er¬ 
oberungen nicht anzuerkennen und bei 
Gebietsübertragungen den Willen der 
dort lebenden Bevölkerung zu berück¬ 
sichtigen. Sie forderten die Einrichtung 
eines internationalen Gerichtshofs und 
einer internationalen „Vereinigung der 
Nationen“, zur Schlichtung politischer 


wie wirtschaftlicher Konflikte. Sie rie¬ 
fen nach allgemeiner Abrüstung, trans¬ 
parenter Außenpolitik und einer strikten 
Kontrolle des Waffenhandels. 

Zweifellos alles „nur“ Übergangs¬ 
forderungen, „Halbheiten“, die keines¬ 
wegs einen dauerhaften Frieden hätten 
sichern können, wie ihn die Friedensre¬ 
solution von Kiental anstrebte - aber 
wäre selbst ein noch so fragiler „impe¬ 
rialistischer Frieden“, um eine kritische 
Formulierung Lenins aufzugreifen, nicht 
dem imperialistischen Kriege mit seinen 
Millionen Toten, und Abermillionen 
Verwundeter und körperlich wie geis¬ 
tig Verkrüppelter vorzuziehen gewesen? 

Schwer zu sagen, ob ein Bündnis mit 
diesen Frauen und anderen bürgerlichen 
Kräften, die nicht, wie die meisten da¬ 
maligen Pazifisten, bei Kriegsbeginn so¬ 
fort ins Lager der Vaterlandsverteidiger 
wechselten, eine Chance gehabt hätte. 

Dass wir Kommunisten uns heute 
um die Zusammenführung aller Frie¬ 
denskräfte, unabhängig von ihren welt¬ 
anschaulichen Positionen und ihrer sozi¬ 
alen Zugehörigkeit, zu bemühen haben, 
steht für mich außer Frage. 

Dass dies eine schwierige Aufga¬ 
be ist, dass dies erfordert, ideologische 
Festigkeit und Klarheit zu verbinden mit 
viel Geduld, mit der Bereitschaft zuzu¬ 
hören, die Argumente und auch die Ge¬ 
fühle der „andern“ wahr- und ernstzu¬ 
nehmen, weiß jeder, der sich in der Frie¬ 
densbewegung engagiert. 

Das Prinzip der 
friedlichen Koexistenz 

Übrigens verabschiedete sich auch 
Lenin schon bald nach Ende des 1. 
Weltkriegs von einem quasi „funda¬ 
mentalistischen“ Herangehen an das 


Verhältnis von Sozialismus und Frie¬ 
denskampf, wenn er die Konzeption 
der „friedlichen Koexistenz“ von Staa¬ 
ten unterschiedlicher Gesellschafts¬ 
ordnung entwickelte. Sie trug im Ver¬ 
trag von Rapallo vom April 1922, dem 
Vertrag Sowjetrusslands mit der kapi¬ 
talistischen Weimarer Republik, ihre 
ersten Früchte. 

Und sie war letzten Endes auch Vo¬ 
raussetzung der Anti-Hitler-Koalition, 
des zeitweiligen Bündnisses der Sow¬ 
jetunion mit einigen imperialistischen 
Staaten gegen die Achsenmächte unter 
Führung der aggressivsten imperialisti¬ 
schen Macht, des Hitlerfaschismus. 

Im August 1945 führten dann die 
US-amerikanischen Atombombenab¬ 
würfe über Hiroshima und Nagasaki 
allen Klardenkenden vor Augen, dass 
die Selbstvernichtung der Menschheit 
zur realen Möglichkeit geworden war. 
Als eine vorerst theoretische hatte sie 
bereits Karl Liebknecht in seiner 1907 
erschienenen Schrift „Militarismus 
und Antimilitarismus“ gesehen: „Und 
in der Tat können wir damit rechnen, 
dass, wenn auch in einer fernen Zu¬ 
kunft, die Technik, die leichte Beherr¬ 
schung der gewaltigsten Naturkräfte 
durch den Menschen, eine Stufe errei¬ 
chen wird, die eine Anwendung der 
Mordtechnik überhaupt unmöglich 
macht, weil sie Selbstvernichtung des 
Menschengeschlechts bedeuten wür¬ 
de ..." 

Allen Klardenkenden musste das 
bewusst sein. Etliche Militärs und Po¬ 
litiker des imperialistischen Lagers 
und ihre Ideologen gehören nicht in 
diese Kategorie. (Sowohl beim Ko¬ 
reakrieg als auch beim Vietnamkrieg 
wurde von den USA der Einsatz von 
Nuklearwaffen ernsthaft erwogen. 
Glücklicherweise hatte schon 1949 
auch die Sowjetunion die Atombom¬ 
be ... - Und nicht zu vergessen: Bis 
heute sieht die Nato-Doktrin den Er¬ 
steinsatz von Atomwaffen vor!) Der 
Stockholmer Appell vom März 1950 
zur Ächtung der Atomwaffen und vor 
allem ihres Ersteinsatzes, von vielen 
Nicht-Kommunisten wie Albert Ein¬ 
stein getragen und unterzeichnet, war 
ein Ergebnis dieser Einsicht. Verbrei¬ 
tet wurde er, jedenfalls in der BRD, 
vor allem von Kommunistinnen und 
Kommunisten, die dafür zahlreichen 
staatlichen Repressionen ausgesetzt 
waren. 

1960 hat dann auch eine „Bera¬ 
tung der kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien“ die Erhaltung des 
Friedens zum „brennendsten Prob¬ 
lem unserer Zeit“ erklärt. Das war 
nicht irgendeine Zusammenkunft; 
sondern es war eines der großen Tref¬ 
fen fast aller kommunistischer Par¬ 
teien, die seit den 1950er Jahren alle 
paar Jahre stattfanden und in gewisser 
Hinsicht die Weltkongresse der 1943 
aufgelösten Kommunistischen Inter¬ 
nationale ersetzt haben. Spätestens 
seither sehen das - lassen wir die eine 
oder andere sich als kommunistisch 
bezeichnende Sekte beiseite - alle 
Kommunisten so. 

Seither ist allerdings über ein hal¬ 
bes Jahrhundert vergangen. Und seit 
einem Vierteljahrhundert existiert 
kein Warschauer Vertrag, kein sozi¬ 
alistisches Lager mehr; nicht wenige 
unserer bürgerlichen Friedensfreun¬ 
de glaubten, dass mit dem Ende des 
Systemkonflikts eine „Friedensdivi¬ 
dende“ fällig, zumindest die Gefahr 
eines - angesichts der Atombombe 
noch weit verheerenderen - dritten 
Weltkriegs gebannt sei. Doch ver¬ 
gessen wir nicht: Weder der 1. noch 
der 2. Weltkrieg, der bereits fünfmal 
soviele Opfer gefordert hat wie der 
erste, war Resultat eines Systemkon¬ 
flikts oder, um einen seit den 1970er 
Jahren gängigen Begriff aufzugreifen, 
eines Konflikts zwischen antagonisti¬ 
schen „Supermächten“. Beide Kriege 
wurden von imperialistischen Mäch¬ 
ten um imperialistischer Ziele willen 


vom Zaun gebrochen und mit den da¬ 
mals modernsten, tödlichsten Waffen 
geführt. Die Existenz und militärische 
Stärke der Sowjetunion und des sozi¬ 
alistischen Lagers - was immer man 
von den inneren Verhältnissen der 
dazu zählenden Länder halten mag - 
setzte dem Expansionsstreben der im¬ 
perialistischen Mächte Grenzen, war 
vor allem die wichtigste Vorausset¬ 
zung für den Erfolg des Entkolonia¬ 
lisierungsprozesses nach Ende des 2. 
Weltkriegs. 

★ 

Der jetzt wieder rückgängig gemacht 
wird: Wir erleben derzeit eine Re- 
Kolonialisierung und eine Koloniali¬ 
sierung selbst von Ländern, die noch 
nie Kolonien waren: mit politischen 
und ökonomischen Mitteln, wo mög¬ 
lich (das keineswegs dramatischste, 
aber derzeit bekannteste Beispiel ist 
Griechenland) - mit militärischen, wo 
nötig, und immer häufiger nötig. Auch 
mit Waffen unterhalb der Atombom¬ 
be machen „wir“, machen die USA 
und die Nato mit ihren gefügigen 
Hilfstruppen heute ganze Länder 
ungestraft dem Erdboden gleich, wie 
das Beispiel Syrien, wie das Beispiel 
Libyen, wie das Beispiel Irak, wie das 
Beispiel Afghanistan zeigt. 

Gewiss: Ohne dass gleich die Welt 
untergeht! Immerhin hat der Ukrai¬ 
nekonflikt - er wurde von den USA 
laut eigenem Bekunden mit der be¬ 
scheidenen Summe von 5 Milliar¬ 
den Dollar gesponsert - auch der 
deutschen Bevölkerung gezeigt, dass 
nicht nur „weit, hinten in der Türkei, 
die Völker aufeinanderschlagen“; 
dass der Krieg uns näher rückt. Was 
der Grund war, warum die „Mon¬ 
tagsmahnwachen“ in Deutschland 
eine Zeitlang so großen Zulauf er¬ 
hielten. Derzeit köchelt dieser Kon¬ 
flikt auf Sparflamme, und so „segnet“ 
der Bürger, um noch einmal Goethes 
„Faust“ zu zitieren, auch bei uns wie¬ 
der „Fried’ und Friedenszeiten“. 

Aber: Auch das heute wieder ka¬ 
pitalistische Russland verfügt über 
Atomwaffen, und über Atomwaffen 
verfügt auch die Volksrepublik Chi¬ 
na, über deren sozialen Charakter 
sich die marxistischen Gelehrten si¬ 
cher noch lange streiten werden, in 
der jedenfalls die USA heute ihren 
gefährlichsten Konkurrenten sehen. 

Vor diesem Hintergrund können 
eigentlich nur Traumtänzer die Ge¬ 
fahr eines dritten, alles vernichtenden 
Weltkriegs ausschließen. 

Denn, um zu unserem Ausgang 
zurückzukehren: „Immer trägt diese 
gewalttätige und chaotische Gesell¬ 
schaft in sich den Krieg. Und es gibt 
nur ein Mittel, den Krieg zwischen 
den Völkern abzuschaffen, nämlich 
Schluss zu machen mit dem ökonomi¬ 
schen Krieg - der in den allgemeinen 
Kampf auf den Schlachtfeldern mün¬ 
det“. Erst „mit dem Gegensatz der 
Klassen im Innern der Nation [näm¬ 
lich] fällt die feindliche Stellung der 
Nationen gegeneinander.“ (Jaures) 

Dass dies heute noch richtig ist, 
davon bin ich, davon sind, vermute 
ich, wir alle überzeugt. Damit diese 
Überzeugung zur „materiellen Ge¬ 
walt“ wird, muss sie aber „die Massen 
ergreifen“ - und das geht nur, wenn 
wir gemeinsam mit diesen „Massen“, 
zunächst: mit unseren nichtmarxisti¬ 
schen Friedensfreunden, für Über¬ 
gangsforderungen, für das Nächstlie¬ 
gende kämpfen. 

Im Kampf für dieses Nächstliegen¬ 
de werden sie auf Widerstände sto¬ 
ßen, die auch ihnen zeigen können: 
Ein „dauerhafter Friede“ wird ohne 
eine Überwindung der Klassengesell¬ 
schaft, ohne Sozialismus nicht mög¬ 
lich sein. 

(Teil I erschien in der UZ vom 20. Mai. 
Aus einem Referat auf einer Veranstal¬ 
tung der Partei der Arbeit der Schweiz 
am 30. April 2016) 
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„Niemand bringt uns zum Schweigen“ 

Grup Yorum kommt zum UZ-Pressefest, dem Fest des Friedens und der Solidarität 



UZ: Grup Yorum spielt auf dem UZ- 
Pressefest in Dortmund. Was verbindet 
euch mit dem Fest der Kommunisten in 
Deutschland? 

Grup Yorum: Festivals dieser Art sind 
für uns von großer Bedeutung. Sie sind 
ein Beitrag zur internationalen Solida¬ 
rität und geben damit Revolutionären, 
dem Volk einen Hoffnungsschimmer. 
Für uns ist es auch sehr wichtig, dass im¬ 
mer mehr Menschen unsere Kunst ken¬ 
nenlernen. Deshalb kommen wir sehr 
gern nach Dortmund. 

UZ: Ihr wehrt euch mit einer Kampagne 
gegen Visa- und Ausreiseverbote, mit de¬ 
nen eure Konzerte außerhalb der Türkei 
verhindert werden sollen. 

Grup Yorum: Im April hatten wir ein 
Konzert in Paris. Nur zwei unserer Mu¬ 
siker erhielten ein Visum. Unsere rest¬ 
lichen Freunde konnten wegen eines 
Reiseverbots in die Schengen-Länder 
nicht zum Konzert. Wir haben es dann 
mit den beiden Musikern aus der Türkei 
und mit Grup-Yorum-Mitgliedern aus 
anderen Ländern veranstaltet. Es war 
ein sehr bedeutungsvolles und schönes 
Konzert. 

Der deutsche Staat geht besonders 
aggressiv gegen uns vor. Er gibt den Ton 
in der EU an und andere EU-Länder 
folgen ihm. Deshalb protestieren wir im 
Rahmen unserer Kampagne regelmäßig 
vor dem deutschen Konsulat in Istanbul. 
Bei diesen Aktionen kommt es oft zu 
Festnahmen. Einem Mitglied von Grup 
Yorum wurde kürzlich das Handgelenk 
gebrochen. 


UZ: Wie erklärt ihr diese besondere Ag¬ 
gressivität Deutschlands? 

Grup Yorum: Das hat sicher auch mit un¬ 
seren Konzerten gegen den Rassismus in 
Deutschland zu tun. Zwar ist allseits be¬ 
kannt, was Nazis mithilfe des Bundesamts 
für Verfassungsschutz getan haben, aber 
es wird kaum drüber geredet. Weil wir 
über diese Dinge offen sprechen, werden 
wir angegriffen. Weil wir öffentlich sagen, 
dass Deutschland kein demokratischer 
Staat und rassistisch ist, wird uns mit Re¬ 
pression begegnet. Außerdem sind wir So¬ 
zialisten und werden auch deshalb vom 
deutschen Staat als Feinde betrachtet. 


Ein weiterer Grund ist die enge 
Verbindung der Merkel-Regierung mit 
der AKP-Regierung. Auch in der Tür¬ 
kei werden unsere Konzerte verboten. 
Der türkische Staat versucht das Zu¬ 
sammenkommen von unserem Volk 
und uns zu verhindern. Wir sind ge¬ 
fährlich für den Staat, weil unsere Ge¬ 
danken, unsere Lieder sein Fundament 
erschüttern und weil wir Zehntausende 
erreichen. 

Wir sind aber sicher, dass die Tage 
der Repression vorübergehen. Wir wer¬ 
den sie hinter uns lassen und mit noch 
viel größeren Konzerten ein Zeichen 
setzen. 


UZ: Zunächst wächst aber die Repres¬ 
sion zum Beispiel gegen Journalisten. 
Wachsen damit auch Widerstand und 
Solidarität? 

Grup Yorum: Seit den Gezi-Protesten 
2013 steigert die AKP-Regierung die 
Unterdrückung gegen das Volk. Die 
Regierung hat Angst vor einer neuer¬ 
lichen Protestwelle diesen Ausmaßes. 
Deshalb versucht sie sich mit härteren 
Gesetzen, Repressionen und auch Mor¬ 
den zu schützen. Das ist der Hinter¬ 
grund für die Angriffe gegen Künstler 
und Journalisten. Es sollen keine Wer¬ 
ke, die das Volk intellektuell fördern 


könnten, erschaffen werden. Die Un¬ 
gerechtigkeiten sollen nicht von Künst¬ 
lern, die von allen bewundert werden, 
kritisiert werden. Sie fürchten die große 
Wirkung auf das Volk. 

Deshalb werden Künstler, die sich 
mit voller Kraft widersetzen, verleum¬ 
det und mit Hilfe falscher Anschuldi¬ 
gungen verklagt. Auf dieselbe Art und 
Weise werden auch Journalisten ver¬ 
folgt. Die AKP begeht so große Ver¬ 
brechen, dass sie die Wahrheit mit allen 
Mitteln unterdrücken muss, um nicht 
unterzugehen. Deshalb toleriert sie 
nicht einmal die kleinste Kritik. 

Ob sich die Solidarität gegen all 
das verstärkt? Leider nicht. Die meis¬ 
ten Künstler bleiben passiv und ziehen 
sich zurück. Aber im Volk mehren sich 
die Gegenreaktionen. Die Sehnsucht 
nach Gerechtigkeit wird von Tag zu 
Tag größer. 

UZ: Ist eure Einreise nach Deutschland 
zum Pressefest gefährdet? 

Grup Yorum: Wir werden vielleicht 
Visaprobleme oder ähnliches haben. 
Aber wir sind eine ganz, ganz große 
Familie. Nichts und niemand kann uns 
zum Schweigen bringen. Zusammen 
mit unseren Freunden aus Istanbul, mit 
den Grup-Yorum- und Chor-Mitglie¬ 
dern aus Europa werden wir am Pres¬ 
sefest teilnehmen, gemeinsam unsere 
Lieder singen und Halay tanzen. 

Die Fragen stellte Wera Richter 

Grup Yorum spielen am Samstag, dem 
2.Juli 2016, um 19 Uhrauf dem UZ-Pres¬ 
sefest in Dortmund 


Sein Deutschland war ein anderes 


Zu Johannes R. Bechers 125. Geburtstag 


Es ist still geworden um Johannes R. 
Becher, dessen Texte in der DDR in den 
Schulbüchern standen und der nichts 
Geringeres sein sollte als der höchste 
Repräsentant sozialistischer deutscher 
Literatur. In seinem Schritt der Jahrhun¬ 
dertmitte (1958) sah er sich selbst kritisch 
und weniger repräsentativ als Dichter, 
der von der Gemeinschaft mitgenom¬ 
men werde. Bereits vor 1989 standen sich 
jedoch ein offizielles Bild vom Dichter 
und Minister und ein widersprüchliches 
Bild eines Poeten, der neben offiziellen 
Hymnen - auch Goethe schrieb solche 
für seine herzogliche Familie - ergreifen¬ 
de Gedichte über Heimat, Vaterland und 
Deutschland geschrieben hatte. 

Bechers lebenslange Konflikte kann 
man ermessen, wenn man Begriffen wie 
„Leid“ und „Angst“ in seinem Werk folgt. 
Da fällt jeder Ikonencharakter, wie ihn 
bürgerliche Literaturwissenschaftler pro¬ 
pagierten, in sich zusammen: Becher war 
seit seiner Jugend ein Mensch, der Kon¬ 
flikte durchlebte und diese in Dichtung 
umsetzte. Dichtung bewahrte ihn selbst 
vor dem Tod und gab ihm Hoffnung. 

Seine Konflikte betrachtete er nie 
als persönliche, sondern sah sie immer 
im Zusammenhang mit seiner Heimat, 
seinem Deutschland. Auch diesen Be¬ 
griffen kann man mühelos im Gesamt¬ 
werk folgen. Bereits in der frühen Kleist- 
Hymne „Der Ringende“, Bechers erster 
Veröffentlichung 1911, zum 100. Todes¬ 
tag Kleists, stehen sich Schutz und Be¬ 
drohung gegenüber, nicht nur Kleist mei¬ 
nend, sondern auch ein Zeitgefühl vor 
dem Ersten Weltkrieg: „Mein dunkel 
Haus im Geheul wuchtscharfer Donner 
stand,/In der Nacht, da ein finsterer Wü¬ 
terich seine blutnarbige Hand/Um dich 
blaues Land, mein deutsches Vaterland,/ 
Schloss ...“. 

Sein Deutschland war ein bedrohtes 
Land, das es vor allem vor den Deut¬ 
schen selbst, vor dem wilhelminischen 
Kleinbürger ebenso wie vor dem natio¬ 
nalsozialistischen Verbrecher, zu retten 
und dem es eine Zukunft zu schaffen 
galt. Sein Deutschland war kein nati¬ 
onalistischer Wunsch, sondern ein fra¬ 
giles Gebilde: „Heimat, meine Trauer,/ 



Johannes R.Becheri95i im Gespräch 
mit Jungen Pionieren im Zeltlager der 
Pionierrepublik „Ernst Thälmann“in 
der Wuhlheide. 

Land im Dämmerschein -/Himmel, du 
mein blauer,/Du, mein Fröhlichsein“. In 
der Sammlung „Neue deutsche Volkslie¬ 
der“ (1950) trug dieses schöne Gedicht 
den Titel „Deutschland“. „Deutschland“ 
stand auch in einer anderen Fassung 
der beiden ersten Verse für „Heimat“: 
„Deutschland, meine Trauer,/Trümmer 
Wüstenein“. 

Während nach dem Herbst 1989 das 
Bild des sozialistischen Nationaldichters 
von den „Bürgerrechtlern“ und neuen 
Wortführern in Politik und Kultur nicht 
kritisch gewertet - was wie bei allen 
Dichtern nötig ist -, sondern rabiat zer¬ 
stört und Becher zum „allertotesten der 
toten Dichter“ gemacht wurde, wie Be¬ 
chers klug wägender Biograf Jens-Fiet- 
je Dwars feststellte, zogen die gleichen 
„friedlichen Revolutionäre“, die ihn ver¬ 
dammten, mit den Worten „Deutschland 
einig Vaterland“ durch die Straßen, ohne 
zu wissen, dass sie damit Becher zitierten. 
Es war nicht nur ein Zitat Bechers aus 
der Nationalhymne der DDR, sondern 
es war die Metapher für den Lebens¬ 
wunsch des Dichters. Dass die Hymne in 
der DDR später meist nicht mehr gesun¬ 


gen, sondern nur gespielt wurde, hing mit 
diesem Deutschlandbild zusammen, das 
bis in die fünfziger Jahre hinein zu den 
Hoffnungen des jungen Staates gehörte, 
aber mehr und mehr durch Aggression, 
Hass und unsägliche staatlich sanktio¬ 
nierte Angriffe von westlicher Seite zur 
Illusion geriet. Erst heute, wenn die sich 
brüstenden „Zeitzeugen“ zu Wort kom¬ 
men, wird erkennbar, wie gezielt und 
planmäßig eine Armee von Fluchthel¬ 
fern, Abwerbern und „Kritikern“ an der 
Vernichtung der DDR arbeiteten, um ihr 
„Deutschland den Deutschen“ durchzu¬ 
setzen. 

Bechers „Der Ringende“ stammt aus 
seinen expressionistischen Anfängen. 
Bereits dort finden sich Bechers An¬ 
sichten zu Deutschland und Heimat, die 
er bis ins Spätwerk modifizierte, nicht 
grundsätzlich änderte. Wie wichtig ihm 
der expressionistische Beginn war, wird 
darin deutlich, dass er kurz vor seinem 
Tod mit Erich Arendt über eine Samm¬ 
lung „Dichter des Expressionismus“ 
sprach, die 1958, fünfzig Jahre nach der 
„Menschheitsdämmerung“, erscheinen 
sollte. Arendt legte eine Liste mit 97 Na¬ 
men von Kurt Adler bis zu Paul Zech 
vor, die Becher allerdings für zu um¬ 
fangreich und auch durch unbedeuten¬ 
de Dichter belastet hielt; die Anthologie 
kam nicht zustande. Es ist eines von vie¬ 
len Beispielen, dass Becher sich bemüh¬ 
te, für seine Vorstellungen von Deutsch¬ 
land ein breites Bündnis unterschiedli¬ 
cher Denker und Autoren zu gewinnen. 
Das Beispiel Gerhart Hauptmann ist be¬ 
kannt (s. UZ vom 10.10.2008 zu Bechers 
50. Todestag): Obwohl Becher als Dich¬ 
ter Hauptmann kritisch sah („Er ruhe 
in Frieden, den er mit den herrschenden 
Mächten geschlossen“), setzte er auf ihn 
als Verbündeten bei der Gründung des 
Kulturbundes, weil er in ihm eine Person 
sah, die verirrte Deutsche für das andere 
Deutschland gewinnen könnte, nachdem 
das „Deutschland den Deutschen“, mit 
dem auch Bürgerrechtler von 1989 nun 
2015/16 auf die Straße gehen, nicht nur 
verheerendes Unheil über die Welt ge¬ 
bracht hatte, sondern auch in selbst ver¬ 
schuldeten Trümmern lag. In seinem So¬ 


nett „Vom Sinn der Niederlage“ (1946) 
hoffte er: „So reift aus unserm Leiden 
eine Frucht./So können im Zusammen¬ 
bruch wir siegen“. Dass Becher sich in 
dieser Zeit in seiner Dichtung vor allem 
des Sonetts bedient, ist ein Zeichen da¬ 
für, wie er das geistige Chaos, das ihn 
umgab, durch ein strenges Ordnungs¬ 
system überwinden wollte, „als Rettung 
vor dem Chaos - das Sonett“. Bechers 
Deutschland ist friedlich und tolerant, 
sozial im Aufbruch, „alte Not gilt es zu 
zwingen“, ein offenes Deutschland der 
Traditionen und der Kultur, der Kunst 
und der Sprache. Unter diesen Aspekten 
wurde ihm auch Thomas Mann zu einem 
Verbündeten: Sein Besuch in Weimar 
zur Verleihung des Goethe-National¬ 


preises 1949 veranlasste Becher zum So¬ 
nett „Thomas Mann“, in dem er sich mit 
ihm - „Deutschlands Ruhm und Ehre: 
Thomas Mann“ - einig sah in der Zu¬ 
gehörigkeit zu Deutschland, bestehend 
durch „der Sprache Heiligtum“. Arendt, 
Thomas Mann und J.R. Becher erlebten 
als Deutsche ein gemeinsames Schicksal 
als Flüchtlinge und hielten dadurch an 
ihrem Deutschland fest. 

Wer diese Vorstellungen von einem 
deutschen Vaterland aufgibt, begibt sich 
in die unselige Tradition nationalistischer 
Aggressivität. Wer Bechers Dichtung 
und Denken generell verteufelt, macht 
sich objektiv zum Fürsprecher dieser Ag¬ 
gressivität. 

Rüdiger Bernhardt 
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Demokratie und Toleranz 



Ein breites Bündnis unter Beteiligung der DKP rief am 22. Mai zu einem „Fest für 
Demokratie und Toleranz“ im Berliner BezirkTreptow-Köpenick. Das Bündnis wollte 
damit zeigen, dass hier Menschen, die vor Not, Krieg und Diskriminierung fliehen 
mussten, Unterkunft finden und offen, vorurteilsfrei und freundlich aufgenommen 
werden. 



Hauptsache Machterhalt 

Erinnerung an den Widerstand gegen den Frankfurter 
Flughafenausbau soll in Mörfelden-Walldorf „abgehängt“ werden 



Unerwünschter Widerstand gegen den Flughafenausbau in Frankfurt, jeden 
Montag. Von Anfang an ist die DKP dabei. Im Bild Gerd Schulmeyer, Fraktionsvor¬ 
sitzender der DKP/LL in Mörfelden-Walldorf. 


S chon kurz nach der Wahl, am 
27. April, unterschrieben Alexan¬ 
der Best, Burkhard Ziegler und 
Carsten Röcken, für die SPD, die Frei¬ 
en Wähler und die FDP einen Antrag, 
in dem es u.a. heißt: „Der Magistrat 
wird aufgefordert sicherzustellen, dass 
alle Banner, Plakate, Schilder sowie 
vergleichbare Medien, welche For¬ 
derungen bezüglich des Flughafens 
wiedergeben oder diesen anderweitig 
ablehnen von städtischen Gebäuden 
und städtischem Gelände, insbesonde¬ 
re den Rathäusern, dem Wasserturm, 
am Badesee Walldorf usw. bis spätes¬ 
tens Ende Juni 2016 entfernt werden.“ 
Es geht den drei Spitzenleuten 
also nicht nur um Banner und Trans¬ 
parente, es geht u.a. auch um „Medi¬ 
en“. Die Stadt hat z.B. ein eigenes Ar¬ 
chiv, in dem die Zeit der Startbahn/ 
West-Auseinandersetzung dokumen¬ 
tiert ist. Hinein ihr „Bilderstürmer“, 
säubert den Laden! 

Bürgermeister Heinz-Peter Be¬ 
cker (SPD) wurde von vielen in Mör¬ 
felden- Walldorf auch wegen seines 
klaren Neins zum weiteren Flugha¬ 
fenausbau gewählt. Wird er jetzt sa¬ 
gen: „Sorry, ich habe euch getäuscht?“ 
Viele in unserer Stadt greifen sich 
an den Kopf. „Haben die nichts ande¬ 
res zu tun?“, wird gefragt. Es geht ja 
nicht nur um die paar Schilder, es ist 
eine konservative Retourkutsche - es 
geht um Machterhalt. Unterstützt von 
der CDU, der FDP - die sowieso nichts 
gegen die Flughafenausbaupläne hat¬ 
te - und den Freien Wählern, will man 
die reaktionäre Wende vollziehen. 

Sichtbare Proteste gab und gibt es 
auch in anderen Städten. Die frühe¬ 
re Hochburg der Ausbaugegner Mör¬ 
felden-Walldorf will sie aber jetzt per 
Beschluss einer neuen Mehrheit ab- 
hängen - das ist eine neue Qualität. 
Die Banner sind Ausdruck eines Pro¬ 
testes, den die Bevölkerung mehrheit¬ 
lich teilte. Die Transparente wurden 
aufgehängt, als es um den Bau der 
Startbahn/West und um weitere Aus¬ 
baumaßnahmen in späterer Zeit ging. 
Die Bevölkerung protestierte gegen 
die ungeheure Waldvernichtung die¬ 
ser Jahre, gegen Fluglärm und Abga¬ 


se. Dieser Kampf ist noch lange nicht 
zu Ende. 

Die DKP hatte die Anträge für die 
Transparente an den Ortseingängen 
und die Großtransparente am Wasser¬ 
turm initiiert. Schon immer arbeiteten 
viele Bürgerinnen und Bürger unse¬ 
rer Stadt auf dem Flughafen. Manche 
glaubten, ihre Arbeitsplätze seien ge¬ 
fährdet. Aber die meisten Menschen 
in unserer Stadt waren auch selbst 
Betroffene und waren besorgt um die 
Zukunft. 

Die Menschen auf den Demons¬ 
trationen waren in der Regel nicht 
gegen den Flughafen, aber sie waren 
über die ständigen Wucherungen des 
Flughafens besorgt, über die immer 
neuen Rodungen zornig und bei Pro¬ 
testen zu finden. Heute haben wir kei¬ 
ne Massenstimmung gegen den weite¬ 
ren Ausbau - aber die Erinnerung an 
die Massenstimmung früherer Jahre. 
Deshalb sollten SPD, FDP und Freie 
Wähler das Thema nicht unterschät¬ 
zen. 


Es sind nicht nur die CDU, die 
FDP, die FW, denen die Transparen¬ 
te und die Aussagen darauf nicht pas¬ 
sen. Wir wissen und haben es nicht 
vergessen, dass auch in den vergange¬ 
nen Jahren bei Abstimmungen zum 
Thema Flughafen einige Mitglieder 
der SPD-Fraktion regelmäßig den 
Sitzungssaal verließen, weil sie - am 
Flughafen arbeitend - sich als „be¬ 
troffen“ bezeichneten. Das erklärt 
ein wenig, wie leicht es der SPD of¬ 
fenbar fiel, dem Vorschlag der Freien 
Wähler zur Transparententfernung 
zuzustimmen. Wir sollten die neue 
Situation grundsätzlich betrachten. 
Der alte Spruch der Bürgerinitiativen 
„Wer sieht den Ausbau gerne? - Die 
Banken und Konzerne!“ stimmt nach 
wie vor. Wenn die Fliegerei zunimmt 
und Profite winken - wenn man den 
Flughafen gewähren lässt, wird es 
neue Flughafen-Metastasen geben. 
Ein neues Terminal braucht neue Zu¬ 
gangsstrassen, immer wieder wird der 
Restwald angegriffen. 

Die Aufgaben früherer Jahre blei¬ 
ben also. Wir dürfen deshalb unsere 
eigene Widerstandsgeschichte nicht 
in den Dreck treten lassen. Bei allen 
Vorbehalten, die SPD sollte sich an 
Kurt Oeser erinnern. Er würde sich 
im Grab herum drehen! Es sollen 
ja nicht nur Transparente abgehängt 
werden - man will die Erinnerung 
„abhängen“. Man sollte die SPD fra¬ 
gen, ob sie vor Ort immer mehr dem 
allgemeinen SPD-Trend nach unten 
folgen will. 

Aus: „Blickpunkt“, Zeitung der DKP für 
Mörfelden-Walldorf, Juni 2016 


Wehrt euch! 

Der 7. Juni 2016 - ein folgenschweres Datum. Die neue bürgerliche Koalition 
(SPD, FW, FDP) will ihre tiefgreifende Kehrtwende in der Flughafenpolitik weiter 
fortsetzen und im Stadtparlament den Antrag durchsetzen, die Banner gegen 
Flughafenerweiterung und für ein Nachtflugverbot von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr 
im ganzen Stadtgebietzu entfernen. Sorgen wir dafür, dass das nicht ohne Pro¬ 
test über die Bühne geht! 

Verschiedene Organisationen und Oppositionsparteien rufen zu einer Kundge¬ 
bung um 18 Uhr vor dem Walldorfer Rathaus auf. Wir stehen weiter für unsere 
Forderungen ein! Kein weiterer Flughafenausbau - für ein absolutes Nacht¬ 
flugverbot von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr,für den umweit- und sozialverträglichen 
Rückbau des Frankfurter Flughafens! 


Theodor-Heuss-Kaserne schließen! 

Aktionen in Stuttgart für Sozialwohnungen 


Die Wohnungsnot zählt in Stuttgart zu 
einem der drängendsten Probleme - 
und das schon seit Jahren. Allein in der 
Stuttgarter Notfallkartei sind über 3 
000 Haushalte verzeichnet, die drin¬ 
gend eine Wohnung suchen. Doch das 
ist nur der Gipfel des Eisbergs. Der 
Mieterverein stellte 2013 in Stuttgart 
einen Fehlbestand von 15 000 Woh¬ 
nungen fest. Vermutlich kann man da¬ 
von ausgehen, dass sogar bis zu 20000 
bezahlbare Wohnungen in Stuttgart 
fehlen. 

Alle Versuche der Wohnungsnot 
durch sogenannt geförderten Woh¬ 
nungsbau (mit zeitlich begrenzter 
Mietpreisbindung) Herr zu werden, 
sind bisher nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein und helfen letztlich den 
Wohnungsbauunternehmen weit mehr 
als den von Wohnungsnot Betroffenen. 

In einem Mobilisierungsflugblatt 
der DKP zu den Aktionen heißt es: 


„Was wir brauchen ist ein Sozialwoh¬ 
nungsbauprogramm, das diesen Na¬ 
men auch verdient: Schaffung von be¬ 
zahlbarem Wohnraum in städtischer 
Hand, ohne den Umweg über Inves¬ 
toren oder SWSG und mit unbegrenz¬ 
ter Mietpreisgarantie. 

Dafür muss Grund und Boden zur 
Verfügung gestellt werden. Auf dem 
46 048 m 2 großen Gelände der Theo¬ 
dor-Heuss-Kaserne (ehemalige Fun¬ 
kerkaserne) in Cannstatt könnten 
nach vorsichtigen Schätzungen 400 bis 
500 neue bezahlbare Wohnungen für 
Einheimische, aber auch für geflüch¬ 
tete Menschen gebaut werden. 

Derzeit wird diese Kaserne u.a. für 
das Landeskommando Baden-Würt¬ 
temberg der Bundeswehr und den 
Militärischen Abschirmdienst (MAD, 
Gruppe 5) genutzt. Der MAD - seine 
braunen Wurzeln gehen bis auf seinen 
ersten Kommandeur, den ehemaligen 


NS-Oberstleutnant Gerhard Wessel, 
zurück - liefert z.B. für die Zieler¬ 
fassung der US-Killerdrohnen SIM- 
Kartennummern und macht sich da¬ 
mit am Drohnen-Mord der US-Army 
mitschuldig ... 

2011 wurde selbst die CDU-Bun- 
destagsabgeordnete Karin Maag dazu 
verleitet, eine Wohnbebauung auf dem 
Gelände der Theodor-Heuss-Kaserne 
zu fordern. Schnell wurde sie jedoch 
„zurückgepfiffen“. Es muss endlich da¬ 
mit ein Ende haben, dass soziale Inter¬ 
essen dem Militarismus geopfert wer¬ 
den!“ -ler 


Samstag, 28 . Mai 

9.30 Uhr Mahnwache an der Theo¬ 
dor-Heuss-Kaserne (Beskidenstraße) 
11.00 Uhr Kundgebung in der Markt¬ 
straße (beim Rathaus Cannstatt) mit 
dem Ernst-Busch-Chor (Berlin) 
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Den Gaul auf Trab und auf den Grill bringen 

Die Kommunistinnen aus NRW laden ein auf den Roten Marktplatz 


Gemeinsam gestalten die DKP-Bezirke 
Ruhr-Westfalen und Rheinland-West¬ 
falen das Programm für den „Roten 
Markt NRW“ auf dem UZ-Pressefest. 
Auf gemeinsamen Beratungen beider 
Bezirke wurden in den letzten Wochen 
das Bühnenprogramm und die Themen 
für die Diskussionsrunden erarbeitet. 
Ihr Heimspiel auf dem Volksfest der 
DKP wollen beide Bezirke nutzen, um 
zu zeigen, wie Kommunistinnen und 
Kommunisten an Rhein und Ruhr ge¬ 
meinsam diskutieren und feiern kön¬ 
nen. Bereits beim Pressefest-Auftakt, 
am Freitag, 1. Juli, gibt es mit dem Auf¬ 
tritt von Attila the Stockbroker aus 
England sowie den Bands „The Move¬ 
ment“ aus Dänemark und „Redska“ aus 
Italien einen ersten Höhepunkt. 

In den Diskussionsrunden werden 
mit anderen Bündnispartnern aktuel¬ 
le Fragen des Klassenkampfes disku¬ 
tiert. Themen sind u.a. „Flucht, Nati¬ 


onalismus und die soziale Frage“. Wei¬ 
tere Diskussionsrunden gibt es zu den 
Themen „Miethaie stoppen! Bezahl¬ 
baren Wohnraum erkämpfen!“, „Orga¬ 
nisierter Rassismus am Beispiel NSU“, 
„Industrie 4.0 und die Frauen“ sowie 
„CETA und die Gefahren für Kommu¬ 
nen und Bundesländer“. Das Bühnen¬ 
programm am Samstag und Sonntag 
wird gestaltet mit den Künstlern Klaus 
der Geiger, Kai Degenhardt, Micro- 
phone Mafia, Le Blech, Schlagseiten 
Quartett, Duo Cuppatea, Rasender 
Stillstand, Walkabout Clearwater Cho¬ 
rus und einer Anti-Kriegs-Modenschau 
des DKP-Frauenarbeitskreis Essen. 
Weitere Programmpunkte finden statt 
in einem Zelt der DKP Rheinland- 
Westfalen sowie dem Cafe Che der 
DKP Ruhr-Westfalen. 

Kulinarisch werden auf dem Roten 
Markt NRW angeboten Pferdewürste, 
Bratwürste, Steaks, Pommes, Reibeku¬ 


chen, Linsensuppe sowie Kaffee und 
Kuchen. Zum Verweilen wird ein gro¬ 
ßer Biergarten vor der Bühne einladen. 
Frühaufsteher werden sich ab 6.00 Uhr 
mit einem Frühstück im Cafe Che stär¬ 
ken können. 

In den Kreisen beginnt jetzt die 
heiße Phase für die Werbung zum UZ- 
Pressefest in Dortmund. Dazu gehö¬ 
ren auch Werbeeinsätze in den letzten 
Wochen im Revierpark Wischlingen 
und der Dortmunder Innenstadt. Jede 
Menge Kleinarbeit steht in den letzten 
Wochen noch an. Helfer müssen noch 
gefunden werden für den Auf- und Ab¬ 
bau sowie die Absicherung der Schich¬ 
ten im Roten Markt NRW. Wir wollen 
das Pressefest nutzen, um neue Sympa¬ 
thisanten und Mitglieder für die DKP 
zu gewinnen. Dazu findet am Sonntag 
auch eine Eintrittsrunde mit Patrik Kö- 
bele im Cafe Che statt. 

Michael Gerber 



Die Nordlichter sind natürlich wieder mit ihrer Kogge dabei. 


Dorf des Widerstands 

Kommunistinnen aus Südbayern, Saarland und Rheinland-Pfalz 
rücken auch mit einem trojanischen Pferd an 


Genossinnen und Genossen aus den 
Bezirken Südbayern, Saarland und 
Rheinland-Pfalz werden beim Presse¬ 
fest ein „Dorf des Widerstands“ auf¬ 
bauen. Neben den „pressefestüblichen“ 
Elementen (Zelt, Bühne für Kulturpro¬ 
gramm. ..) sollen in dem „Dorf des Wi¬ 
derstandes“ Gestaltungselemente aus 
verschiedenen Widerstandsaktionen 
aufgebaut werden. 

Beispielsweise aus den Anti-Siko- 
Aktionen die Schilder „Blutlinie der 
NATO“, ein symbolischer Flüchtlings¬ 
zaun, mit dem gegen die Flüchtlingspo¬ 
litik der EU protestiert wird, ein trojani¬ 
sches Pferd, mit dem über die Funktion 
von TTIP aufgeklärt wird, Atommüll¬ 
fässer, die große Anti-Siko-Totenkopf- 
wand, Transparente aus verschiedenen 
Widerstandsbewegungen u.v.a.m. 

Unser Anliegen ist, nicht nur die 
DKP beim Pressefest zu präsentieren, 
sondern Symbole verschiedener poli¬ 
tischen Widerstandsbewegungen, die 


sich gegen neoliberale Politik wehren 
und in denen die DKP mitarbeitet. 

Gleich nebenan wird das isw (Insti¬ 
tut für sozial-ökologische Wirtschafts¬ 
forschung) die neu erschienen Hefte 
„Auf der Flucht“ und „Demokratie und 
Internet“ vorstellen. 

Die isw-Ausstellung mit 12 Tafeln 
zum Thema „Armut und Reichtum“, 
die bei den G7-Aktionen im vergange¬ 
nen Jahr Premiere hatte, wird Teil des 
isw-Standes sein. 

Es sind mehrere Diskussionsrunden 
geplant. Der Vorsitzende des ISW, Con¬ 
rad Schuhler, wird bei einer isw-Veran¬ 
staltung im Dorf zum Thema „EU zer¬ 
schlagen oder demokratisieren?“ zur 
Diskussion einladen. 

Im Juli j ährt sich zum ersten Mal die 
Oxi-Abstimmung in Griechenland. 

Wir haben daher einen Vertreter 
von Syriza eingeladen zum Thema: „Si¬ 
tuation in Griechenland - Bilanz der 
Syriza-Regierung und Ausblick“. 


Eingeladen haben wir Bettina Jür- 
gensen, Mitglied des Vorstands der 
marxistischen linken, zu Problemen ei¬ 
ner engeren Zusammenarbeit der po¬ 
litischen Linken gegen Krise und das 
Erstarken nationalistischer und rassis¬ 
tischer Kräfte. 

Geplant ist u.a. eine Gesprächs¬ 
runde mit dem Thema: „Streik ist kei¬ 
ne Sonntagsschule“ und „Europaweit 
gegen Austerität - für eine Millionärs¬ 
steuer!“ 

Der ehemalige MSB-Vorsitzende 
(Maxistischer Studentenbund) Michael 
Maercks will MSB-Aktivisten der ers¬ 
ten Stunde zu einem „Ehemaligen-Tref¬ 
fen“ ins Dorf des Widerstands einladen. 

Weitere Gesprächsrunden sind ge¬ 
plant - ebenso wie ein buntes Kultur¬ 
programm. Wir freuen uns, dass auch 
Genossinnen und Genossen aus ande¬ 
ren Bezirken ihre Unterstützung für das 
Dorf des Widerstands zugesagt haben. 

Walter Listl 


Vorbereitung läuft auf Hochtouren 



Die DKP-Bezirke Baden-Württemberg und Hessen diskutieren und feiern 
im gemeinsamen Zirkuszelt 

tionen“ mit Lars Mörking W fürs zentrale Spülmobil 

am Samstag, 4. Juni ab m und auch für die Bewir¬ 

tung der Gäste un¬ 


seres gemein- 
sa- 


Das Programm der DKP-Bezirke Ba¬ 
den-Württemberg und Hessen ist so 
gut wie fest: Vorfreude ist da auf Erich 
Schaffner und Georg Klemp mit ih¬ 
rem Spanienprogramm ebenso wie auf 
„Die Marbacher“. Viele weitere Beiträ¬ 
ge für unser Fest des Friedens und der 
Solidarität sind „untergebracht“: Die 
Gruppe Gutzeit, Marianne Schmidt- 
Hangstörffer, Hagen Klee und die 
Schalmeienkapelle aus Schwä¬ 
bisch Hall - um nur einige zu 
nennen - werden bei uns auf- 
treten. Dazu kommt eine PV- 
Runde zum Thema „60 Jahre 
KPD-Verbot“, eine Lesung 
mit Rainer Roth „Sklaverei 
als Menschenrecht 
und verschiedene 
Diskussions¬ 
runden. In der 
Vorbereitung 
des Branchentreffens 
„Gesundheit“ zeigt sich 
Interesse aus vielen Bezirken - viel¬ 
leicht kann hier eine bundesweite Ver¬ 
netzung gelingen. 

41 Helferlnnen-Meldungen und 
33 Mitfahrerinnen im Bus aus Baden- 
Württemberg bis jetzt - schon mal nicht 
schlecht, aber noch nicht ganz zufrie¬ 
denstellend. Es wird noch um Ord¬ 
nerinnen und Helferinnen in unserem 
gemeinsamen Zelt für die späteren 
Schichten gerungen. Die Gruppe Stutt¬ 
gart Süd wird die „Roten Peperoni“ bei 
der Durchführung des Kinderfestes un¬ 
terstützen. Zur Mobilisierung auf das 
UZ Pressefest gibt es in Stuttgart noch 
ein „UZ-Politfest - Antikapitalismus 
heute - Alternativen, Strategien, Posi- 


Uhr 
im Linken 
Zentrum Lilo 
Hermann (Böblin- 
ger Straße 105, Stuttgart-Süd). 

Auch in Hessen läuft die Vor¬ 
bereitung auf Hochtouren. Für den 
zentralen Aufbau haben sich Genos¬ 
sinnen und Genossen schon vor Mona¬ 
ten Urlaub eingetragen, so dass wir mit 
einem kleinen „Handwerkerkollektiv“ 
in den Revierpark fahren. Bei der An¬ 
zahl der Ordnerinnen, Helferinnen 


men 
Zeltes 
müssen 
wir noch 
zulegen. 
Aus 

Fulda wer¬ 
den am 
Samstag 
zwei Busse 
zum Pressefest 
fahren - hier wur¬ 
den gute Erfahrun¬ 
gen mit der Nutzung des 
Pressefestflyers in türki¬ 
scher Sprache gemacht. 
Der Bus aus Südhessen 
startet am Samstag in 
Darmstadt und steu¬ 
ert über Offenbach 
und Hanau Dort¬ 
mund an. Wer hier 
noch einen Platz er¬ 
gattern möchte, sollte 
sich jetzt schnell anmelden. 
Angelika Richter-Manecke und Konni Lopau 


Werbeeinsätze in Dortmund - Helferinnen gesucht! 

Damit wir möglichst viele Besucherinnen und Besucher aus Dortmund und 
Umgebung auf unserem UZ-Pressefest begrüßen können, planen wir an fol¬ 
genden Tagen Info-Stände und Flyer-Aktionen. Hier die Treffpunkte: 
Samstag, 28. Mai ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlingen (Im Revierpark fin¬ 
det an diesem Tag das Festival Ruhr Reggae Summer statt) 

Samstag, 4. Juni im gesamten Stadtgebiet. Wir beteiligen uns aktiv an den 
Protesten gegen den Aufmarsch der Dortmunder Neonazis. 

Samstag, 11. Juni ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlingen. 

Samstag,18.Juni ab 11.00 Uhr an der Katharinentreppe (gegenüber Dortmund 
Hbf.) sowie ab 13.00 Uhr im Revierpark Wischlingen (Im Revierpark findet 
an diesem Tag das Kurdische Frauen-Festival statt.) 

Samstag, 25. Juni ab 11.00 Uhr an der Katharinentreppe (gegenüber Dortmund 
Hbf.). 

Sonntag. 26. Juni 13.00 Uhr im Revierpark Wischlingen. 

Von Montag, 27. Juni bis Donnerstag, 30. Juni finden tägliche Werbeeinsätze 
im Revierpark Wischlingen statt. 


UZ-POLITFEST 

ANTIKAPITALISMUS HEUTE 

ALTERNATIVEN - STRATEGIEN - POSITIONEN 

-'S- 

+ Input von Lars Mörking 

(Red<iMour4&r DKP-Zeltung Unsere Zelt) 

+ Podiumsdiskussion mit 
Björn Blach (DKP) 

Reiner Hofmann (Die Linke)* 

Janka Kluge (VVN/BdA) 

Ein Gewerkschaftssekretär 

+ Info-Börse 

Samstag, 04. Juni ab 16 Uhr 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann _ 

Böblinger Straße 105 Stuttgart-Heslach ^ujnsejezeit DKP 

"(OieAngst* der Orgsniwtwi *r Rfienpninnfi send nyr der Intanafon iibe* ds Pensen, s* sprechen nicht im tasuwi der tewiHgen Organisation] 



Rotes aus dem Osten 

Dein Beitrag für unsere Utopie 


Auf dem Leninplatz ist alles rot. Wie 
denn auch sonst? Wir sind ja auf dem 
UZ-Pressefest der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei. Und die Roten, das 
sind wir! Nicht nur die Brause ist rot, 
wer will kann auch sein Bier mit dem 
richtigen Standpunkt zu sich nehmen. 
Aus guter Tradition führen die Landes¬ 
verbände in der Ost-Koordinierung, wie 
schon in den vergangenen Pressefesten, 
einen gemeinsamen Beitrag der DKP 
aus dem roten Osten durch. Die Lan¬ 
desverbände Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern, Brandenburg und Berlin und die 
Koordinierungsräte Sachsen, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt gemeinsam mit der 
Tageszeitung „junge Welt“ und dem 
DDR-Kabinett laden zu einem konse¬ 
quent kommunistischen Programm ein. 
Wer sich bisher nicht an die kulinari¬ 
schen Spezialitäten des Ostens heran¬ 
wagte, hat hier die Möglichkeit dies u. a. 
mit Soljanka, Thüringer Rostbratwurst 
und Spreewälder Gurken nachzuho¬ 
len. Das kulturpolitische Programm ist 
rot und unsere Veranstaltungen sind es 
auch. Neben zahlreichen kommunisti¬ 
schen Kandidaten, die sich dieses Jahr 
zur Wahl stellen, um den bundesdeut¬ 
schen Wahlzetteln die richtige Farbe 


zu verpassen, werden auch zahlreiche 
Künstler wie Gerardo Alfonso aus dem 
sozialistischen Kuba uns berichten, wel¬ 
ches die Träume sind, die wir noch im¬ 
mer zu träumen wagen, oder Dota Kehr 
und Jan Rohrbach, die uns erklären wer¬ 
den, warum es nicht um ein Stück vom 
Kuchen geht, sondern um die ganze 
Bäckerei. Auch Musikandes, die Micro- 
phone Mafia und die Steinlandpiraten 
werden die Bühne auf dem Leninplatz 
rocken. Auf dem Leninplatz werden 
wir uns weiterhin mit Lenins Impe¬ 
rialismustheorie auseinandersetzen 
und mit der Forderung „Raus aus der 
Nato!“, aber auch mit der Frage, warum 
Kommunisten ein marxistisch-leninisti¬ 
sches Parteiverständnis brauchen. Wer 
mit Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten aus dem Osten und deren Freunden 
Zusammentreffen und seine und unsere 
Erfahrungen und Utopien teilen möch¬ 
te, der oder die kann das hier am kühlen 
Nass vom Pressefest, am Leninplatz tun. 

Wer erleben möchte wie Kommu¬ 
nisten Kämpfen und Feiern miteinan¬ 
der verknüpfen können, der muss am 
1. Juli in Dortmund auf dem größten 
Fest der Linken sein! 

Mario Berrios Miranda 
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„Denk ich an Deutschland in der Nacht , dann bin ich um den Schlaf 
gebracht“ (Heinrich Heine) 

Wir trauern um die standhafte Kommunistin 

Margot Honecker 

verstorben im Exil in Chile am 6. Mai 2016 

Als langjährige Ministerin für Volksbildung der DDR hatte 
sie maßgeblichen Anteil am international anerkannten Bil¬ 
dungssystem unseres Landes. Die Erziehung der Kinder zu 
lebenstüchtigen jungen Menschen in einer friedlichen, so¬ 
lidarischen und gerechten Welt war ihr Herzenssache. Ihrer 
Überzeugung von der DDR als dem besseren Deutschland 
und von einer sozialistischen Zukunft blieb sie bis zuletzt 
treu. 

Ihre Freunde und Genossen: 

Peter Alff, Kurt Andrä, Hans Bauer, Erika Baum, Hannelore Baum¬ 
garten, Rolf Berthold, Prof. Dr. Horst Bischoff, Konstantin Brandt, 
Dr. Hans-Peter Brenner, Ellen Brombacher, Prof. Dr. Erich Buch¬ 
holz, Brunhilde Büdler, Christa und Herbert Damm, Rudolf Den- 
ner, Prof. Dr. Götz Dieckmann, Wolfgang Dockhorn, Dr. Gerhard 
Dylla, Eberhard Eick, Horst Eismann, Dr. Klaus Emmerich, Han¬ 
nelore und Klaus Feske, Dr. Regine und Prof. Dr. Hans Fischer, 
Gisela und Dr. Dieter Frielinghaus, Alfred Fritz, Raoul Gefroi, Dr. 
Kurt Gossweiler, Gisbert Graff, Dr. Reinhard Grimmer, Eberhard 
Gumpel, Theodor Hoffmann, Gerd Hommel, Ernst Hornig, Dr. 
Klaus Huhn, Manfred Jonischkies, Gert Julius, Heinz Keßler, Pat- 
rik Köbele, Herbert Kranz, Egon Krenz, Wolfgang Kroschel, Man¬ 
fred Krumbholz, Helga Labs, Prof. Dr. Anton Latzo, Dr. Hermann 
Leihkauf, Günter Leo, Siegfried Lorenz, Bruno Mahlow, Andreas 
Maluga, Prof. Dr. Siegfried Mechler, Dr. Hans Modrow, Prof. Dr. 
Rosemarie Müller-Streisand, Peter Neubert, Evelin Nowitzki, Pe¬ 
ter Ott, Horst Parton, Erich Postler, Angela und Hans Prüfer, E. 
Rasmus, Witold Reder, Karl Rehbaum, Dr. Hans Reichelt, Heidi 
und Erhard Richter, Wera Richter, Gert Röseberg, Dr. Rainer Ro¬ 
the, Dr. Eva Ruppert, Dr. Günther Sarge, Eberhard Schinck, Karo- 
la und Wolfgang Schmidt, Dr. Arnold Schölzel, Renate Schönfeld, 
Torsten Schöwitz, Frank Schumann, Elga Schwanitz, Hans-Jür¬ 
gen Schwärt, Marion und Günter Seidel, Helmut Semmelmann, 
Bruni Steiniger, Dieter Stiebert, Fritz Streletz, Dr. Hans-Günter 
Szalkiewicz, Harry Thomas, Angela Tietze, Manfred Tomuschat, 
Jochen Traut, Manfred Volland, Prof. Dr. Günter Wendel, Hilde¬ 
gard und Karl-Heinz Wendt, Dr. Matthias Werner, Dieter Witt¬ 
stock, Iris und Dr. Friedrich Wolff, Peter Wozniak 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa/So, 4./5. Juni 2016 

„Was ist und kann dialektisch-materialistische 
Philosophie?" 

Wochenendseminar mit Nina Hager 

Im Rahmen des Seminars zur Philosophie werden unter ande¬ 
rem folgende Fragen behandelt: 

Was ist Philosophie? Was sind die Unterschiede zwischen Phi¬ 
losophie, Weltanschauung/ Weltbild/ Weltmodell? • Anmerkun¬ 
gen zur Geschichte der Philosophie und den gesellschaftlichen 
Bedingungen • Warum und wie kam es zur Herausbildung der 
marxistischen Philosophie, des dialektischen Materialismus 
durch Karl Marx und Friedrich Engels als einer einheitlichen, Na¬ 
tur, Gesellschaft und Denken umfassenden wissenschaftlichen 
Philosophie? • Wie hat sich marxistische Philosophie (die dialek¬ 
tisch-materialistische Philosophie) seitdem entwickelt? • Was 
unterscheidet sie von anderen Wissenschaften? • Die „Grund¬ 
frage aller Philosophie", Materialismus/ Idealismus, erkenntnis¬ 
theoretische Grundlagen • Wissenschaftlichkeit, Parteilichkeit 
und Humanismus - Philosophie in den heutigen gesellschaft¬ 
lichen Auseinandersetzungen: Was nutzt uns Kommunistinnen 
und Kommunisten heute die dialektisch-materialistische Philo¬ 
sophie in den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen? 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Sams¬ 
tag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. Ab 
Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 


Marxistische Blätter von 1971 bis 2010 
und verschiedene Marx/Engels- und Lenin-Bände 
kostenlos abzugeben. 

Tel: 06781/1685 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


80 Jahre! 

Unsere Genossin 

Christa Meier 

hatte am 14. 5. Geburtstag! 

Wir gratulieren nachträglich 
und wünschen dir weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Hannover-Linden 
DKP Gruppe Hannover-Mitte 



Unser Genosse 

Michael Meyer 

wird am 28. Mai 

60 Jahre 

Lieber Michael, 

deine Genossinnen und Genossen gratulieren ganz herzlich 
und wünschen Dir weiterhin Schaffenskraft, Gesundheit und 
Elan für alle Aufgaben, die Du dir noch gestellt hast. 

Was wäre die Kuba-Solidarität ohne Dich? 

DKP Schweinfurt-Haßberge/Kreis Unterfranken 
DKP Würzburg 
DKP Aschaffenburg 


Am 31. Mai wird unser Genosse 

Siegfried Springer 

70 Jahre alt. 

Von Anfang an ist Siggi in der DKP tätig. Er ist viele Jah¬ 
re Mitglied im Kreisvorstand. Er gehört zu den aktivsten 
Genossen in Heidenheim. Bei jedem Infostand hilft er mit. 
Wenn es ums Verteilen von Handzetteln in Wohngebieten, 
vor Betrieben oder am Infostand geht, Siggi ist immer da¬ 
bei. Dafür danken wir ihm. 

Zu Deinem Geburtstag wünschen wir Dir weiterhin Kraft 
und Gesundheit. 

Deine Genossinnen und Genossen aus Heidenheim 
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Arbeit und Familie 

Feier im Speyer war die eiste Generation von vierzehn. 

Bis 1808 waren wir Leidigem: der KJusLLT^rnfsdiiiÜ 
So wohiilen und arbeilelen im flintse Bäcker, Brauer, 
Brenner, Itaucni* Schmiede, Hol/hänüler und Gastwirte. 
Männer imd Frauen waren abwechselnd Hotbesilzer. 

I leute sind unsere Tätigkeitsfelder | Intel .-Restaurant 
lind < Ibsthrennerei- Sn bieien wir im JuNläunisjaEr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne 

Irmgard und Hans-Georf; Müller 

Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen ans auf Sie! Gasthcsf-Heimes-Team 
w ww. g astn ot - he imes .d e 
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SceuenBenaterKanzlei 
Peter Mannherz 



Unser Genosse und Freund 

Heinz Brüning 

wurde am 25. Mai 85 Jahre. 


Lieber Heinz, Du gehörst zu den 
Genossinnen und Genossen, ohne 
die die Partei nicht leben kann. 
Wir haben nie erlebt, von Dir eine Absage zu bekommen, 
egal wozu wir Dich gebeten haben. Dein Handeln ist bei¬ 
spielhaft. Undenkbar: Maizelte und Pressefeste ohne Dich. 
Beim Auf- und Abbau, bei vielen Veranstaltungen unserer 
Partei warst Du dabei und hast alle Aufgaben erledigt, die 
notwendig waren. Als Werner starb, war es für Dich eine 
Selbstverständlichkeit, weiterhin die UZ im „Viertel" zu ver¬ 
kaufen. Nicht zählbar die Flugblätter, Betriebszeitungen und 
UZs, die Du in Deinem Leben verteilt hast. Bis heute hast Du 
Kontakt zu Deinen Kollegen von der Bahn, kegelst und fei¬ 
erst mit ihnen. Politik und Privates sind bei Dir eine Einheit. 
Das erfahren auch Deine Freunde, Nachbarn und Genossen. 
Lieber Heinz, wir gratulieren Dir von ganzem Herzen und 
wünschen Dir alles Gute. Auch die Freundinnen und Freun¬ 
de vom Internationalen Solidaritätsbasar gratulieren Dir zu 
diesen Ehrentag und danken dem „Transporteur" von tau¬ 
senden Marmeladengläsern und anderen Sachen, deren 
Erlös den Völkern Kubas, Vietnams, Chiles, Nicaraguas und 
Südafrikas zugute kommt. 

Dir, lieber Heinz, wünschen wir vor allem bessere Gesund¬ 
heit und noch viele Jahre mit Ursel, den Kindern und Euren 
kleinen Enkel. Wir bedanken uns für Deinen jahrzehntelan¬ 
gen Einsatz für die Partei, für Frieden und eine sozialistische 
Gesellschaft. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Bezirk Bremen. 


Knallrot unterschreiben! 

Die DKP Mecklenburg-Vorpommern kandidiert zu der 
Landtagswahl 2016. 



Jetzt Unterstützungsunterschrift leisten! 
Druckvorlage herunterladen oder bestellen 
und ausgefüllt zurückschicken. 

DKP Mecklenburg-Vorpommern 
www.dkp-mv.de / info@ dkp- mv.de 
DKP MV, Sarnowstraße 31,18435 Stralsund 




Bildungsreise Vietnam / Laos 

Reisen - Studieren - Helfen mit der 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

T 

• 26.12.16-11.01.17 (2 W.) 

• 26.12.16-16.01.17 (3 W.> 


1 

Unsere Reisen: Sie erleben touristische Höhepunkte und besuchen 
geförderte Projekte. Außerdem treffen sie Partner aus Politik, Wirt¬ 
schaft und Universitäten zum Gespräch, darunter auch einen be¬ 
rühmten vietnamesischen Schriftsteller. 

t www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam(5)t-onlihe.de 
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T-Shirt, Rot (Damen), Dunkelrot (Herren) 

Größen Damen S - XL / Herren S - 3 XL 
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IGM-Bashing? 

Betr.: „Spaltung der Belegschaften 
gesetzlich abgesichert“, 

UZ vom 20.5.2016, S. 1 

Ohne dass ich die in vielen Berei¬ 
chen ziemlich flügellahme IGM nun in 
Schutz nehmen möchte, aber vielleicht 
sollte Lucas vor dem Aufstellen von Be¬ 
hauptungen mal verinnerlichen, was die 
IGM zu diesem Thema in ihren Mittei¬ 
lungen geschrieben hat. 

Der Gesetzesentwurf wurde im 
Herbst 2015 von der IGM weiter in¬ 
haltlich kritisiert. Begrüßt wurde dann 
im Februar 2016 nicht der neue, verwäs¬ 
serte Entwurf, sondern lediglich, dass es 
im Gesetzgebungsverfahren überhaupt 
weiter geht. Die inhaltliche Kritik wur¬ 
de vollumfänglich aufrechterhalten. 

Die IGM bewertete den damals ein¬ 
getretenen Stillstand viel schlimmer als 
das kommende Gesetz, da eingeschätzt 
wurde, dass auf Basis des Koalitions¬ 
vertrages nicht mehr zu erwarten sei. 
Die Forderung nach mehr Mitbestim¬ 
mungsrechten der Betriebsräte sowie 
weitere Begrenzungen wurde über die 
CDU-Blockade hinaus aufrechterhal¬ 
ten. 

Natürlich ist die grundsätzliche Kri¬ 
tik an Leiharbeit und Werkverträgen 
richtig, auch die Kritik an diesem Ge¬ 
setzentwurf. Aber das mitschwingende 
IGM-Bashing ist hier vollkommen fehl 
am Platze. 

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, 
dass sogar dieses inkompetente Ge¬ 
setz ein Fortschritt gegenüber dem im 
Augenblick geltenden Richterrecht im 
BAG ist. 

Peter Lommes, Krefeld 

Auch Aufklärung ist nötig 

Betreff: „Aufstehen gegen Rassismus“, 
UZ vom 13.5.2016, S. 9 

Wie breit kann, soll ein Bündnis sein, 
das sich gegen den Rassismus wendet? 

Allgemeine Prinzipien für antifa¬ 
schistische Bündnisse lassen sich auch 
aus der Geschichte der Arbeiterbewe¬ 
gung herleiten. Zu Recht weist Nina 
Hager in ihrem Artikel „Aufstehen ge¬ 
gen Rassismus“ auf die Erfahrungen 
aus der Einheits- und Volksfontpolitik 
nach 1933 hin. Mit dem, dass ein „ge¬ 
meinsames Handeln - auch mit bür¬ 
gerlichen Demokraten“ - den Faschis¬ 
mus hätte verhindern können, stimme 
ich soweit überein, soweit die Ursache 
nicht hauptseitig in einer falscher Po¬ 
litik der KPD gegenüber bürgerlichen 
Kräften gesucht wird. 

1935 führt Dimitroff in seinem 
Referat auf dem VII. Weltkongress 
aus: „War der Sieg des Faschismus in 
Deutschland unvermeidlich? Nein, die 
deutsche Arbeiterklasse hätte ihn ver¬ 
hindern können. 

Aber dazu hätte sie die Herstellung 
der antifaschistischen proletarischen 
Einheitsfront durchsetzen, die Führung 
der Sozialdemokratie zwingen müssen, 
den Feldzug gegen die Kommunisten 
einzustellen und die wiederholten An¬ 
gebote der Kommunistischen Partei 
über die Aktionseinheit gegen den Fa¬ 
schismus anzunehmen.“ 


Dimitroff weist auf die Verantwor¬ 
tung der Sozialdemokratie hin, ohne im 
Weiteren die Fehler der KPD insbeson¬ 
dere bezüglich einer aktiven Aktions¬ 
einheitpolitik zu verschweigen. 

Die Volksfrontpolitik untersucht er 
in einer Reihe von Staaten und schreibt 
seinen Genossen ins Stammbuch: „Ihr 
seht also, dass wir hier auf ganzer Li¬ 
nie aufräumen müssen mit der in unse¬ 
rer Praxis nicht selten vorkommenden 
Ignorierung, Geringschätzung der ver¬ 
schiedenen Organisationen und Partei¬ 
en der Bauernschaft, der Handwerker 
und der Massen des städtischen Klein¬ 
bürgertums.“ 

Ich verstehe Dimitroff auf heute be¬ 
zogen so: Wir dürfen nicht verkennen, 
dass kleinbürgerliche, häufig auch reli¬ 
giös motivierte Menschen eine wichti¬ 
ge Kraft gegen Rassismus in unserem 
Land darstellen, örtlich vielleicht so¬ 
gar die wichtigste. Eine Mitarbeit von 
Kommunisten in diesen Bündnissen 
kann sinnvoll sein, wenn in diesen die 
Freiheit besteht auch kommunistische 
Positionen einzubringen, vor allem zur 
Frage, welche Zusammenhänge zwi¬ 
schen Rassismus und Imperialismus 
bestehen. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass es sich z.T. um dieselben Menschen 
handelt, die vor nicht allzu langer Zeit, 
den Krieg gegen Jugoslawien befürwor¬ 
tete haben (so meine persönliche Er¬ 
fahrung). 

Wenn es vor Ort aber antifaschis¬ 
tische Bündnisse gibt, die mehr in der 
Arbeiterbewegung verwurzelt sind, 
muss unser Hauptaugenmerk auf diese 
gerichtet sein. Dort stoßen unsere Ar¬ 
gumente über Zusammenhang von Fa¬ 
schismus und Imperialismus, von CSU 
und AFD, auf offenere Ohren. Und sol¬ 
che Bündnisse wirken wieder zurück 
auf antirassistische, eher kleinbürgerli¬ 
che Initiativen. 

Unsere Aufgabe besteht m.E. nicht 
nur darin, möglichst breite Bündnisse 
gegen die Nazis zu schmieden. Aufklä¬ 
rung darüber, wem Rassismus in dieser 
Gesellschaft dient, ist mindestens so 
wichtig. Wenn in einem Bündnis Fragen 
zu CDU, CSU, aber auch Sarrazin aus¬ 
geklammert werden müssen, halte ich 
eine Mitarbeit von Kommunisten für 
fragwürdig. Bündnisfragen lassen sich 
letztlich aber nur konkret beantworten. 

Zum Beispiel in Augsburg: die AfD 
hatte im Rathaus den besten Saal für 
eine Parteiveranstaltung angemietet. 
Erst auf öffentlichen Druck sah sich 
der CSU-Oberbürgermeister gezwun¬ 
gen, die Zusage zurückzuziehen. Juris¬ 
tisch war aber nichts mehr zu machen. 
Parallel zur AfD-Veranstaltung wurde 
eine Gegenkundgebung abgehalten. 
Dort war der Hauptredner eben je¬ 
ner CSU-Oberbürgermeister, der seine 
Rede v.a. dazu nutzte die eigene Stadt¬ 
regierung zu loben. Darf man so jeman¬ 
den auspfeifen? Die Jungen, parteilos, 
Jusos, SDAJ, ver.di, haben es gemacht. 
Ich denke, das war in dieser Situation 
richtig, u.a. deswegen, da diese Jugend¬ 
lichen dann später gemeinsam nach 
Stuttgart zu einer Kundgebung gegen 
den AfD-Parteitag gefahren sind (wo 


sie dann alle eingesperrt wurden). Brei¬ 
teste Bündnisse gegen Nazis zu schlie¬ 
ßen bedeutet nicht, jedes Bündnis zu 
unterstützen. 

Gregor Thaler y Augsburg 

Alarmierende Rechtsruck 
in Europa fordert breite 
Gegenwehr 

Betr. „Aufstehen gegen Rassismus“, 
UZ vom 13.5.2016, S. 9 

(...) Wir waren sehr froh, als wir unter 
den Unterzeichnern [des Bündnisauf¬ 
rufs - d. Red.] die VVN/BdA fanden, 
in der wir aktiv mitarbeiten. „Aber 
wo ist die DKP?“, fragten wir uns. Nun 
wissen wir es: sie macht nicht mit, weil 
das Bündnis aus Sicht unseres Partei¬ 
vorstands politische Klarheit vermis¬ 
sen lässt. Aber wie sieht denn unsere 
Handlungsorientierung im Kampf ge¬ 
gen AfD, Pegida und andere Rassisten 
aus? (...) 

Politischen Einfluss kann man nach 
unseren Erfahrungen nur innerhalb ei¬ 
nes breiten Bündnisses ausüben, nicht 
von außerhalb. 

Der alarmierende Rechtsruck in Eu¬ 
ropa erfordert eine breite Gegenwehr. 
Nach unserer Einschätzung haben sich 
Rassisten und Faschisten wieder zu ei¬ 
ner ernsten Gefahr für Demokratie und 
Frieden entwickelt. Wir geben Nina Ha¬ 
ger recht, wenn sie an die Machtüber¬ 
gabe an die Faschisten erinnert, die 
möglich wurde, weil die zersplitterten 
Kräfte der Linken und der bürgerli¬ 
chen Demokraten nicht zum gemein¬ 
samen Handeln zusammen fanden Es 
lohnt sich, die Dokumente des 7. Welt¬ 
kongresses wieder einmal zur Hand zu 
nehmen. Was sich derzeit in Deutsch¬ 
land und anderen Ländern Europas auf 
Rechtsaußen etabliert, ist keine vorü¬ 
bergehende Erscheinung. Sie darf nicht 
auf die leichte Schulter genommen wer¬ 
den. Kommunisten müssen nach unse¬ 
rer Meinung in diesem breiten Bündnis 
mitwirken, nicht zuletzt eingedenk der 
leidvollen Erfahrungen der deutschen 
Arbeiterbewegung in der Zeit des Fa¬ 
schismus. 

Marianne und Günther Wilke, Wedel 

Nützt die beschlossene 
Orientierung im Kampf gegen 
die AfD? 

Betr. „Aufstehen gegen Rassismus“, 
UZ vom 13.5.2016, S. 9 

Ich gehöre zu den Erstunterzeichnern 
des „Aufstehen gegen Rasissmus“- 
Aufrufs. In das Bündnis habe ich die 
ehrliche Hoffnung gesteckt, dass es ge¬ 
meinsames Handeln mit bürgerlichen 
Demokraten (wie Nina Hager schreibt) 
gegen die AfD befördern kann. Die 
Konferenz hat mich eines besseren be¬ 
lehrt. Ein Bündnis gegen die AfD sollte 
sich daran messen lassen, wie effektiv 
es ihm gelingt die AfD zu schwächen. 
Wer in der aktuellen Situation aber die 
AfD bekämpfen will, indem er „die rote 
Linie“ neu zieht, ihre Positionen als mo¬ 
ralisch verwerflich tabuisiert, den Sozi¬ 
alabbau im Land und die Kriegspolitik 
der Regierung nicht erwähnt, der mag 
es gut meinen, spielt aber im schlech¬ 


testen Fall den Kräften in die Hand die 
er bekämpfen will. Mit einer solchen 
Orientierung verschont man nicht nur 
diejenigen die für die Rechtsentwick¬ 
lung im Land die Verantwortung tra¬ 
gen. Es ist zu befürchten, dass die vielen 
Lohnabhängigen, die derzeit der AfD 
auf dem Leim gehen, das Bündnis als 
Teil des Establishments wahrnehmen, 
welches keine Lösungen für ihre realen 
Probleme und Perspektivängste bietet. 
Es geht also nicht darum, breite Bünd¬ 
nisse gegen Faschismus in Frage zu 
stellen, sondern ernsthaft zu prüfen, in¬ 
wieweit die beschlossene Orientierung 
dem Kampf gegen die AfD nützt. Sich 
dennoch an einzelnen Aktionen, wie 
bspw. der Ausbildung von Stammtisch¬ 
kämpferinnen, zu beteiligen und unse¬ 
re Positionen dort offensiv zu vertreten, 
ist für mich eine Selbstverständlichkeit. 

Paul Rodermund\ E-Mail 

Nullrunde oder 
Umverteilungsrunde? 

Betr.: „Nullrunde für 3,8 Millionen 
Beschäftigte“, UZ vom 20.5.2016, S. 3 

Im Unterschied zu vorausgegangenen 
Metall-Tarifrunden spricht die gering¬ 
fügige Inflation diesmal dafür, dass es 
eben keine Nullrunde wird. Das sehen 
offenbar auch die Beschäftigten so, 
denn anders als Werner Sarbok erwar¬ 
tet, hat es bisher wenig bis keine Dis¬ 
kussionen über den Abschluss gegeben. 
Darum ist schon der Titel eher unzu¬ 
treffend. 

Wenig zutreffend ist auch die Dar¬ 
stellung der wirtschaftlichen Lage. Von 
Absatzeinbrüchen in der Autoindustrie 
kann trotz Abgasskandal nicht die Rede 
sein. So meldet der Hauptverursacher 
Volkswagen bis April dieses Jahres Ab¬ 
satzsteigerungen von 0,8 Prozent. An¬ 
dere Hersteller liegen noch weit besser. 
Die angeblich für eine positive Tendenz 
sprechenden Großaufträge im Schiff¬ 
bau (im Artikel wird von Reedereien 
gesprochen) betreffen allein das Ge¬ 
schäft mit Kreuzfahrtschiffen und da¬ 
mit hauptsächlich die Meyer-Werft in 
Papenburg. Für andere Schiffbauer se¬ 
hen die Geschäfte mau aus, von den 
Reedereien gar nicht zu reden, die sich 
seit Jahren gegen fallende Frachtraten 
in immer größere Fusionen retten. Auch 
die öffentlich groß herausgestellten Plä¬ 
ne der malaysischen Genting-Gruppe, 
die die Werften in Wismar, Warnemün¬ 
de, Stralsund und die Bremerhavener 
Lloyd-Werft gekauft hat, um dort eben¬ 
falls Kreuzfahrtschiffe zu bauen, sind 
mit Vorbehalt zu sehen. Der russische 
Vorbesitzer kam über Planungen nicht 
weit hinaus. Es wäre jedenfalls gut ge¬ 
wesen, einen zweiten Blick auf die 
Wirtschaftslage und besonders auf die 
Ergebnisse der Metall-Tarifrunde und 
deren Resonanz bei den Belegschaften 
zu werfen. 

Rudi Christian, Hamburg 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst 
nichtlänger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzei¬ 
chen) sein. Die Redaktion behält sich außer¬ 
dem vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Termine@unsere-zeit.de 


Heidenheim: „Fluchtursachen bekämp¬ 
fen!“ Mitgliederversammlung der DKP 
mit Björn Blach, DKP-Bezirksvorsitzender 
Baden-Württemberg. Hotel Pöltl, Erchen¬ 
straße 14, 20.00 Uhr. 


Dl ★ 31. MAI 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP 
u. a. mit Foto-Schau der letzten Aktivitäten 
wie Teilnahme an derTTIP-Demonstration, 
vom 1. Mai und dem Besuch bei den Ge¬ 
nossen der PCF in Arras. Ladenlokal Kel- 
lerstraße 7,19.30 Uhr._ 

Fellbach: Diskussionsveranstaltung der 
DKP zum Sofortprogramm und zu aktuel¬ 
len politischen Fragen. Lokal zom Schiller. 
Schillerstraße 24,18.00 Uhr. 


DO ★ 2. JUNI 


Nürnberg: „Das Sofortprogramm der 
DKP“, Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SO ★ 5. JUNI 


Hamburg: „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“, 
Führung durch die Dauerausstellung 
in den letzten erhaltenen, ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, La¬ 
ger Kowahl+Bruns mit Filmvorführung). 
Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft- 
Geschichtswerkstatt e.V. Hamburg Fuhls¬ 
büttel, Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S- 
Bahn Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 7. JUNI 


München: „Pakte mit dem Teufel - der 
sogenannte Hitler-Stalin-Pakt.“ Veranstal¬ 
tung der DKP mit Ludwig Elm. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 8. JUNI 


Stuttgart: Josef Kraft stellt als Mitautor 
das Buch: „Aufstand des Abendlandes, 
AfD, Pegida und Co.: Vom Salon auf die 
Straße“ vor. Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★ 9. JUNI 


Essen: „Religiöse Diversität und Freiheit 
im revolutionären Kuba“, Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Sonia Garcia, Mitarbeiterin 
in der Abteilung für Religionsangelegen¬ 
heiten im ZK der KP Kubas. Haus der DKP, 
Hoffnungstraße 18,19.00 Uhr._ 

Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 
1,18.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Unsere Stadtteilpolitik in 
Nürnberg“, Gruppenabend der DKP. Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Was ist und kann 
dialektisch¬ 
materialistische 
Philosophie? 

Wochenendseminar der Karl-Lieb- 
knecht-Schule, Leverkusen. Re¬ 
ferentin: Nina Hager. Sa. 4. Juni/ 
So. 5. Juni 2016. Weitere Infor¬ 
mationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org. 



unsere zeit - Jetzt 4 Wochen gratis probelesen 


Ich möchte die UZ 4 Wochen 
kostenlos und unverbindlich testen. 


Name 


Vorname 


Straße, Hausnummer 


PLZ / Ort 


Telefon / E-Mail 


Das Abo endet automatisch. Der Verlag darf mich nach meiner 
Meinung zur UZ befragen. 


Coupon einsenden: CommPress Verlag GmbH 

Hoffnungstraße 18.45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de . Tel: 0201 -17788923 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP ossn 0943-4216) 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 

Redaktion: 

Nina Hager (Chefredakteurin, v.i.S.d.R), 
Manfred Idler, Paul Kranefeld, Olaf 
Matthes, Lars Mörking, Werner Sarbok 

Für Beiträge, die mit vollem Namen 
gekennzeichnet sind, übernehmen allein 
die Autor/inn/en die Verantwortung. 

Für unverlangt eingesandte Manuskripte 
kann keine Haftung übernommen werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Druck: Union Druckerei Berlin GmbH 


Verlag: 

CommPress Verlag GmbH 
Geschäftsführer: August Ballin 

Abo- und Anzeigenservice: 

Walter Herbster/Ben Richter 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anschrift Redaktion und Verlag: 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Anzeigenschluss: 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe) 

Bankverbindung: 

Postbank Köln, BIC: PBNKDEFF 
IBAN: DE34 3701 0050 0417 0995 07 


Spendenkonten DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank I BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE90 4306 0967 4002 4875 00 (DKP-Arbeit und UZ) 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 (UZ-Pressefest) 

IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 (Internationale Solidarität) 











































16 Freitag, 27. Mai 2016 


Die letzte Seite 
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Ich komme zum UZ-Pressefest, 



... weil mich diese einmalige Mi¬ 
schung aus linker Kultur und Po¬ 
litik, verbunden mit solidarischer 
Stimmung und guter Laune, im¬ 
mer wieder fasziniert. Das Presse¬ 
fest, ein Mutmacher in einer sich 
verdüsternden Zeit!“ 

IJla Richter, 

Malerin & Antifa-Aktivistin 




... weil es Orte braucht, wo die 
linke Bewegung bundesweit und 
international zusammenkommt, 
um über Strategien gegen staatli¬ 
che Repression und für die Frei¬ 
heit unserer politischen Gefange¬ 
nen zu diskutieren sowie prakti¬ 
sche Aktivitäten zu planen. Das 
UZ-Pressefest ist hierfür seit vie¬ 
len Jahren eine wichtige Institu¬ 
tion.“ 


Henning von Stoltzenberg, 
Bundesvorstand Rote Hilfe e. V. 


Griechenland besteht auf Rückgabe 

Parthenon-Fries immer noch im British Museum 



I m jahrzehntelangen Streit um die 
Parthenon-Friesteile beharrt Grie¬ 
chenland auf der Rückgabe der 
wertvollen Skulpturen aus London. 
„Wir bestehen darauf“ sagte Kultur¬ 
minister Aristidis Baltas der Deut¬ 
schen Presse-Agentur. Eine Klage vor 
internationalen Gerichten schloss der 
Minister nicht aus, dies sei aber nicht 
der geeignete Moment. 

Die antiken Marmorelemente aus 
der Athener Akropolis sind seit 1816 
im Besitz des British Museum. Seit 
1982 fordert Griechenland sie zurück, 
die Briten verweigern dies. 

Es müsse ein weltweites Bewusst¬ 
sein entstehen, wie wichtig es sei, dass 
das Weltkulturerbe vollständig sei, 
sagte der Minister. Dafür arbeiteten 
mehrere Vereinigungen und Initiati¬ 
ven weltweit. Noch im Oktober 2014 
hatte die Anwältin Amal Clooney, 
Ehefrau von Hollywood-Star Geor¬ 


Zwei der 

Marmorelemente 


ge Clooney, erklärt, 
die Rückgabe müs¬ 
se vor internatio¬ 
nalen Gerichten 
verhandelt werden 
- es sei eine gerech¬ 
te Forderung. Die 
Londoner Kanzlei, 
für die Amal Cloo¬ 
ney arbeitet, vertritt Griechenland seit 
2011. 

Der britische Botschafter Lord El- 
gin hatte Anfang des 19. Jahrhunderts 
die am besten erhaltenen Teile („El- 
gin Marbles“) des Parthenon abbau¬ 
en und nach England bringen lassen. 
Er verkaufte sie 1816 an das Britische 
Museum. 56 von 96 Platten des Frieses 
befinden sich seitdem dort. 


Der Parthenon („Jungfrauenge¬ 
mach“) ist eines der berühmtesten 
noch existierenden Baudenkmäler 
des antiken Griechenland. 

Athen hat 2009 ein neues Muse¬ 
um unterhalb der Akropolis errichtet. 
Dort werden die echten und die feh¬ 
lenden Friesteile als Nachbildungen 
ausgestellt. 

ZLV 


Fifa fordert Sperre 

Niersbach wehrt sich. Berechtigt? 



Foto: Smokeonthe^Her/ wikimedia.com/CC BY-SA 3.0 


I m Verfahren der Fifa-Ethikkommis- 
sion gegen Wolfgang Niersbach wur¬ 
de am 20. Mai eine zweijährige Sper¬ 
re für den früheren DFB-Präsidenten 
beantragt. Die Vorwürfe gegen Niers¬ 
bach, die am letzten Freitag bekannt 
gemacht wurden, streitet der nicht ab, 
will sich gegen die Sperre und eine 
Strafzahlung von 30 000 Franken aber 
wehren. Unser Autor Klaus Huhn erin¬ 
nert daran um welche Verfehlungen es 
eigentlich geht: 

Ich zauderte, ob ich dem Leser mit- 
teilen sollte, dass ich vor Jahr und Tag 
auf der Pressetribüne einer Welt- oder 
Europameisterschaft oft nur eine Rei¬ 
he über oder unter ihm gesessen und 
er mich sogar gegrüßt hatte, obwohl ich 
ein „Ossi“ war und viele seiner Kolle¬ 
gen uns keines Blickes würdigten. Er 
nicht. Ich meine Wolfgang Niersbach, 
den Eben-noch-Präsidenten des größ¬ 
ten deutschen Sportverbands, nämlich 
des DFB, also des Deutschen Fußball¬ 
bundes. Niersbach machte Karriere 


und wechselte den Platz auf der Pres¬ 
setribüne mit einem Sessel in den Eh¬ 
renlogen. Seitdem waren wir uns nicht 
mehr begegnet. Nun las ich, dass er 
im Monat 22 277 Euro verdiente und 
noch eine weitere Summe kassiert hat¬ 
te, über die die Öffentlichkeit nichts er¬ 
fuhr. Eines Tages war er Pressechef des 
DFB geworden, dann Generalsekretär, 
schließlich sogar Präsident - und kas¬ 
sierte. 

Allerdings kassierte er nicht nur 
Fabelsummen im Vergleich zu meiner 
Rente, sondern soll auch dem und je¬ 
nem enorme Summen gezahlt haben. 
Der „Focus“ (19.11.2012) meldete je¬ 
denfalls: „Theo Zwanziger, Ex-Präsi- 
dent des DFB, wirft brisante Finanz¬ 
fragen auf über die Einkünfte seines 
Nachfolgers Wolfgang Niersbach. (...) 
Eine Passage bietet Zündstoff. Auf 42 
Zeilen rapportiert der Ex-DFB-Boss 
die Umstände der Inthronisation sei¬ 
nes Nachfolgers Wolfgang Niersbach. 
Dabei wirft er die Frage auf, ob der 


ehemalige DFB-Generalsekretär auf 
seinem neuen Posten ehrenamtlich ar¬ 
beite (wie laut Satzung vorgeschrie¬ 
ben) oder etwa weiterhin ein hohes 
Jahreseinkommen erziele (wie wäh¬ 
rend seiner hauptamtlichen Tätigkeit). 
Ein ehrenamtlicher DFB-Präsident 
soll eine Aufwandsentschädigung von 
jährlich 70 000 bis 80 000 Euro im Jahr 
erhalten - ein DFB-Generalsekretär 
hingegen etwa 350 000 Euro verdie¬ 
nen.“ Niersbach und der DFB selbst 
verweigern umfassende Auskunft zu 
den Einkünften des Präsidenten. Alle 
dezidierten Anfragen von „Focus“, ob 
Niersbach über seine neuen Posten als 
AufsichtsratsVorsitzender der DFB- 
Medien-, der DFB-Wirtschaftsdienste, 
der DFB-Medien-Verwaltungs-GmbH 
oder andere Einkunftsquellen heute so 
vergütet werde, dass er ein ähnliches 
Einkommen wie früher als Generalse¬ 
kretär verbuchen könne, blieben ohne 
konkrete Antwort.“ 

Allerdings ging es nicht nur um die 
Bezüge meines „Ex-Kollegen“ son¬ 
dern laut Spiegel (20.10.2015) um ganz 
andere Summen: „Er begrüßte die an¬ 
wesenden Journalisten mit einem lau¬ 
ten ,Servus’. Nur wenig später aber war 
es in der DFB-Zentrale in Frankfurt 
mit dem selbstbewussten Auftreten 
von Wolfgang Niersbach schon vor¬ 
bei. Was folgte, war eine historische 
Pressekonferenz, die eigentlich den 
Enthüllungen des Spiegel ihren Ge¬ 
halt nehmen sollte - und stattdessen 
zu einer 39-minütigen Selbstdemon¬ 
tage wurde. 

Es sei viel geschrieben, viel gespro¬ 
chen worden, sagte Niersbach. Es ist 
der Beginn eines langen Monologs, ei¬ 
ner Ausführung rund um die ungeklär¬ 
te Zahlung von 6,7 Millionen Euro zwi¬ 
schen dem deutschen WM-Organisati- 
onskomitee, dem Fußball-Weltverband 
Fifa und dem damaligen Adidas-Chef 
Robert Louis-Dreyfus. Eine ,schwarze 


Kasse 4 , so hatte es der Spiegel enthüllt. 
Aber bei Niersbach geht die Geschich¬ 
te anders. Die (...) beginnt mit einem 
Termin in Salzburg. In Salzburg wohnt 
Franz Beckenbauer, damals Chef des 
Organisationskomitees (OK) für die 
WM. Und erst seit dem Termin kenne 
Niersbach einigermaßen genau die¬ 
sen ersten Teil, also wie überhaupt der 
Kontakt zu Robert Louis-Dreyfuss zu¬ 
stande gekommen ist“ 4 

Machen wir es kurz: Der DFB hatte 
einen „Zuschuss“ für die WM 2006 be¬ 
kommen. Und zwar 6,7 Millionen Euro, 
über die weiter Unklarheit herrscht. 
„Laut Niersbach ging die Geschichte 
dann so weiter: Beckenbauer habe das 
Geld zunächst aus eigener Tasche zah¬ 
len wollen, da das OK noch über keine 
eigenen Mittel verfügt hätte. Weil Be¬ 
ckenbauers Berater Robert Schwan an¬ 
geblich davon abriet, habe man sich das 


Geld dann bei Louis-Dreyfus geliehen. 
(...) Niersbach, der öfter wiederholte, 
dass die Vorgänge über zehn Jahre zu¬ 
rücklägen und so seine Erinnerungslü¬ 
cken zu legitimieren versuchte (...) ent¬ 
hüllte die angebliche handschriftliche 
Notiz Niersbachs auf einem Überwei¬ 
sungsblatt für Dreyfus. ,Ich kann auch 
nicht definitiv ausschließen, dass da 
eine handschriftliche Notiz von mir auf 
irgendeinem Vorgang war. Aber wenn 
Sie nach meinem exakten Wissen fra¬ 
gen, dann muss ich passen!“ 

Nun hat sich die Internationale 
Ethikkommission der Sache angenom¬ 
men, Niersbach mit einer Geldstrafe 
belegt, ihn zwei Jahre gesperrt, will alle 
Zahlungen untersuchen und uns bleibt 
nur, alle Sportfunktionäre zu grüßen, 
die rund um die Uhr tätig sind und kei¬ 
nen Cent fordern! 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Schottische Trilogie, 

GB1972/1973/1978 

Bill Douglas lässt seine Jugend in 
ärmsten Verhältnissen in Schottland 
in den Filmen „Meine Kindheit 44 , 
„Meine Leute“ und „Mein Weg zu¬ 
rück“ Wiederaufleben. Eine der ein- 
drücklichsten Autobiographien der 
Filmgeschichte. 

Mo., 30.5., 22.00 - 0.50 Uhr, arte 

Nackt unter Wölfen, D 2015 

Christoph Dieckmann bemängelt 
in der „Zeit“, dass die Neuverfil¬ 
mung von Bruno Apitz 4 Roman eine 
„verfälschende Tendenz“ habe. Er 
schreibt: „Was wollte Regisseur Ka- 
delbach vermitteln - den Roman 
oder Historie für ein nachgeborenes 
Publikum? Die Rolle der Kommunis¬ 
ten wird konsequent minimiert. Eine 
Selbstbefreiung des Lagers Buchen¬ 
wald findet nicht statt; sie reduziert 


sich auf kollektiven Ungehorsam, als 
die Kommandantur den Aufmarsch 
zur Evakuierung befiehlt. Die Häft¬ 
lingswaffen kommen nicht zum Ein¬ 
satz, denn die SS türmt nur vor den 
nahenden Amerikanern.“ 

Di., 31.5., 23.10 - 0.50 Uhr, 3sat 

Vincennes - Die revolu¬ 
tionäre Uni, F 2016 

Die Universität von Vincennes, ge¬ 
gründet 1968, hat neben der Sor¬ 
bonne französische Geistesgeschich¬ 
te geschrieben - mit Größen wie Fou- 
cault, Deleuze, Lacan oder Marcuse. 
Sie war nicht nur Hochburg der 68er- 
Studentenbewegung, sondern auch 
eine ganz neue Art von Hochschule 
mit neuen Fächern und neuen For¬ 
men des Unterrichts, nach dem Mot¬ 
to: „Bildung für alle“. 

Mi., 1.6., 22.35 - 0.10 Uhr, arte 













